
KOPF DER WOCHE

Von Straßburg
nach Berlin
Martin Schulz Am Donnerstag war dann sicher,
worüber schon tagelang spekuliert wurde: Martin
Schulz (SPD), seit 2012 Präsident des Europapar-

laments, verkündete
seinen Wechsel nach
Berlin 2017. Zu sei-
nen genauen Tätig-
keiten äußerte er sich
nicht. Dem Verneh-
men nach könnte der
„Mr. Europa“, seit
1994 im EU-Parla-
ment, dem als Bun-
despräsidenten nomi-
nierten Parteifreund
Frank-Walter Stein-

meier als Außenminister folgen.Weil sich die Kon-
servativen im EU-Parlament gegen eine weitere
Amtszeit von Schulz sperrten, musste sich der
ehrgeizige Politiker aus dem rheinischen Würselen
nach anderen Tätigkeiten umschauen. Diskutiert
wird, ob der 60-Jährige sogar SPD-Spitzenkandi-
dat für die Bundestagswahl wird und nicht Partei-
chef Sigmar Gabriel. Der ließ nur mitteilen, es
bleibe dabei, dass der Spitzenkandidat erst Ende
Januar 2017 festgelegt werde. kru T
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ZAHL DER WOCHE

400
Millionen Euro mehr bewilligte der Bun-
destag für den Bundeshaushalt 2017 als die
Regierung vorgesehen hatte. Es gibt 8,3
Milliarden Euro Erhöhungen bei den Einzel-
etats und Herabsetzungen von 7,9 Milliar-
den Euro. Insgesamt ist der Etat 2017
(2016: 316,9) 329,1 Milliarden Euro groß.

ZITAT DER WOCHE

»Immer mehr
Menschen sind
enttäuscht und
wütend.«
Sahra Wagenknecht, Vorsitzende der
Fraktion Die Linke, im Deutschen Bundes-
tag in der Generalaussprache zum Bundes-
haushalt 2017
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Bedrängte Demokratie
HAUSHALT Kanzlerin setzt auf Weltoffenheit gegen Populismus. Opposition gibt Regierung Mitschuld

D
ie Welt erscheint in Un-
ordnung. Millionen Men-
schen sind vor Kriegen
auf der Flucht, auch der
Klimawandel wird zu ei-
ner immer stärkeren Be-

lastung. Die Wirtschaft kommt in vielen
Ländern nicht in Gang, die Verschuldung
der Staaten wächst rund um den Globus.
Zugleich sind Populisten in den Demokra-
tien auf dem Vormarsch. Im Bundestag
herrschte in der Generalaussprache über
den Bundeskanzleretat am vergangenen
Mittwoch Einigkeit, dass dem immer mehr
um sich greifenden rechten Populismus
die Stirn geboten werden muss.
Während Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) nach der Wahl von Donald Trump
zum US-Präsidenten und der Entscheidung
Großbritanniens zum Austritt aus der Eu-
ropäischen Union auf Weltoffenheit setzte,
eine Stärkung der EU forderte und die wirt-
schaftlichen Erfolge der Regierung hervor-
hob, beurteilte die Opposition die Situati-
on anders. Sahra Wagenknecht, Fraktions-
vorsitzende der Linken, bezeichnete Be-
hauptungen, Deutschland gehe es gut, an-
gesichts von Millionen von Abstiegsgefähr-
deten als „blanken Hohn“. Grünen-Frakti-
onschef Anton Hofreiter warf Merkel und
ihrer Regierung vor, zu wenig gegen das
Auseinanderfallen Europas, gegen die Spal-
tung der Gesellschaft, gegen den Klima-
wandel sowie für die Bekämpfung von
Fluchtursachen getan zu haben.

Industriepolitik Wagenknecht warf der
Regierung Versäumnisse vor und erklärte:
„Offenbar hat selbst noch ein Donald
Trump wirtschaftspolitisch mehr drauf als
Sie. Denn immerhin hat der Mann begrif-
fen, dass staatliche Industriepolitik besser
ist als billige Dienstleistungsjobs und dass
gegen Krise und marode Infrastruktur nicht
Kürzungspolitik hilft, sondern ein groß an-
gelegtes öffentliches Investitionspro-
gramm“, beklagte Wagenknecht, die der
Koalition vorwarf, durch ihre Politik „die
Rechte inzwischen auch in Deutschland
stark gemacht“ zu haben. Sie stieß damit
auf Widerspruch der SPD-Fraktion: „Früher
hieß es: Proletarier aller Länder vereinigt
euch. Heute heißt es: Populisten aller Län-
der vereinigt euch“, spottete der Vorsitzen-
de der SPD-Fraktion, Thomas Oppermann.
Wagenknecht warf der Union vor, auf ein
„Weiter so“ mit Merkel zu setzen. Sie zog
Parallelen zu den USA und erklärte, die
US-Bürger hätten nicht in erster Linie den
Milliardär Donald Trump gewählt, „son-
dern das ,Weiter so‘ abgewählt“. Dafür hät-
ten sie angesichts der gesunkenen Löhne

gute Gründe. Und die Gründe gebe es auch
in Deutschland, wo immer mehr Men-
schen enttäuscht und wütend über eine
„großkoalitionäre Einheitspolitik“ seien,
die die Reichen noch reicher und das Le-
ben der arbeitenden Mitte noch unsicherer
und prekärer mache. Jeder sechste Rentner
lebe in Armut, Arbeitneh-
mer ohne Tarifbindung wür-
den 18 Prozent weniger als
noch im Jahr 2000 verdie-
nen. 4,3 Millionen Erwerbs-
fähige seien auf Hartz IV an-
gewiesen.
Die Bundeskanzlerin zeigte
sich besorgt darüber, dass
Populismus und politische
Extreme in westlichen De-
mokratien zunehmen wür-
den. Viele Menschen wür-
den sich Sorgen um die
„Stabilität unserer gewohn-
ten Ordnung“ machen. Es habe auch eine
Veränderung der Meinungsbildung stattge-
funden. Viele Bürger würden sich heute
anders als noch vor 25 Jahren informieren.
Durch das Internet und technische mög-
lichkeiten würden Meinungsbilder ver-
fälscht, journalistische Sorgfaltspflichten

weniger angewandt. Deshalb unterstütze
sie die Anstrengungen von Innen- und Jus-
tizministerium, um „Hassreden, Hasskom-
mentare, vernichtende und mit der Men-
schenwürde nicht in Übereinstimmung zu
bringende Dinge“ zu unterbinden. Ähnlich
äußerte sich Oppermann, der „ein riesiges

Problem mit dem Um-
gang mit der Wahrheit in
sozialen Medien“ aus-
machte.
Merkel erklärte zur Wirt-
schaftspolitik: „Den Men-
schen ging es noch nie so
gut wie im Augenblick.“
Auch der Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion, Vol-
ker Kauder, sagte:
„Deutschland steht gut
da.“ Das sei eine große
Gemeinschaftsarbeit von
fleißigen Arbeitnehmern,

von risikofreudigen Unternehmern und ei-
ner richtigen Politik der letzten Jahre gewe-
sen. Zur Migration erklärte die Kanzlerin,
Deutschland könne diese Fragen nicht al-
leine lösen, aber einen Beitrag dazu leis-
ten. Sie warnte aber davor, dass das Ver-
trauen der Bürger in den Rechtsstaat ausge-

höhlt werden könne, wenn abgelehnte
Asylbewerber nicht abgeschoben würden.
Die Wahl Trumps sei ein „Schub für mehr
Nationalismus und Ressentiment“ gewe-
sen, beklagte der Grüne Hofreiter. Auch in
Europa und Deutschland hätten Rechtspo-
pulisten Erfolge. „All denjenigen, denen
die liberale Demokratie am Herzen liegt,
muss das große Sorgen machen.“ Hofreiter
rief die Parteien des Bundestages zu ge-
meinsamen Handeln auf: „Wir müssen uns
gemeinsam den Demagogen, den Nationa-
listen und den Autoritären entgegenstel-
len.“ Zugleich rief er dazu auf, die Sorgen
derer zu berücksichtigen, „die Angst ha-
ben, ihren Arbeitsplatz zu verlieren“.

Schmutziger Wahlkampf Oppermann er-
klärte, der Ausgang der Wahl in den USA
sei zu respektieren, „aber was nicht akzep-
tiert werden kann, ist die schmutzige Art,
in der dieser Wahlkampf geführt wurde“.
Der Rassismus von Trump und seine res-
pektlose Abwertung von Menschen seien
schon im Wahlkampf unerträglich gewe-
sen, aber wenn dies an der Spitze des Staa-
tes praktiziert werde, bestehe eine Gefahr
für die Demokratie. „Das dürfen wir nicht
zulassen.“ Hans-Jürgen Leersch T

Gemeinsinn und Zusammenhalt sind das beste Mittel gegen das Auseinanderfallen der Gesellschaft. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Mindestens
einfältig

VON JÖRG BIALLAS

Pünktlich zum Beginn der Haushaltswoche im
Deutschen Bundestag hat das Finanzministeri-
um am vergangenen Montag einen erhebli-
chen Anstieg der Steuereinnahmen bekannt
gegeben. Demnach hat der Staat im Oktober
2016 satte acht Prozent mehr als im Vorjahres-
zeitraum eingestrichen. Besonders Lohn- und
Umsatzsteuer, die wichtigsten Einnahmequel-
len des Bundes, sind deutlich über die Maßen
geflossen.
Das wäre nicht der Fall gewesen, wenn es der
deutschen Wirtschaft nicht gut ginge. Der Ar-
beitsmarkt ist auf hohem Beschäftigungsni-
veau stabil, Investitions- und Exportquoten
bleiben ordentlich, spürbare Tariferhöhungen
stärken die Kaufkraft. Kurzum: Die Konjunktur
brummt; ein Ende des Aufschwungs ist nicht in
Sicht.
Die politische Stimmung im Land erweckt je-
doch den Eindruck, als stünde die Nation un-
mittelbar vor dem wirtschaftlichen und morali-
schen Kollaps. Es ist in Mode gekommen, über
die angeblich unfähige Politik zu lästern, den
Medien im Land eine Verschwörung mit der
Machtelite zu unterstellen, Ausgaben für
Flüchtlinge mit dem Argument zu bekritteln,
diese Form der Menschlichkeit sei nicht finan-
zierbar.
Bei sachlicher Betrachtung hält keine dieser
Parolen der Wirklichkeit stand. Und doch fin-
den sie inzwischen Eingang bis in bürgerliche
Kreise, die eigentlich zu einer intellektuellen
Differenzierung in der Lage sein müssten und
außerdem überhaupt keinen Grund haben, Be-
stehendes mit Verweis auf die Sorge um den
eigenen Wohlstand in Frage zu stellen.
Ja, es läuft in Politik und Wirtschaft nicht alles
rund. Und manchmal passieren handfeste
Skandale, siehe Volkswagen, siehe Deutsche
Bank.
Das jedoch als Beleg anzuführen, Betrug, Kor-
ruption und Skrupellosigkeit gehörten zum
System, würden mit Hilfe der Presse verschlei-
ert und führten darüber hinaus zu keinerlei
Konsequenzen, ist - höflich formuliert - min-
destens einfältig.
Gegen unterschiedliche politische Meinungen
ist selbstredend nichts zu sagen. Sie gehören
zum Wesen einer Demokratie. Wer aber Tatsa-
chen durch Halbwahrheiten, gar Lügen ersetzt,
wer messbare Faktoren wie die Wirtschaftsla-
ge oder die Situation des Staatshaushaltes
ignoriert, versucht vorsätzlich, diese Demokra-
tie zu beschädigen.

»Den
Menschen

ging es noch
nie so gut

wie im
Augenblick.«
Angela Merkel (CDU)

Bundeskanzlerin
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Keine neuen Schulden im Wahljahr
ETAT 2017 Volumen steigt im kommenden Jahr auf 329,1 Milliarden Euro. Mehr für Innere Sicherheit

Der Bund will im kommenden
Jahr zum vierten Mal in Folge
keine neuen Schulden machen.
Dies beschloss der Bundestag

am Freitag, in dem er dem Gesetzentwurf
der Bundesregierung zum Bundeshaushalt
2017 (18/9200) in geänderter Fassung auf
Beschlussempfehlung des Haushaltsaus-
schusses (18/9825) mit großer Mehrheit
zustimmte. Für das Gesetz votierte die Ko-
alition, die Opposition stimmte dagegen.
Die Gesamtausgaben (siehe Tabelle auf
Seite 3) betragen danach im kommenden
Jahr 329,1 Milliarden Euro. Das sind 400
Millionen Euro mehr als von der Regie-
rung vorgesehen. In diesem Jahr betragen
die Ausgaben 316,9 Milliarden Euro. Für
Investitionen stellt der Bundestag 36,07
Milliarden Euro zur Verfügung. Das sind
2,78 Milliarden Euro mehr als die Regie-
rung eingeplant hatte.
Der Bundestag erhöhte vor allem in fol-
genden Bereichen:

Fluchtursachenbekämpfung: Zur Be-
kämpfung der Fluchtursachen erhöhte der
Bundestag die Etats des Auswärtigen Amtes
um 628,25 Millionen Euro auf 5,23 Milli-

arden Euro und des Bundesministeriums
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung um 554,06 Millionen Euro
auf 8,54 Milliarden Euro. Die Mehrausga-
ben sind für Humanitäre Hilfe und den
Aufbau von wirtschaftlicher Zusammenar-
beit in den Fluchtländern gedacht.

Innere Sicherheit: Im Kampf gegen der
Terror stockte der Bundestag den Etat des
Bundesinnenministeriums um weitere
639,3 Millionen Euro auf 8,98 Milliarden
Euro auf. Das ist gegenüber diesem Jahr ei-
ne Erhöhung 1,18 Milliarden Euro. Außer-
dem wurden die Planstellen in diesem Be-

reich erhöht. So sollen die Sicherheitsbe-
hörden bis 2020 insgesamt rund 4.300
neue Stellen bekommen. Die Mittel für
den Verfassungsschutz werden gegenüber
2016 um 90 Millionen auf 350 Millionen
Euro aufgestockt, für den Bundesnachrich-
tendienst (BND) um rund 110 Millionen
auf 833 Millionen Euro.

Verteidigung: Das Verteidigungsressort
profitiert von einem Zusatzplus von 393,2
Millionen Euro. Insgesamt stehen diesem
Ministerium nunmehr 36,61 Milliarden
Euro zur Verfügung. Das sind 2,72 Milliar-
den Euro mehr als in diesem Jahr.

Investitionen: Für Investitionen stellt der
Bundestag 36,02 Milliarden Euro zur Ver-
fügung. Das sind 2,79 Milliarden Euro
mehr als die Regierung im Entwurf einge-
plant hatte. Michael Klein T
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GASTKOMMENTARE
MEHR GEMEINSAME EUROPÄISCHE VERTEIDIGUNG?

Dringend geboten
PRO Donald Trumps Drohung, das US-Enga-

gement für die Nato zu beenden, soll-
ten die Verbündeten keinen größeren
Beitrag zum Bündnis leisten, untermi-

niert in unverantwortlicher Weise den Zusammen-
halt des Westens. Doch trifft seine Attacke auch ei-
nen wunden Punkt: Die Europäer tun auf militäri-
schem Gebiet tatsächlich zu wenig. Schon ihrer
Selbstverpflichtung nachzukommen, den Wehretat
auf zwei Prozent des Staatshaushalts aufzusto-
cken, scheint die meisten europäischen Nato-Mit-
glieder zu überfordern.
Jetzt hat der Trump-Schock hektische Planungen
zum Ausbau der EU-Verteidigungsgemeinschaft
ausgelöst. Angesichts von Bedrohungen wie der
durch Putins Neo-Imperialismus und Cyber-Angrif-
fe autoritärer Mächte sind solche Anstrengungen
dringend geboten. Doch nur, wenn sie nicht auf
Kosten existierender supranationaler Nato-Struk-
turen gehen, sondern diese im Gegenteil stärken.
Die Entwicklung von EU-Parallelstrukturen würde
das Auseinanderdriften der atlantischen Allianz
befördern und Trumps Isolationismus vorauseilend
in die Hände spielen.
Das enge Bündnis mit den USA bleibt für Europas
Sicherheit essenziell. Doch können die Europäer
militärische Lasten, die sie selbst schultern müss-
ten, nicht länger auf Washington abwälzen –
gleichgültig, wer dort regiert. Seit Ende des Kalten
Kriegs hat sich Europa der Illusion hingegeben, in-
ternationale Konflikte würden nur noch per friedli-
chem Interessenausgleich gelöst. Angesichts des
globalen Erstarkens aggressiver Kräfte, die dieses
Prinzip nicht anerkennen, trifft sie nun die Er-
kenntnis, dass in der Weltpolitik nur ernst genom-
men wird, wer auch militärische Stärke vorweisen
kann. Zum Umdenken bleibt jetzt nicht viel Zeit.

Richard Herzinger,
»Die Welt«,
»Welt am Sonntag«
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Die Goldschmiedin: Bettina Hagedorn

Steuersenkungsdebatten hält die SPD-Haushälterin Bettina
Hagedorn für „nicht angemessen“ – obwohl die Staats-
einnahmen in Deutschland von Jahr zu Jahr steigen. Man
müsse die Etatrisiken wie höhere Zinsen oder einen Kon-

junktureinbruch sehen, sagt Hagedorn. Zudem: „Die laufenden
Investitionen in die Infrastruktur sind nicht in zwei, drei Jahren
abgearbeitet. Da müssen wir dranbleiben. Auch das entlastet
künftige Generationen, wenn wir ihnen keine maroden Straßen,
Brücken, Schulen und Polizeistationen hinterlassen.“ Sorgen be-
reitet ihr die „Spaltung der Gesellschaft“, was das Thema Ge-
rechtigkeit neu anfache. Entlastungen kann sich die holsteinische
Politikerin am ehesten bei den Sozialabgaben vorstellen.
Können all die Milliarden-Investitionen beim Straßenbau, bei der
Bahn, den Wasserstraßen oder beim Netzausbau bewältigt wer-
den angesichts der Personalengpässe und des aufwändigen Pla-
nungs- und Umweltrechts hierzulande? „Wir sind am Limit – wir
brauchen dringend mehr Planungspersonal bei den öffentlichen
Verwaltungen in Bund und Ländern“, sagt Hagedorn. Dabei hat
die Große Koalition schon enorm in Personal investiert, von der
Bundespolizei über den Zoll bis zur Wasser- und Schifffahrtsver-
waltung und der Bundesagentur für Arbeit. Dazu zähle auch,
dass die Hamburger Bundeswehr-Universität 20 neue Professo-
ren-Stellen für technische Berufe bekommen habe. Besonders
freut sich die Küstenbewohnerin Hagedorn über die jetzt be-
schlossene Anschaffung von fünf neuen Korvetten für 1,5 Milliar-
den Euro für die Marine, die angesichts der neuen Aufgaben un-

ter anderem im Mittelmeer nötig seien. Ob sie auch in Kiel ge-
baut werden, sei unklar. Hagedorn: „Wichtig ist, dass die Aufträ-
ge nach Deutschland kommen.“
Zu den „hohen Risiken“ beim Etat gehören laut Bundesrech-
nungshof (BRH) die Flüchtlingskosten, die bis Ende 2020 auf
rund 80 Milliarden Euro geschätzt werden. „Natürlich kostet die
Integration sehr viel Geld. Aber das Ganze kann auch eine große
Chance für Deutschland sein, wenn uns die Integration derer, die

hier bleiben, diesmal besser gelingt als in den vergangenen Jahr-
zehnten.“ Die Abgeordnete erinnert auch an die demografische
Entwicklung Deutschlands.
Bettina Hagedorn sitzt seit 2002 für den Wahlkreis Ostholstein-
Stormarn/Nord – anfangs zweimal direkt gewählt – im Bundestag,
im Haushaltsausschuss und in dessen Unterausschuss, dem Rech-
nungsprüfungsausschuss. In dieser Legislaturperiode führt sie den

Prüfungsausschuss, ein selten erwähntes, aber „wichtiges und
höchst effektives Gremium“, wie die 60-Jährige findet. Zusammen
mit dem BRH wird die Bundes-Haushaltsführung geprüft und um-
gesetzt, dass diese künftig besser läuft. Hagedorn: „Wir sind das
Controlling der Regierung.“
Die gebürtige Kielerin ist einzige gelernte Goldschmiedin im Bundes-
tag. Auf dieses Metier („ein großartiger Beruf“) ist sie stolz und
meint, erst als Politrentnerin darin wieder arbeiten zu können. Hage-
dorn: „Man braucht für das Goldschmieden kreatives Vorstellungs-
vermögen, man muss mit wertvollen Werkstoffen umgehen können,
braucht eine handwerklich solide Ausbildung und viel Geduld.“ Alles
Schlüsselqualifikationen für eine Haushälterin im Bundestag.
Schleswig-Holsteins SPD-Vizechefin wird auch dem Bundestag
2017 angehören – für ihren Wahlkreis wurde sie erneut aufge-
stellt, ein vorderer Platz auf der SPD-Landesliste ist ihr sicher. Da-
bei liegt sie auch mal quer zur Parteilinie. So beim deutsch-däni-
schen Projekt eines Fehmarnbelttunnels, der durch ihren Wahlkreis
führen würde. Dagegen wendet sich Hagedorn seit 15 Jahren, weil
sie ihn für eine „falsche Investition“ hält. „Dafür könnte man lo-
cker den Nord-Ostsee-Kanal sanieren und die Elbquerung samt der
A20 finanzieren.“ Die kleine ostholsteinische Gemeinde Kassee-
dorf ist seit 40 Jahren Wohnort von Bettina Hagedorn. Dort war sie
lange kommunalpolitisch tätig und auch Bürgermeisterin. Zwei ih-
rer drei Söhne leben dort. Mit den drei kleinen Enkelkindern zu-
sammenzusein, ist für sie das schönste Hobby. Und das Werkeln
im Garten. „Das ist Therapie statt Arbeit.“ Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Die Investitionen in die
Infrastruktur sind nicht

in zwei, drei Jahren abge-
arbeitet. Da müssen wir

dranbleiben.«
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Herr Rehberg, der Bundestag hat ver-
gangene Woche den Haushalt 2017 verab-
schiedet. Danach kann der Bund im kom-
menden Jahr 329,1 Milliarden Euro aus-
geben. Der Haushaltsausschuss hat ge-
genüber dem Regierungsentwurf noch-
mal 400 Millionen Euro draufgepackt.
Sind Sie mit dem Ergebnis der sechswö-
chigen Beratungen zufrieden?
Mit dem Ergebnis bin ich sehr zufrieden.
Die Koalition hat einen hervorragenden
Haushalt aufgestellt. Er wird allen nationa-
len Herausforderungen wie der Verbesse-
rung der inneren Sicherheit und interna-
tionalen Aufgaben wie der Bekämpfung
der Fluchtursachen gerecht.

Neue Kredite werden im kommenden
Jahr nicht aufgenommen. Es sollen aber
auch keine Schulden abgebaut werden.
Ist das richtig und gerecht?
Wir kommen nun vier Jahre ohne neue
Schulden aus. Bis 2020 sind ebenfalls kei-
ne neuen Schulden vorgesehen. Die große
Koalition hat das Anwachsen des Schul-
denberges zu Lasten unserer Kinder ge-
stoppt. Das ist ein starkes Signal der Gene-
rationengerechtigkeit. 2014 hat der Bund
Altschulden getilgt, und die Möglichkeit
zur Schuldentilgung besteht auch im kom-
menden Jahr.

Für Investitionen sind im nächsten
Jahr 36 Milliarden Euro eingeplant.
Reicht das mit Blick auf die teilweise ma-
rode Infrastruktur?
Die 36 Milliarden Euro sind der höchste
Wert in Merkels Regierungszeit. Jedes Ver-
kehrsprojekt des Bundes, für das Baurecht
besteht, kann finanziert werden. Noch
mehr Geld würde wenig bringen, da die
bereitgestellten Mittel teilweise gar nicht
vollständig abgerufen werden. Auf allen
staatlichen Ebenen stoßen die Planungska-
pazitäten an ihre Grenzen. Hier muss
Deutschland insgesamt besser werden. Bei
der Frage nach zusätzlichen Geldern darf
man nicht vergessen, dass ein Großteil der
öffentlichen Investitionen von Ländern
und vor allem den Kommunen getätigt
werden.

Ein Schwerpunkt des Bundesetats
sind die Kosten zur Bewältigung der
Flüchtlingskrise. Wieviel wird dafür be-
reitgestellt?
Zur Bewältigung der Flüchtlingssituation
gibt der Bund im kommenden Jahr insge-
samt gut 21 Milliarden Euro aus. Darunter
sind Mittel zur Fluchtursachenbekämpfung
und fast sieben Milliarden Euro zur Entlas-
tung von Ländern und Kommunen. Gute
drei Milliarden Euro stellt der Bund zur In-
tegration bereit und knapp drei Milliarden
Euro für Sozialleistungen.

Sehen Sie Probleme, dass das Geld
auch da ankommt, wo es gebraucht
wird?
Im Großen und Ganzen sehe ich diese Pro-
bleme nicht. Ich bin zuversichtlich, dass
das Auswärtige Amt und das Entwicklungs-
ministerium verantwortungsvoll mit den
Geldern Fluchtursachen an der Wurzel be-
kämpfen. Die Befürchtungen der Kommu-
nen, dass ein Teil der für sie bestimmten
Gelder in den Länderhaushalten hängen
bleiben, sind allerdings berechtigt.

Wieviel Geld bekommt die Regierung
zur Bekämpfung der Fluchtursachen?
Gut sieben Milliarden Euro fließen in die
Fluchtursachenbekämpfung. Darunter sind
Mittel für die humanitären Krisen in Syrien
und den Nachbarländern, für Afghanistan
und die internationalen Organisationen
wie UNICEF und die Weltgesundheitsorga-
nisation. Außerdem wollen wir mit den
Geldern Zukunftsperspektiven für junge
Menschen in Afrika eröffnen und so dem
Flüchtlingsdruck nach Europa etwas entge-
gensetzen.

Zweites Thema ist die Innere Sicher-
heit. Dabei geht es nicht nur um die Be-
kämpfung des Terrorismus, sondern auch
um die steigende Zahl von Wohnungsein-
brüchen. Gibt es genügend finanzielle
Mittel, um diese Probleme anzugehen?
Die Innere Sicherheit war erneut ein
Schwerpunkt in den Haushaltsberatungen.
Mit zwei Sicherheitspakten mit zusätzli-
chen Stellen und Mitteln stärken wir die
deutschen Sicherheitsbehörden deutlich.
So bekommt allein die Bundespolizei bis
2020 rund 7.000 neue Stellen. Da die In-

nere Sicherheit ein Kernbereich der Bun-
desländer ist, fordere ich die Länder auf,
ebenfalls ihre Polizei deutlich aufzusto-
cken und gut auszurüsten. Auf Initiative
der Union haben wir 2015 ein sehr erfolg-
reiches KfW-Förderprogramm zum Ein-
bruchsschutz gestartet. Die Mittel dafür ha-
ben wir im kommenden Jahr auf 50 Mil-
lionen Euro verfünffacht. Ich würde es aber
sehr begrüßen, wenn wir uns nicht nur mit
der Nachrüstung im Altbau beschäftigen,
sondern beim Neubau bereits Sicherheits-
anforderungen stellen.

Die Ausgaben für Verteidigung wur-
den erhöht. Glauben Sie, dass nach der
Wahl im Amerika Deutschland in naher
Zukunft noch mehr für Verteidigung,
zum Beispiel für eine gemeinsame euro-
päische Armee, aufwenden muss?
Unabhängig von der Wahl in Amerika
wächst der Verteidigungshaushalt 2017 auf
37 Milliarden Euro. Im Vergleich zu den
Planungen im Sommer 2014 erhöhen wir
die Verteidigungsausgaben in den nächsten
Jahren um insgesamt 20 Milliarden Euro.
Die Bundeswehr muss gut ausgerüstet und
den vielen Einsätzen gewachsen sein. Eine
gemeinsame europäische Armee muss
nicht zwangsläufig mit Mehrausgaben ver-
bunden sein. Die nationalen Mittel könn-
ten gemeinsam wahrscheinlich sehr viel ef-
fizienter eingesetzt werden.

Der Haushaltsausschuss hat in der
Bereinigungssitzung überraschend be-
schlossen, das Eigenkapital der Deut-
schen Bahn AG um eine Milliarde Euro
zu erhöhen. Wozu soll das Geld ge-
braucht werden?
Mit der Eigenkapitalspritze und dem Ver-
zicht des Bundes auf seine Dividende wird
die finanzielle Kraft der Bahn gestärkt und
die Verschuldung begrenzt. Die Bahn wur-
de bei ihrer Gründung so gut wie schul-
denfrei gestellt und hat in den vergange-
nen Jahren steigende Mittel des Bundes er-
halten. Es ist schwer zu akzeptieren, dass
die Bahn es nicht geschafft hat, nachhaltig
ohne neue Schulden auszukommen.

Ein Blick auf das kommende Jahr:
Da wird sich der Haushaltsausschuss mit
den Thema Bund-Länder-Finanzen be-
schäftigen. Umstritten ist dabei vor al-
lem die neue Infrastrukturgesellschaft
für die Verwaltung der Bundesfernstra-
ßen. Werden damit die Autobahnen pri-
vatisiert?
Eine Privatisierung von Autobahnen wird
es nicht geben. Die Autobahnen bleiben
im Eigentum des Bundes. Bund und Län-
der haben vereinbart, dass eine Infrastruk-
turgesellschaft gegründet und in diese das
unveräußerliche Eigentum des Bundes an
Autobahnen eingebracht wird. Ich bin mo-
mentan sehr skeptisch, ob sich private In-
vestoren mit einer Minderheitsbeteiligung
an dieser Gesellschaft beteiligen sollen.

Herr Rehberg, der Posten des haus-
haltspolitischen Sprechers einer Regie-
rungsfraktion gilt als einflussreich, aber
auch als besonders fordernd. Haben Sie
Spaß an Ihrer Aufgabe?
Ich habe als Haushälter schon ein paar
Jahre auf dem Buckel. Vier Jahre Bildung
und Forschung, seit 2013 Obmann und gut
zwei Jahre den Verkehrsetat. Ab Februar
2015 dann haushaltspolitischer Sprecher
der Unionsfraktion. Bereits in meiner
15-jährigen Abgeordnetenzeit im Landtag
Mecklenburg-Vorpommern war Haushalts-
und Finanzpolitik eine meiner Kernthe-
men. Ja, der haushaltspolitische Sprecher
kann gemeinsam mit der Arbeitsgruppe
und in der Koalition gestalten, das kann
man auch einflussreich nennen. Ohne
Freude an der Aufgabe geht es nicht. Ande-
rerseits bin ich aber auch froh, wenn der
Haushalt in der Bereinigungssitzung mor-
gens gegen 3 Uhr nach rund 14 Stunden
geschlossen ist.

Das Interview führte Michael Klein. T

Eckhardt Rehberg (CDU, 62) sitzt seit
2005 im Bundestag und ist haushalts-

politischer Sprecher der Unions-Fraktion.

© eckhardt-rehberg.de

»Signal
für
Fairness«
ECKHARDT REHBERG Der
Unions-Haushaltssprecher sieht
im Etat 2017 ein Zeichen für
Generationengerechtigkeit, weil
die Schulden nicht weiter wachsen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Schlicht zu spät
CONTRA Natürlich ist eine europäische Verteidi-

gungspolitik wünschenswert. Wer könnte
dagegen sein, Ressourcen zusammenzu-
legen? Deshalb gibt es die Gemeinsame

Sicherheits- und Verteidigungspolitik schon so lan-
ge wie die Europäische Union – auf dem Papier.
Doch keine einzige militärische Aktion oder Idee,
die zuletzt von Europa ausging, war europäisch.
Ob Libyen, Mali oder auch Syrien nach Assads
Giftgasangriffen 2013 – jeder Fall bewies zualler-
erst, dass man sich in Europa uneins war. Und das
sind alles Beispiele aus der Zeit vor der Flücht-
lingskrise. Damals, vor 2015, gab es noch einen
Glauben an die EU.
Das ist jetzt aber vorbei. Heute ist klar, dass diese
Europäische Union nicht weiter zusammenwach-
sen kann. Deutschlands Austeritätspolitik spaltet
den Kontinent. Die Flüchtlingspolitik spricht für
sich. Die ersten osteuropäischen Staaten neigen
wieder Richtung Kreml, Großbritannien ist Gott-
weiß-wohin unterwegs.
So wie die Briten, die es offen sagen, haben aber
auch die anderen Europäer in Wirklichkeit kein In-
teresse, irgendetwas zu konstruieren, das auch nur
entfernt nach Konkurrenz zur Nato aussieht: Das
hieße, Donald Trump tatsächlich aus der Verant-
wortung zu entlassen.
Für eine gemeinsame Verteidigungspolitik ist es zu
spät. Darüber täuschen deutsch-französische Rüs-
tungsprojekte nicht hinweg. Wer weiß schon, ob
die „Eurodrohne“ je fliegen wird. Die großen Wor-
te der EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini
von einer „Supermacht Europa“ betonten nur,
was für ein kleiner Schritt da jüngst angekündigt
wurde. Ein gemeinsames Einsatz-Planungszen-
trum soll es geben: ein Büro, ein weiteres Büro.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Ulrike Winkelmann,
Deutschlandfunk
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Begrenzte Spielräume
FINANZEN Die Koalition lobt den Haushalt 2017, Schäuble blickt aber skeptisch in die Zukunft. Opposition sieht Ungerechtigkeiten

P
rognosen sind schwierig – be-
sonders wenn sie sich auf die
Zukunft beziehen. Dieses gilt
für alle Lebenslagen und des-
halb auch für den Haushalt
des Bundes, in dem jetzt

schon abgebildet sein soll, was jeden Ein-
zelnen, Deutschland, Europa und die Welt
im kommenden Jahr erwartet. Deshalb ha-
ben die Abgeordneten es sich wieder ein-
mal nicht leicht gemacht und in wochen-
und nächtelangen Sitzungen den Haus-
haltsentwurf 2017 der Bundesregierung
umgeschichtet und ergänzt, gestrichen und
hinzugefügt. Herausgekommen ist ein Etat
mit Einnahmen und Ausgaben von rund
329,1 Milliarden Euro, der im Wahljahr
ohne neue Schulden auskommen soll –
wenn die Prognosen stimmen.

Schwarze Null „Die Schwarze Null ist die
Basis für eine gute Politik und für Genera-
tionengerechtigkeit.“ Dies erklärte der
haushaltspolitische Sprecher der Unions-
Fraktion, Eckhardt Rehberg (CDU), ver-
gangene Woche zu Beginn der abschlie-
ßenden Beratungen des Regierungsent-
wurfs des Bundeshaushalts 2017
(18/9200). Dieser sieht nach Änderungen
(18/9825) durch den Haushaltsausschuss

Ausgaben von 329,1 Milliarden Euro vor.
Da die Einnahmen ebenfalls 329,1 Milliar-
den betragen sollen, will der Bund im
kommenden Jahr zum vierten Mal in Folge
keine neuen Kredite aufnehmen. Erstmals
könnten im kommenden Jahr Schulden
sogar getilgt werden, da der Haushaltsaus-
schuss beschlossen hat, den Bundesbank-
gewinn, der über 2,5 Milliarden Euro hi-
nausgeht, zur Schuldentil-
gung zu verwenden.
Für Investitionen sind im
kommenden Jahr 36,07
Milliarden Euro einge-
plant. „Damit erreichen
wir die höchste Investiti-
onsquote in den letzten
Jahrzehnten“, betonte Reh-
berg weiter. Es gebe mitt-
lerweile das Problem, dass
Geld für Investitionen
nicht ausgegeben werden
könne, da in vielen Fällen
die Planungsreife der Pro-
jekte fehle. Dies gelte vor allem für Infra-
strukturmaßnahmen im Bereich des Bun-
desverkehrsministeriums.
Neben mehr Mitteln für die Straßen, Schie-
nen und Wasserwege werde im kommen-
den Jahr auch mehr in Bildung und For-

schung investiert. Zudem würden bei der
Bundespolizei im kommenden Jahr insge-
samt 7.000 neue Stellen geschaffen und
der Verteidigungsetat werde erhöht, damit
Deutschland seine Aufgaben in Europa
und in der Welt wahrnehmen könne.
Ohne neue Schulden würden auch die fi-
nanziellen Herausforderungen durch die
Flüchtlinge und Asylsuchenden gemeistert.

Dazu werde der Bund 2017
Ländern und Kommunen
17 Milliarden Euro zur Ver-
fügung stellen. Dabei müs-
se jedoch sichergestellt wer-
den, dass die Länder die
Mittel für diese Aufgaben
auch tatsächlich ausgeben
und damit nicht Löcher in
den Landesetats stopfen
würden. Insgesamt sei der
Bundesetat 2017 generatio-
nengerecht und zukunfts-
fest, habe die richtigen Ant-
worten auf die Flüchtlings-

probleme, sei sozial ausgewogen sowie
länder- und kommunenfreundlich, fasste
Rehberg zusammen.
Dem stimmte Johannes Kahrs, haushalts-
politischer Sprecher der SPD-Fraktion, zu
und wies ebenfalls auf die Mehrausgaben

in Bildung, für Kommunen und die Infra-
struktur hin. Für besonders wichtig hielt er
es, dass der Bund 1,2 Milliarden Euro für
die Bekämpfung der Fluchtursachen bereit-
stellen werde. Kahrs betonte, dass es bei
der Ausgestaltung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen, nicht dazu kommen
werde, dass die Autobahnen privatisiert
würden. Dies werde die SPD nicht mitma-
chen. Die Autobahnen sei-
en schon von allen Steuer-
zahlern bezahlt.
Für Gesine Lötzsch (Die
Linke) lenken die Reden
über die „Schwarze Null“
nur von der Ungerechtig-
keit im Steuersystem ab. Es
sei nicht gerecht, dass die
Reichen in Deutschland
immer reicher würden und
die Armen immer ärmer.
Deshalb habe ihre Frakti-
on gefordert, das Kinder-
geld deutlich zu erhöhen.
Dies sei von der Koalition abgelehnt wor-
den. „Die Koalition hat kein Herz für Kin-
der“, sagte sie.
Alle Vorschläge der Linksfraktion seien zu
finanzieren, wenn das Steuersystem gerech-
ter würde. Zurzeit hätten ein Prozent der

Vermögenden insgesamt ein Drittel des Ge-
samtvermögens. Es sei endlich Zeit umzu-
steuern, betonte sie und kritisierte, dass in
den kommenden Jahren 130 Milliarden
Euro für „Kriegsgeräte“ ausgegeben werde.
Es sei nötig aus der Rüstungsindustrie aus-
zusteigen. Zudem forderte sie eine solidari-
sche Rente und ein solidarisches Gesund-
heitssystem, da viele Leute „mit Recht“

Angst vor der Altersarmut
und steigenden Gesund-
heitskosten hätten.
„Dies ist ein Haushalt der
verpassten Chancen“, be-
tonte der haushaltspoliti-
sche Sprecher der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen,
Sven-Christian Kindler. Mit
dem Etat würde nur der Sta-
tus Quo verwaltet. Der In-
vestitionsstau würde fortge-
setzt und es gebe keine
sinnvolle Innovationsstrate-
gie. Dabei sei es richtig, dass

die EU-Kommission mehr Investitionen in
Deutschland fordere. Es gebe zudem keine
Konzepte für die Alters- und Kinderarmut
und für den sozialen Wohnungsbau. Dafür
werde der Rüstungsetat „extrem aufge-
bläht“ und falsche Prioritäten beim Klima-

schutz gesetzt. So würden auch im kom-
menden Jahr die klimaschädlichen Investi-
tionen weiter steigen.

Zins-Unsicherheiten Dass im Haushalt
die Zukunft abgebildet wird, machte auch
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) deutlich und wies vor allem auf die
Risiken hin: „Die Lage wird nicht einfa-
cher, sondern eher herausfordernder“, sag-
te er. Die finanziellen Spielräume bei den
Einnahmen würden nicht größer, die Auf-
gaben aber mit Sicherheit – und damit
auch die Ausgaben. Die Zinsen könnten
nicht weiter sinken und die Steuereinnah-
men würden künftig eher langsamer wach-
sen. Die Migration sei nur eine Herausfor-
derung. Auch in den kommenden Jahren
müssten zusätzliche Mittel für mehr Si-
cherheit und humanitäre Hilfen bereitge-
stellt werden. „Wir dürfen uns auf den er-
reichten Erfolgen nicht ausruhen“, betonte
Schäuble Michael Klein T

Die Integration der Flüchtlinge kostet den Staat sehr viel Geld. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Mit der SPD
wird es keine
Privatisierung

der
Autobahnen

geben.«
Johannes Kahrs (SPD)

»Der Etat 2017
ist

ein Haushalt
der

verpassten
Chancen.«

Sven-C. Kindler (Grüne)
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KURZ NOTIERT

Ausgaben für Schulden
sinken weiter
Nach den parlamentarischen Beratungen
betragen die Gesamtausgaben bei der
Bundesschuld 2017 rund 19,99 Milliar-
den Euro. Damit sollen die Ausgaben ge-
genüber dem Regierungsentwurf um
124,33 Millionen Euro fallen. In diesem
Jahr sollen die Ausgaben bei der Bun-
desschuld 25,28 Milliarden Euro betra-
gen. Für den Schuldendienst sind rund
19 Milliarden Euro (2016: 23,77 Milliar-
den Euro) und für Investitionen 0,79 Mil-
liarden Euro (1,41 Milliarden Euro) vor-
gesehen. Die sächlichen Verwaltungs-
ausgaben sollen um 3,58 Millionen Euro
auf 44,07 Millionen Euro (40,49 Millio-
nen Euro) steigen. mik T

Keine Änderungen beim
Etat des Bundesrats

Unverändert ist bei den parlamentari-
schen Beratungen der Etat des Bundes-
rates geblieben. Damit steigen die Aus-
gaben von 25 Millionen Euro in diesem
Jahr auf 28,17 Millionen Euro im Jahr
2017. Der größte Posten sind die Ausga-
ben für das Personal, die von 15,53 Mil-
lionen Euro auf 16,35 Millionen Euro
steigen sollen. Für sächliche Verwal-
tungsausgaben stehen 10,84 Millionen
Euro (2016: 8,72 Millionen Euro) zur Ver-
fügung. Für Investitionen sind nach
440.000 Euro im Haushaltsjahr 2016 im
kommenden Jahr 595.000 Euro einge-
stellt. Die Zuweisungen und Zuschüsse
(ohne Investitionen) steigen von
303.000 Euro auf insgesamt 392.000
Euro. mik T
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Steuerquellen sprudeln
FINANZVERWALTUNG Einnahmen steigen weiter an

Die Einnahmen des Bundes sollen im
kommenden Jahr 315,77 Milliarden Euro
betragen. Das sind 850,93 Millionen Euro
mehr als im Regierungsentwurf vorgese-
hen. In diesem Jahr sind es 303,56 Milliar-
den Euro. Die erwarteten Mehreinnahmen
gegenüber dem Regierungsentwurf beru-
hen auf der jüngsten Steuerschätzung.
Im Wesentlichen stammen die Einnahmen
aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben,
die 2017 insgesamt 301,34 Milliarden Euro
(288,37 Milliarden Euro) betragen sollen.
Die Verwaltungseinnahmen sollen leicht
von 5,52 Milliarden Euro auf 5,62 Milliar-
den Euro steigen.
Im Einzelnen wird danach bei den Einnah-
men des Bundes aus der Umsatzsteuer eine
Steigerung von 85,65 Milliarden Euro auf
89,75 Milliarden Euro erwartet. Für Ein-
nahmen aus der Lohnsteuer sind 82,93
Milliarden Euro (2016: 78,48 Milliarden
Euro) vorgesehen. Der 50-prozentige An-
teil des Bundes an der Körperschaftsteuer
soll 13,38 Milliarden Euro (9,5 Milliarden
Euro) betragen.
Die Einnahmen aus den Energiesteuern
sollen insgesamt rund 40 Milliarden Euro
(39,2 Milliarden Euro) betragen. Leicht an-
steigen sollen die Einnahmen aus der Ta-
baksteuer von 14,36 Milliarden Euro auf
14,7 Milliarden Euro. Die Einnahmen aus
der Kaffeesteuer sollen fast unverändert
1,05 Milliarden Euro betragen. Die Ein-
nahmen aus der Versicherungsteuer sollen

bei 13,05 Milliarden Euro (12,7 Milliarden
Euro) liegen.
Die Kfz-Steuer soll 8,9 Milliarden Euro
(8,8 Milliarden Euro) bringen. Leicht an-
steigen sollen mit 1,11 Milliarden Euro die
Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer
(1,04 Milliarde Euro).
Der Anteil des Bundes am Reingewinn der
Deutschen Bundesbank soll 2017 wie in
diesem Jahr insgesamt 2,5 Milliarden Euro
betragen. Aus dem Verkauf von Beteiligun-
gen und aus der Verwertung von Kapital-
vermögen erwartet die Regierung Einnah-
men von drei Millionen Euro (44 Millio-
nen Euro). Dazu gehören unter anderem
die Beteiligungen an der Deutsche Tele-
kom AG, der Deutsche Post AG, der Anteile
an den Flughäfen Köln/Bonn und Mün-
chen sowie die Einnahmen aus der Neu-
ordnung der ERP-Wirtschaftsförderung.
Die Veräußerungen sollen kapitalmarktge-
recht erfolgen, heißt es im Entwurf der Re-
gierung.
Im Bereich „Leistungen im Zusammen-
hang mit der Deutschen Einheit“ sollen
die Gesamtausgaben im kommenden Jahr
306,51 Millionen Euro (331,58 Millionen
Euro) betragen. Die Zuweisungen an den
Entschädigungsfonds sollen von 200 Mil-
lionen Euro in diesem Jahr auf 175 Millio-
nen Euro im kommenden Jahr fallen.
Die Ausgaben des Einzelplans summieren
sich auf 11,21 Milliarden Euro (14,92 Mil-
liarden Euro). mik T

Mehr für die Kultur
BUNDESKANZLERAMT Aufwuchs von 317 Millionen Euro

Der Etat der Bundeskanzlerin und des Bun-
deskanzleramtes kann 2017 über 2,79 Mil-
liarden Euro (2016: 2,41 Milliarden Euro)
verfügen. Im Regierungsentwurf waren
noch 2,48 Milliarden Euro vorgesehen.
Insgesamt wurden die Ausgaben in diesem
Einzelplan in den parlamentarischen Bera-
tungen damit um 316,61 Millionen Euro
erhöht.
Während für das Personal insgesamt
295,82 Millionen Euro (276,64 Millionen
Euro) eingeplant sind, sollen die sächli-
chen Verwaltungsausgaben 997,35 Millio-
nen Euro (770,22 Millionen Euro) betra-
gen. Für Zuweisungen und Zuschüsse (oh-
ne Investitionen) sind nach 918,37 Millio-
nen Euro für 2017 insgesamt 1,1 Milliar-
den Euro eingeplant. Für Investitionen
sind 398,534 Millionen Euro (269,57 Mil-
lionen Euro) reserviert.
Den größten Anteil am Gesamtetat hat die
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien, die im kommenden Jahr
rund 1,2 Milliarden Euro für ihre Aufgaben
zur Verfügung hat. In diesem Bereich gab
es in den parlamentarischen Beratungen
auch die meisten Veränderungen (siehe
Seite 7).

Für die Bundeskanzlerin und ihr Amt sind
rund 67 Millionen Euro (67,93 Millionen
Euro) eingeplant. Die Ausgaben des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregie-
rung (BPA) sollen von 77,93 Millionen
Euro auf 80,49 Millionen Euro steigen.
Das Bundesarchiv soll über 67,42 Millio-
nen Euro (63,25 Millionen Euro) verfügen
können.
Der nicht weiter erläuterte Zuschuss an
den Bundesnachrichtendienst (BND) ist
bei den parlamentarischen Beratungen von
807,27 Millionen Euro auf 832,86 Millio-
nen Euro erhöht worden. In diesem Jahr
sind dafür noch 723,84 Millionen Euro
vorgesehen.
Der Haushalt der Bundesbeauftragten für
die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR soll 104,15 Mil-
lionen Euro (104,77 Millionen Euro) um-
fassen und für die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und
Integration sind 26,96 Millionen Euro
(26,01 Millionen Euro) bereitgestellt.
Die Ausgaben des Bundesinstituts für Kul-
tur und Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa sollen 991.000 Euro (994.000
Euro) betragen. mik T

A
n starken Worten ließ es
Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt
(CSU) während der Zwei-
ten Lesung des Etats seines
Ministeriums für Verkehr

und digitale Infrastruktur vergangene Wo-
che nicht fehlen. Von einem Investitions-
hochlauf war die Rede, vom stärksten Stra-
ßen- und Schienennetz der Welt, dem dy-
namischten Breitbandausbau in Europa
und klaren Finanzierungsperspektiven. Die
Zahlen geben dem Minister Recht. Mit
16,93 Milliarden Euro ist der Infrastruktur-
haushalt der größte Investitionsetat im
Bundeshaushalt 2017.
Die mit den Stimmen der Koalition verab-
schiedeten Beschlussempfehlungen des
Haushaltsausschusses zum Einzelplan 12
(18/9812, 18/9824) lassen insgesamt Aus-
gaben in Höhe von 27,91 Milliarden Euro
zu. In der Regierungsvorlage (18/9200) la-
gen sie noch bei 26,82 Milliarden Euro
und der Investitionsumfang bei 15,86 Mil-
liarden Euro. Allein für den Ausbau des El-
be-Lübeck-Kanals wurde bei den Haus-
haltsberatungen der Zuschuss um zehn
Millionen Euro auf 13,8 Millionen Euro

erhöht. Weitere 1,09 Milliarden Euro zu-
sätzlich wurden bei der Bereinigungssit-
zung beschlossen, vorrangig zur Erhöhung
des Eigenkapitals der Deutschen Bahn AG.
Freude über den Rekordinvestitionshaus-
halt kam während der Debatte aber ledig-
lich bei der Koalition auf. Vom „größten
Investitionsetat seit Menschengedenken“,
auf den man stolz sein könne, sprach Betti-
na Hagedorn (SPD). Norbert Brackmann
(CDU) lobte den Verkehrsminister. Es sei
auch Dobrindts Verdienst, dass der Infra-
strukturetat innerhalb dieser Legislaturpe-
riode um 5,2 Milliarden Euro gesteigert
worden sei.

»Privatisierungshochlauf« Ganz anders
die Opposition. Oliver Krischer (Grüne)
sprach von einem „Haushalt der verpassten
Chancen“. Der Etat stehe eher für das Ges-
tern als das Morgen in der Mobilitätspoli-
tik, bemängelte Roland Claus (Die Linke).
Der von Dobrindt angepriesene Investiti-
onshochlauf sei tatsächlich ein Privatisie-
rungshochlauf, sagte Claus. Gegen privates
Geld für den Ausbau öffentlicher Infra-
struktur habe seine Fraktion im Grunde
nichts einzuwenden, so der Linken-Abge-

ordnete. Es gebe dabei aber einen entschei-
denden Unterschied: „Sie wollen bei Fonds
und Versicherungen betteln gehen und Ge-
schäfte machen. Wir wollen sie gerecht be-
steuern und auf diese Weise mehr Geld für
die öffentliche Infrastruktur herbeiführen“,
machte er deutlich.
Geld sei nun vorhanden, doch es fehle an
Planungskapazitäten, betonte Norbert
Brackmann (CDU). Schon in der jüngeren
Vergangenheit sei das der Grund dafür ge-
wesen, dass vorhandene Mittel für Straßen-
ausbauten nicht genutzt wurden. Mit Blick
auf die geplante Infrastrukturgesellschaft

sagte der Unionsabgeordnete, der Bund
schaffe vor dem Hintergrund, dass es zu
wenig Ingenieure gebe, einen Studiengang
für Ingenieurswesen an der Bundeswehr-
universität in Hamburg. „Das zeigt: Wir
denken langfristig und sorgen für die Res-
sourcen, die wir dann brauchen.“
„Die Autobahngesellschaft bleibt beim
Bund“, machte Bettina Hagedorn deutlich.
Sie freue sich, dass sich Wirtschaftsminister
Sigmar Gabriel (SPD) in dieser Frage gegen
Finanzminister Schäuble durchgesetzt ha-
be. „Die Opposition sollte das eigentlich
auch freuen“, fügte sie hinzu.

Harsche Kritik an Dobrindt übte Oliver
Krischer. Das Hauptproblem der deutschen
Verkehrspolitik sei, dass es keinen Ver-
kehrsminister gebe. „Wir haben leider nur
einen CSU-Beauftragten zur Durchsetzung
der vermaledeiten CSU-Ausländermaut“,
sagte der Grünen-Abgeordnete.
Dobrindt wiederum kritisierte den „Ver-
kehrspessimismus“ der Grünen. Deutsch-
land stehe 2017 vor einer Richtungsent-
scheidung, sagte er. „Es geht darum, ob es
mit uns Innovationen und Investitionen
gibt oder mit den Grünen Stagnation und
Stillstand.“ Götz Hausding T

Der rund 62 Kilometer lange Elbe-Lübeck-Kanal soll ausgebaut werden. Mit 13,8 Millionen Euro will der Bund das Vorhaben im kom-
menden Jahr unterstützen. © picture-alliance/dpa

Neuer Rekord
VERKEHR Der Infrastrukturhaushalt steigt erneut. Die

Opposition kritisiert Minister Dobrindt dennoch

Union will nicht nur in die Metropolen schauen
BAU UND UMWELT Etat von Bundesministerin Barbara Hendricks (SPD) wächst um 24 Prozent. Opposition kritisiert Wohnungs- und Klimapolitik

Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(BMUB) kann 2017 mit deutlich mehr Mit-
teln rechnen. Der Etat erhöht sich im Ver-
gleich zu diesem Jahr um 24 Prozent auf
5,62 Milliarden Euro. 2016 verfügte das
Ressort von Bundesministerin Barbara
Hendricks (SPD) über rund 4,54 Milliar-
den Euro. Bei der Schlussdebatte über den
Einzelplan 16 (18/9200, 18/9815,
18/9824, 18/9825, 18/9826) standen vor
allem die Themen Wohnungsbau und Kli-
maschutz im Vordergrund. Während Hen-
dricks „alle Bereiche“ ihres Hauses durch
den Haushalt gestärkt sah, kritisierte die
Opposition die Ansätze im Etat und die
Politik von Koalition und Bundesregierung
als unzureichend.
Mit Abstand größter Aus-
gabeposten im Etat ist
der Bereich Städtebau
und Wohnungswesen.
Hierfür sind rund 3,6
Milliarden Euro veran-
schlagt. Der Zuschuss für
die Länder für den Sozia-
len Wohnungsbau fällt
mit 1,5 Milliarden Euro
500 Millionen Euro hö-
her aus als im Vorjahr.
Für die Städtebauförde-
rung sind Programmmit-
tel in Höhe von 790 Mil-
lionen Euro als Verpflichtungsrahmen vor-
gesehen. Für die Sanierung kommunaler
Sport-, Jugend- und Kultureinrichtungen
sind 150 Millionen veranschlagt. Im ersten
Haushaltsentwurf waren dafür noch 50
Millionen Euro vorgesehen.

Streitthema Wohnungsbau Hendricks
verwies darauf, dass erneut die Mittel für
den Sozialen Wohnungsbau erhöht wur-
den. Dieser sei in den vergangenen Jahren
aus einem „Dornröschenschlaf“ geweckt
worden. „Städtebau und Stadtteilentwick-
lung stärken den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt“, erklärte die Ministerin.
Heidrun Bluhm (Die Linke) zog hingegen

ein ,ernüchterndes Fazit“. Das Motto des
Koalitionsvertrages – „Deutschlands Zu-
kunft gestalten“ – werde verfehlt. Er reiche
nicht mal, um die Gegenwart zu verwalten.
Nichts von dem, was die Bundesregierung
im Wohnungsbereich angegangen sei,
funktioniere. Ein Beispiel sei die Mietpreis-
bremse, kritisierte Bluhm. Die Bundesre-
gierung investiere viel zu wenig in den So-
zialen Wohnungsbau, sagte die Abgeord-
nete. Im Verhältnis zwischen Staat und
Markt müsse etwas geändert werden.
Auch Sven-Christian Kindler (Bündnis 90/
Die Grünen) kritisierte die Wohnungspoli-
tik von Bundesregierung und Koalition. Er
forderte „bezahlbare Mieten statt maxima-
le Renditen in unseren Innenstädten“. Bau-
politik müsse auch ökologisch sein, sagte

der Grünen-Abgeordnete. So-
wohl Linke als auch Grüne
erneuerten während der De-
batte ihre Forderung nach der
Wiedereinführung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit.
Steffen-Claudio Lemme
(SPD) wertete den Etat erwar-
tungsgemäß positiver. „Mit
dem Haushalt werden die
richtigen Impulse gesetzt“,
betonte der Sozialdemokrat.
Er wies darauf hin, dass
Deutschland in den kom-
menden Jahren mit tiefgrei-

fenden Veränderungen rechnen müsse. Der
Haushalt sei eine Antwort auf den Zuzug
und die demografischen Veränderungen.
Auch der Sozialdemokrat mahnte, dass
mehr preisgünstiger Wohnraum geschaffen
werden müsse. Zwar ziehe der Bausektor
inzwischen an, es reiche aber noch nicht.
Es drohe ein „Verteilungskampf, der den
Populisten in die Hände spielt“, warnte
Lemme.
Volkmar Vogel (CDU) sprach sich für eine
verstärkte Förderung des Wohneigentums
aus. Dies sei die „sozialste Antwort“ auf die
Herausforderungen am Wohnungsmarkt.
Der Christdemokrat mahnte, „dass wir
nicht nur auf die Metropolen schauen,

sondern auch auf die kleinen und mittel-
großen Städte“. Auch der ländliche Raum
dürfe nicht vergessen werden, sagte Vogel.
Sein Fraktionskollege Georg Nüßlein
(CSU) warnte ebenfalls davor, sich auf eine
bestimmte „Gebietskulisse“ zu beschrän-
ken. Die Förderung von Wohneigentum sei
auch in ländlichen Räumen und in Mittel-
städten wichtig, sagte der Christsoziale.
Nüßlein verwies dabei auf die Unions-Idee
eines Baukindergeldes.

Plan in der Kritik Für den Klimaschutz
sind im Haushalt Ausgaben von 478 Mil-
lionen Euro vorgesehen. 386 Millionen
Euro sollen in Investitionen zum Schutz
des Klimas und der Biodiversität im Aus-
land fließen, 65 Millionen Euro sind für
die Nationale Klimaschutzinitiative vorge-
sehen. Während der Debatte stand aber
vor allem der Klimaschutzplan 2050
(18/10370) der Bundesregierung im Fokus
der Oppositionskritik. Diesen hatte das
Bundeskabinett nach langen Querelen Mit-
te November beschlossen. Inhaltlich geht
es im Klimaschutzplan unter anderem um
den Umbau der Energiewirtschaft und eine
Abwendung von fossilen Energien hin zu
erneuerbaren Energien. Ziel ist es unter an-
derem, den Verkehrssektor treibhausgas-
neutral aufzustellen und die Emissionen
im Landwirtschaftssektor zu halbieren.
Grünen-Haushälter Kindler kritisierte die
deutsche Umwelt- und Klimapolitik
grundsätzlich – und ging auch die Ministe-
rin scharf an. Sie sei bloß eine „Ankündi-
gungsministerin“. So gebe es keine Anglei-
chung von Diesel- und Benzinbesteuerung
und keinen Fahrplan für den Kohleausstieg
– immer hätten sich andere Minister im
Kabinett durchgesetzt, sagte der Grünen-
Politiker. „Das ist eine Katastrophe für das
Klima und den Umweltschutz in Deutsch-
land“, sagte Kindler. Auch beim Klima-
schutzplan habe sich Hendricks trotz eines
„sehr engagierten Entwurfs“ nicht durchge-
setzt. Unter anderem monierte Kindler,
dass die Halbierung des Fleischkonsums
bis 2050 gestrichen worden sei.

Unions-Abgeordneter Nüßlein bezeichnete
dieses Vorhaben hingegen als „ausgeprägt
Schnapsidee“ zum Gängeln der Bürger.
Vielmehr müssten Anspruch und Augen-
maß bei der Klimapolitik in einem sinn-
vollen Verhältnis stehen, sagte Nüßlein.
Ein „Renationalisierungsansatz“ beim Kli-
maschutz sei falsch, vielmehr führe nur ein
„gemeinsames europäisches Vorgehen zum
Ziel“, erklärte der Christsoziale.
Ministerin Hendricks wies die Kritik an der

deutschen Klimapolitik ebenfalls zurück.
Im Gegenteil: Auf der Klimakonferenz in
Marrakesch habe es viel Lob für das deut-
sche Engagement gegeben, betonte sie.
Deutschland nehme eine Vorreiterrolle bei
der Umsetzung des Klimaabkommens von
Paris ein. Hendricks stellte sich auch vor
den Klimaschutzplan. Gerade beim Kohle-
ausstieg gehe es darum, einen Strukturwan-
del mit Augenmaß voranzutreiben, erklärte
Hendricks. Der Parteitagsbeschluss der
Grünen, aus der Kohle bis 2025 auszustei-
gen, sei hingegen „gequirlter Unsinn“, sag-
te die Ministerin.
Soviel Eigenlob konnte Linken-Abgeordne-
te Caren Lay allerdings nicht stehen lassen.
Sie wies darauf hin, dass Deutschland in
Marrakesch den „Fossil of the Day“, einen
Negativpreis für schlechte Klimaarbeit des
NGO-Verbunds „Climate Action Net-
works“, verliehen bekommen habe. Der
Klimaschutzplan sei ein Trauerspiel. Lay
sprach sich außerdem für eine sozial ge-
rechtere Klimapolitik aus. So forderte sie
eine Abschaffung der Modernisierungsum-
lage, um den Schutz der Mieter vor einer
Vertreibung durch energetische Sanierung
zu gewährleisten. Pia Jaeger T

»Mit dem
Haushaltsent-
wurf werden
alle Bereiche

meines Hauses
gestärkt.«

Barbara Hendricks (SPD),
Bundesministerin Begleitgremium besetzt

ENDLAGER Bundesrat und Bundestag wählen Mitglieder

Der ehemalige Bundesumweltminister
Klaus Töpfer (CDU) wird künftig dem Na-
tionalen Begleitgremium für die Suche
nach einem Atommüll-Endlager angehö-
ren. Einem entsprechenden Wahlvorschlag
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen (18/10377)
zur Besetzung von sechs der vorläufig neun
Sitze des Begleitgremiums stimmte der
Bundestag am Donnerstag einvernehmlich
zu. Der Bundesrat folgte dem Vorschlag in
seiner Sitzung am Freitag.
Dem Gremium werden mit Klaus Bruns-
meier (Bundesvorstandsmitglied des

BUND) und Armin Grunwald (Leiter des
Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim
Deutschen Bundestag) auch zwei ehemali-
ge Mitglieder der Kommission Lagerung
hoch radioaktiver Abfallstoffe angehören.
Weitere Mitglieder sind Monika Müller
(Evangelische Akademie Loccum), Kai Nie-
bert (Präsident des Deutschen Natur-
schutzrings) und Miranda Schreurs (Hoch-
schule für Politik, München).
Hinzu kommen zwei Bürger sowie ein Ver-
treter der Jugend. Sie wurden in einem ge-
sonderten Verfahren Anfang November er-
mittelt. scr T
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Alte Heimat neu entdeckt
WIRTSCHAFT Gabriel fordert Stärkung kleiner Orte. Verweis auf gute ökonomische Daten

Z
urück zum Bewährten: An-
gesichts der „rasanten Ver-
änderungen durch die Digi-
tialisierung“ und wachsen-
der Sorgen der Menschen
wegen ihrer Zukunft hat

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD)
zugesichert, Deutschland bleibe ein „Anker
der Stabilität“, der auch andere stabilisie-
ren könne. Den Menschen müsse gezeigt
werden, dass sie trotz der Veränderungen
in der Welt „in unserem Land sicher und
gut leben können“, sagte Gabriel am Don-
nerstag in der Wirtschaftsdebatte des Bun-
destages. Er versprach insbesondere mehr
Einsatz für die ländlichen Regionen:

„Nicht nur die Kirche, auch die Grund-
schule muss im Dorf bleiben.“
Gabriel hob die guten Wirtschaftsdaten
hervor. Über 43 Millionen Menschen hät-
ten Beschäftigung. Reallöhne und Renten
würden steigen. Die Arbeitslosigkeit sei so
niedrig wie seit 26 Jahren nicht mehr. Bei
den guten Zahlen sei es möglich, die „ge-
waltige Aufgabe der Flüchtlingsintegrati-
on“ bisher ohne Steuererhöhungen zu be-
wältigen.

Demografischer Wandel Gabriel betonte,
die Investitionen des Bundes seien gestie-
gen, Länder und Kommunen seien in die-
ser Legislaturperiode um 70 Milliarden

Euro entlastet worden. Das sei besonders
wichtig, weil die große Investitionstätigkeit
in den Kommunen stattfinde. Er bedauerte
die Schließung öffentlicher Einrichtungen
wie Krankenhäuser und Gerichte „dort, wo
der demografische Wandel dazu führt, dass
die Orte kleiner werden. Ich glaube, dass
wir das nicht so weitermachen können.“ Es
könne keine soziale und liberale Demo-
kratie geben ohne soziale und offene Ge-
meinden und Dörfer: „Verwahrloste Städte
und Gemeinden schaffen verwahrloste
Köpfe und Seelen.“ Daher komme es da-
rauf an, die Kraft der Dörfer, Gemeinden
und Städte deutlich zu stärken. „Heimat ist
ein moderner Begriff“, sagte Gabriel. Der
Minister warnte vor konsumtiven Ausga-
benversprechen, aber auch vor unbezahl-
baren Steuersenkungsversprechen und vor
einem Wettlauf von Unternehmenssteuer-
senkungen in Europa.
Thomas Jurk (SPD) stellte fest, die Wirt-
schaft befinde sich auf solidem Wachs-
tumskurs. „Die Erwerbstätigkeit liegt auf
hohem Niveau, und die Arbeitslosigkeit
sinkt kontinuierlich.“ Allerdings würden
immer noch zu viele Menschen trotz harter
Arbeit zu geringe Löhne beziehen, auch
wenn der Mindestlohn zu Lohnsteigerun-
gen und zu einer höheren Nachfrage ge-
führt habe.
Roland Claus (Die Linke) sagte, die Früch-
te des Erfolgs seien ungleichmäßig verteilt.
Für Millionen von Beschäftigten und deren

Kinder gelte leider: „Arm trotz Arbeit.“
Auch Michael Schlecht (Die Linke) verwies
auf die schlechte Situation von Arbeitneh-
mern mit Zeitarbeitsverträgen und Leihar-
beitern. Wenn diese die Rede des Ministers
mit der rosig gemalten Situation hören
würden, würden sie sich „veräppelt füh-
len“. Wenn alles nur beschönigt werde,
werde den rechten Populisten Wasser auf
die Mühlen geleitet.
Anja Hajduk (Grüne) wies auf Gabriels
Verantwortung für den Klimaschutz hin. Er
habe den Kohleausstieg verhindert und da-
mit Umweltministerin Barbara Hendricks
(SPD) mit einem „entkernten Klima-
schutzplan“ zur Klimakonferenz nach Mar-
rakesch geschickt. Den Kohleausstieg nicht

als Ziel zu formulieren, „ist keine richtige
Politik im 21. Jahrhundert“. Auch bei der
Energieeffizienz komme der Minister nicht
voran. 500 Millionen Euro Fördermittel
würden ungenutzt liegenbleiben, unter an-
derem weil der Effizienzfonds nicht funk-
tioniere. Gabriel wies die Kritik mit dem
Hinweis zurück, es gebe kein Land der Er-
de mit einem so detaillierten Klimaschutz-
plan. Wenn die Grünen Kanada als Vorbild
empfehlen würden, sollten sie auch sagen,
dass die Alternative zur Kohle dort Fra-
cking und Ölsande heiße.
Mit der Oppositionskritik befasste sich An-
dreas Mattfeld (CDU). Es könne nicht
schaden, wenn die Opposition die Wirk-
lichkeit betrachte und der Frage nachgehe,
warum Deutschland im Vergleich zu den
Nachbarn wesentlich besser dastehe. Seit
Jahren gebe es kontinuierliches Wachstum,
und „wir sind eine der führenden Export-
nationen weltweit“. Das liege auch am star-
ken Mittelstand. Made in Germany „steht
nach wie vor für Qualität und Verlässlich-
keit und verkauft sich ausgesprochen gut“.
Minister Gabriel kann im kommenden
Jahr über rund 7,73 Milliarden Euro verfü-
gen. Änderungsanträge der Oppositions-
fraktionen (18/10401, 18/10402, 18/
10403) wurden von der Koalitionsmehr-
heit abgelehnt. Die Linke wollte mehr
Geld für den Mittelstand, die Grünen for-
derten mehr Mittel für industrielle For-
schung. Hans-Jürgen Leersch T

Nicht nur die Kirche wie hier in Sargstedt in Sachsen-Anhalt soll im Dorf bleiben, auch Schulen, Post, Bank und Läden gehören eigentlich zur Grundausstattung. © picture-alliance/ZB/euroluftbild.de

> STICHWORT
Wirtschaftsdaten mit deutlichem Aufwärtstrend

> Beschäftigung Alle Wirtschaftsdaten zeigen klar nach oben,
der Gang zum Jobcenter (Bild) wird seltener. 43,7 Millionen
Menschen waren im August 2016 erwerbstätig, 1,2 Prozent
mehr als im Vorjahr.

> Arbeitslosigkeit Die Arbeitslosigkeit sank im Sommer dieses
Jahres auf 2,61 Millionen und war so niedrig wie seit einem
Vierteljahrhhundert nicht mehr.

> Exporte Der Leistungsbilanzsaldo stieg im August auf 17,9
Milliarden Euro und ist 3,4 Milliarden höher als im Vorjahr. ©
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Geld für Wahl
des Präsidenten
BUNDESTAG Der Deutsche Bundestag, der
Wehrbeauftragte des Deutschen Bundesta-
ges und die Mitglieder des Europäischen
Parlaments verfügen im Jahr 2017 über
870,24 Millionen Euro. Das sind 13,26
Millionen Euro mehr als in diesem Jahr
(2016: 856,98 Millionen Euro). Bei den
parlamentarischen Beratungen wurden die
Ausgaben gegenüber dem Regierungsan-
satz um 20,55 Millionen Euro erhöht.
Die Personalausgaben sollen 602,04 Mil-
lionen Euro (577,92 Millionen Euro) be-
tragen. Für Investitionen sind 23,62 Millio-
nen Euro (38,97 Millionen Euro) einge-
plant und für sächlichen Verwaltungsaus-
gaben 134,01 Millionen Euro (135,41 Mil-
lionen Euro). Für Zuweisungen und Zu-
schüsse (ohne Investitionen) sind 110,56
Millionen Euro (104,67 Millionen Euro)
vorgesehen.
Die Gesamtausgaben des Wehrbeauftrag-
ten des Deutschen Bundestages betragen
2017 4,56 Millionen Euro (4,53 Millionen
Euro). Für die 96 deutschen Abgeordneten
im Europäischen Parlament stehen im
kommenden Jahr insgesamt 6,95 Millio-
nen Euro (6,65 Millionen Euro) bereit. Für
die Bundesversammlung, die im kommen-
den Jahr den Bundespräsidenten wählt,
sind 1,73 Millionen Euro reserviert. mik T
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Milchpreiskrise und Geflügelpest belasten Bauern
LANDWIRTSCHAFT Opposition sieht Verschärfung der Probleme durch Steuermillionen für Produktionsausweitung

Die Agrarbranche steht unter Druck. Nied-
rige Preise auf den Rohstoffmärkten und
das in Europa unter Wildvögeln um sich
greifende ansteckende Virus H5N8 verder-
ben die Aussichten der Bauern auf Besse-
rung. „Die Geflügelpest wird sehr ernst ge-
nommen“, versicherte Agrarminister Chris-
tian Schmidt (CSU) umgehend bei der Be-
ratung über den Haushaltsentwurf 2017
des Landwirtschaftsministeriums (Einzel-
plan 10, 18/9200, 18/9202) am vergange-
nen Donnerstag. Gut vorbereitet sah der
Minister den Bund und die Länder, weitere
Virus-Einträge in die Nutzgeflügelbestände
zu verhindern. Durch die Reform der Ge-
flügelpestverordnung könnten die Bundes-
länder effektiv gegen die Ausbreitung des
Virus vorgehen. Darüber hinaus sei dem
Ministerium mit insgesamt sechs Milliar-
den Euro Budget im kommenden Jahr
(2016: 5,6 Milliarden Euro) eine Grundla-
ge gegeben worden, die Förderung der
ländlichen Regionen zum politischen
Schwerpunkt zu machen. „Niemand darf
das Gefühl haben, er sei abgehängt“, sagte
der Minister. Gleichwertige Lebensverhält-
nisse in ganz Deutschland sollen das Ziel
sein. Unter anderem dafür sollen die über
750 Millionen Euro aus der Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“

(GAK) verwendet werden.

Gutes Zeichen Dass die Bundesregierung
rund 400 Millionen Euro mehr ausgeben
wolle als ursprünglich vorgesehen, wurde
von Heidrun Bluhm (Linke) als gutes Zei-
chen gedeutet. Doch sei der Mittelauf-
wuchs auch ein Zeichen der Hilflosigkeit.
Bluhm kritisierte, dass die Bundesregierung
bei der Bekämpfung der Milchkrise nur auf
die Behandlung der Symptome setze. So
seien in diesem Haushaltsjahr rund 58
Millionen Euro der GAK für Investitions-
förderungen zum Ausbau von Ställen und
zur Ausweitung der Milchproduktion aus-
gegeben worden. „Damit wurde das Pro-
blem verschärft“, meinte Bluhm. Und nun
sollen mit neuen „Steuermillionen“ die
Brände gelöscht werden, indem öffentliche
Mittel zur Entschädigung bei der Reduzie-
rung der Milchmengenproduktion ausge-
ben werden.
Ulrich Freese (SPD) hob gegen zu viel
Schwarzmalerei hervor, dass zu den rund
sechs Milliarden Euro im Agrarhaushalt
weitere fünf Milliarden aus der EU hinzu-
zurechnen seien. Insgesamt stünden über
alle Fördertöpfe hinweg fast zwölf Milliar-
den Euro für den ländlichen Raum zur Ver-
fügung. Dennoch seien die Herausforde-
rungen groß, konstatierte Wilhelm Pries-

meier (SPD). „In den Milchbetrieben feh-
len sechs bis sieben Milliarden Euro Ein-
nahmen aus den vergangenen zwei Jah-
ren“, sagte er. Priesmeier erhoffte sich Bes-
serung durch die Möglichkeit der steuerli-
chen Glättung von Gewinnen zum Aus-
gleich schwankender Einnahmen, die ab
dem kommenden Jahr den Betrieben ein
zur Verfügung steht.
„Einen Haushalt der verpassten Chancen“,
nannte Harald Ebner (Grüne) den Regie-
rungsentwurf. Der ökologische Zustand
der Welt hänge auch von der Landwirt-
schaft ab, betonte er, doch die Weichen sei-

en falsch gestellt, weil die Landwirtschaft
keinen Beitrag zur Verbesserung der Situa-
tion leiste. Die Bundesregierung versäume
Investitionen in Zukunftsprojekte. „Wäh-
rend in anderen EU-Ländern die Biole-
bensmittellandwirtschaft boomt, passiert
in Deutschland kaum etwas“, kritisierte er.
Die Förderung des Ökolandbaus sei mit
nur 20 Millionen Euro unterfinanziert.
Franz-Josef Holzenkamp (CDU) sah den
ländlichen Raum durch den Haushalt 2017
gestärkt. „Doch die Märkte können nicht
gesteuert und Preise nicht festgelegt wer-
den“, verteidigte er den Entwurf gegen Kri-
tik. Ohnehin würden die Betriebe nicht al-
leine gelassen, zum Beispiel durch die Un-
terstützung in der landwirtschaftlichen Un-
fallversicherung. Die Beschlussempfehlung
(18/9810, 18/9824, 18/9825) und der Be-
richt des Haushaltsausschusses (18/9826)
zum Einzelplan 10 wurden in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen der Koalition bei
Ablehnung durch die Opposition ange-
nommen. Jan Eisel T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Künstlern wird
weiter geholfen
BUNDESPRÄSIDIALAMT Ohne Änderungen
ist es bei den Haushaltsberatungen des
Etats des Bundespräsidenten und des Bun-
despräsidialamtes geblieben. Damit kann
der Präsident und sein Amt 2017 über
36,09 Millionen Euro (2016: 34,32 Millio-
nen Euro) verfügen.
Dabei steigen die Personalausgaben von
19,5 Millionen Euro auf 20,67 Millionen
Euro steigen. Die sächlichen Verwaltungs-
ausgaben steigen ebenfalls von 9,49 Mil-
lionen Euro auf 10,28 Millionen Euro. Für
Investitionen sind nach 1,28 Millionen
Euro in diesem Jahr für kommendes Jahr
eine Millionen Euro eingeplant. Für Zu-
weisungen und Zuschüsse (ohne Investi-
tionen) sind 4,14 Millionen Euro (4,04
Millionen Euro) vorgesehen.
Die Ausgaben des Bundespräsidenten sol-
len 4,94 Millionen Euro (4,73 Millionen
Euro) betragen. Dabei sind für Zuweisun-
gen und Zuschüsse (ohne Investitionen)
wie bisher 3,65 Millionen Euro vorgese-
hen. 2,3 Millionen Euro davon sind wie in
diesem Jahr für die Deutsche Künstlerhilfe
reserviert.
1,35 Millionen Euro sind gleichbleibend
für die Gewährung von Ehrengaben an Al-
ters- und Ehejubilare, Übernahme von Pa-
tenschaften und die Ausgaben aus beson-
derer Veranlassung vorgesehen. So über-
nimmt der Bundespräsident traditionell
die Patenschaft für das siebte Kind einer
Familie. Die Bezüge des Bundespräsiden-
ten betragen 2017 unverändert 227.000
Euro.
Für das Bundespräsidialamt sind für 2017
insgesamt 21,06 Millionen Euro (19,9 Mil-
lionen Euro) reserviert. Davon geht der
größte Teil mit 12,81 Millionen Euro
(12,24 Millionen Euro) an das Personal.
Das beim Präsidialamt angesiedelte Büro
der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
(GWK) kann im kommenden Jahr über
2,09 Millionen Euro verfügen. Das sind
162.000 Euro mehr als 2016. Die Personal-
ausgaben betragen hier 1,31 Millionen
Euro (1,29 Millionen Euro). mik T



S
ie steigt und steigt – jedes Jahr
und auch nicht zu knapp. Die
Summe, die der Bund jährlich in
die gesetzliche Rentenversiche-
rung pumpt, wird im kommen-
den Jahr stolze 91,02 Milliarden

Euro betragen. Das ist ein Plus von 4,3
Milliarden Euro gegenüber 2016. Traditio-
nell ist dieser Posten der größte im 137,58
Milliarden Euro starken Haushalt des Bun-
desministeriums für Arbeit und Soziales,
weshalb er selten ein größerer Aufreger ist.
So war es auch vergangene Woche, als der
Bundestag den Etat von Bundesarbeitsmi-
nisterin Andrea Nahles (SPD) in der Be-
schlussempfehlung des Haushaltsausschus-
ses (18/9200; 18/9811; 18/9824; 18/9825;
18/9826) mit den Stimmen von Union
und SPD zustimmte.
Abgesehen von diesen konkreten Milliar-
den sorgte das Thema Rente dennoch für
größere Aufmerksamkeit, weil zwei mit
Spannung erwartete Ereignisse kurz bevor-

standen: Der Koalitionsgipfel zur Rente am
Abend nach der Debatte und die Verkün-
dung des Rentenkonzeptes aus dem Hause
Nahles am folgenden Morgen.
Die Ministerin selbst konnte und wollte im
Bundestag dazu nicht konkreter werden.
Sie verwies jedoch auf die „Schutzlücken“
bei der Alterssicherung von Selbstständi-
gen und machte klar, dass es eine „doppel-
te Haltelinie“ für Rentenniveau und Bei-
tragssatz geben müsse, um Altersarmut zu
bekämpfen. „Dreh- und Angelpunkt“ dafür
sei aber, eine gute Arbeitsmarktlage zu er-
möglichen, sagte Nahles.

Eine andere Realität Aus Sicht der Oppo-
sitionsfraktionen hat die Große Koalition
auf diesem Gebiet vor allem „Chancen ver-
passt“, wie es Markus Kurth, der rentenpo-
litische Sprecher von Bündnis 90/Die Grü-
nen, mehrfach ausdrückte. Es sei verständ-
lich, dass die Koalition die gute Konjunk-
tur lobe. „Höchst problematisch ist es aber,
wenn man dabei ignoriert, dass die Zahl
der arbeitenden Armen und der von Armut
betroffenen Kinder dennoch nicht zurück-
gegangen ist“, kritisierte er. Die Bundesre-
gierung versäume es seit Jahren, ein Modell
vorzulegen, das auch Geringverdienern ei-
ne Rente oberhalb der Grundsicherung er-
mögliche. Kurth warb erneut für das grüne
Modell einer „Garantierente“.
Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpoliti-
sche Sprecherin der Fraktion Die Linke,
glaubte sich nach den Reden von Unions-
und SPD-Abgeordneten „in einer anderen
Welt“. Die Wirklichkeit ganz vieler Men-
schen sei nämlich eine ganz andere, so
Zimmermann. So würde jeder zehnte Ar-
beitnehmer für einen Armutslohn arbeiten

und 2,6 Millionen Beschäftigte einen
Zweitjob haben. „Deutschland ist wie nie
zuvor in Arm und Reich gespalten, doch
Sie tun so, als gäbe es das nicht“, warf sie
der Bundesregierung vor. Zimmermann
forderte eine Anhebung des gesetzlichen
Mindestlohns und des Rentenniveaus.

Schiefe Diskussion Offensichtlich leben
Regierungs- und Oppositionsfraktionen
tatsächlich in zwei Welten. Denn auch Karl
Schiewerling, arbeitsmarkt- und sozialpoli-
tischer Sprecher der Unionsfraktion, er-
kannte nach den Analysen von Grünen
und Linken das Land nicht wieder. Er kriti-
sierte die Diskussion um die Rente, weil
darin so getan werde, als stünde die Ren-
tenversicherung kurz vor dem Aus. „Das
stimmt hinten und vorne nicht und macht
den Menschen Angst“, sagte er. Die Alters-
sicherung basiere auf der Grundlage, dass
die umlagefinanzierte Rente kein System
zum Kampf gegen Altersarmut ist, sondern
ein versicherungsbasiertes System. Deshalb
dürfe die Diskussion darum nicht schon
von Vornherein Dinge ausschließen, sei es,
ein sinkendes Rentenniveau oder steigende
Beiträge, so Schiewerling.
Ewald Schurer, SPD-Haushälter, wies eben-
falls den Vorwurf der Schönfärberei von
sich. Man brauche aber nicht zwanghaft zu
verschweigen, dass Deutschland bei der
Zahl der Arbeitslosen den besten Wert seit
25 Jahren habe. Die Koalition wisse trotz-
dem, dass es noch sehr viel zu tun gebe,
um zum Beispiel Langzeitarbeitslose und
Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt zu inte-
grieren, sagte Schurer.
Beim Koalitionsgipfel einigten sich SPD
und Union auf Verbesserungen bei der Er-

werbsminderungsrente, eine Angleichung
der Ost-West-Renten bis 2025 und eine
zeitnahe Umsetzung der Reform der Be-
triebsrenten. Keine Einigung gab es bei der
im Koalitionsvertrag in Aussicht gestellten
Solidarrente für Geringverdiener und bei
der Frage einer Haltelinie gegen ein weite-
res Sinken des Rentenniveaus. Beides ist
zwar Bestandteil des Rentenkonzeptes von
Andrea Nahles, die fordert, das Rentenni-
veau dürfe bis 2045 nicht unter 46 Prozent
fallen (derzeit liegt es bei 48 Prozent des
Durchschnittslohns). Die Union konnte
die Ministerin damit jedoch vorerst nicht
überzeugen. In dieser Woche wird sich der
Bundestag in der Beratung zweier Linken-
Anträge erneut mit der Höhe des Rentenni-
veaus befassen. Claudia Heine T

Die Konjunktur ist gut, Fachkräfte werden gesucht. Die Rentner von morgen sorgen sich jedoch schon jetzt: Wird meine Rente reichen? © picture-alliance/Westend 61

Mit Sorge
in Rente
ARBEIT UND SOZIALES In der Debatte
über den Etat ging es vor allem um eine
Frage: Wie kann man von seiner Arbeit
und später im Alter gut leben?

> STICHWORT
Sozialausgaben 2017

> Grundsicherung Für die Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende sind 36,40 Mil-
liarden Euro (2016: 34,12 Milliarden)
eingeplant. Davon entfallen 21 Milliar-
den Euro auf das Arbeitslosengeld II
(2016: 20,5 Milliarden).

> Langzeitarbeitslose Für das Bundes-
programm zum Abbau der Langzeitar-
beitslosigkeit sind, wie in diesem Jahr,
160 Millionen Euro eingeplant.

> Bundesteilhabegesetz Für die Umset-
zung des Bundesteilhabegesetzes sind
14 Millionen Euro angesetzt.
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Opposition bemängelt Verzögerungen bei der Reform des Unterhaltsvorschusses
FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND Ausgaben steigen auf 9,5 Milliarden Euro. Bundestag nimmt Kürzungen bei Kinder- und Jugendpolitik zurück

Bundesfamilienministerin Manuela Schwe-
sig (SPD) gab sich demonstrativ optimis-
tisch: Mit einem Volumen von 9,5 Milliar-
den Euro falle der vom Bundestag gebillig-
te Familienetat im kommenden Jahr um
mehr als zwei Milliarden Euro höher aus
als zu Beginn der Legislaturperiode. „Das
ist ein gutes Signal für die Familien in un-
serem Land“, sagte die Ministerin in der
zweiten Lesung ihres Haushaltes in der ver-
gangenen Woche. Der Anstieg der Ausga-
ben im Familienressort sei unter anderem
auf die seit 15 Jahren endlich wieder stei-
gende Geburtenrate zurückzuführen.
In der Tat kommen annähernd drei Viertel
aller Mittel aus Schwesigs Etat Deutsch-
lands Familien direkt zugute. Die Ausga-
ben für das Familiengeld steigen im kom-
menden Jahr von 6,2 auf 6,4 Milliarden

Euro und für Kindergeld und Kinderzu-
schlag von 594 auf 664 Millionen Euro.
Begrüßt werden diese Mehrausgaben von
allen Fraktionen des Bundestages. Ebenso
wie die Tatsache, dass die im Haushaltsent-
wurf (18/9200, Einzelplan 17) vorgesehe-
nen Kürzungen im Bereich der Kinder und
Jugendpolitik durch den Haushaltsaus-
schuss (18/9824, 18/9825) rückgängig ge-
macht werden konnten. Insgesamt erhöhte
der Ausschuss den Familienetat während
seiner Verhandlungen noch einmal um
328 Millionen Euro.
Überlagert wurde die Debatte allerdings
durch die geplante Reform des Unterhalts-
vorschusses, zu der Ministerin Schwesig be-
reits einen Gesetzesentwurf vorgelegt hat
und der vom Bundeskabinett verabschiedet
worden ist. Dieser sieht vor, dass Unter-
haltsvorschuss nicht nur bis zum zwölften,
sondern bis zum 18. Lebensjahr eines Kin-
des gezahlt werden soll, wenn ein unter-
haltspflichtiger Elternteil seinen Verpflich-
tungen nicht nachkommt. Die bislang gel-
tende Höchstbezugsdauer von 72 Monaten
soll ganz entfallen. Von der Ausweitung

des Unterhaltsvorschusses sollen zusätzlich
260.000 Kinder von Alleinerziehenden
profitieren. Ursprünglich sollte der Gesetz-
entwurf noch vor Weihnachten vom Bun-
destag verabschiedet werden und zum
1. Januar 2017 in Kraft treten. Doch die
Union und die Länder blockieren derzeit
das Vorhaben wegen ungeklärter Finanzie-
rungsfragen. Zudem fehlten in den Kom-

munen die benötigten Sachbearbeiter, um
die zusätzlichen Anträge zu bearbeiten.
Die Gesetzesvorlage sei „schlampig“, hieß
es aus der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der Unionsfraktion in der vergange-
nen Woche.
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
forderten in der Haushaltsdebatte die Uni-
on und die Länder auf, das Gesetzesvorha-
ben nicht länger zu blockieren. Jörn Wun-
derlich (Linke) hielt der Unionsfraktion
entgegen, dass Kinderarmut „vielleicht
doch nicht so ihr Thema“ sei. Sein Frakti-
onskollege Michael Leutert wies darauf
hin, dass die Reform des Unterhaltsvor-
schusses gerade mal 100 Millionen Euro
koste: „Das sollte es uns wert sein.“
Ekin Deligöz (Grüne) kritisierte Ministerin
Schwesig. Sie habe nicht rechtzeitig mit
den Ländern verhandelt. Diese hätten ihre
Haushaltsverfahren für das kommende
Jahr schon abgeschlossen. In den vergange-
nen zwei Jahren sei die von der Oppositi-
on geforderte Reform des Unterhaltsvor-
schusses von der Koalition verhindert wor-
den. Schwesig werde zunehmend zur „An-

kündigungsministerin“, die dann aber
nicht liefere. Dies zeige sich auch bei ande-
ren Vorhaben wie dem Familiengeld oder
der Schulkindbetreuung, sagte Deligöz.
Ulrike Gottschalk (SPD) wies die Kritik zu-
rück. Die Länder hätten sich an die Verein-
barung mit dem Bund beim Unterhaltsvor-
schuss zu halten.

Die Union verteidigte ihre Haltung beim
Unterhaltsvorschuss. Es sei zwar richtig,die
Bezugsdauer zu verlängern, sagte Alois Rai-
ner (CSU). Aber den Ländern beziehungs-
weise den Kommunen müsse auch genü-
gend Zeit eingeräumt werden, die Umset-
zung vorzubereiten. Dafür sei die verblei-
bende Zeit zu kurz. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Familienministerin Manuela Schwesig (SPD) © picture-alliance/dpa

Im Streit über
kostspielige Reformen
GESUNDHEIT Krankenkassen melden hohe Überschüsse

Etwas Wahlkampf war schon mit dabei, als
Union und SPD vergangene Woche gegen
das Votum der Opposition den Gesund-
heitsetat für 2017 (18/9825; 18/9826) be-
schlossen. Die Gesundheitspolitik soll ja
im Wahljahr 2017 ein ganz großes Thema
werden, wobei es mal wieder um nicht we-
niger als die Systemfrage geht: Bleibt es
beim Nebeneinander von Gesetzlicher und
Privater Krankenversicherung (GKV/PKV),
oder setzen sich SPD, Linke und Grüne mit
ihren Vorstellungen einer Bürgerversiche-
rung für alle durch?
Der Etat im Umfang von nunmehr 15,6
Milliarden Euro selbst bie-
tet nur begrenzte Möglich-
keiten für kreative Entfal-
tung, weil allein 14,5 Milli-
arden Euro für den Bundes-
zuschuss an den Gesund-
heitsfonds reserviert sind,
mit dem die beitragsfreie
Familienversicherung von
Kindern und Ehepartnern
sowie Leistungen für Mut-
terschaft und Schwanger-
schaft finanziert werden.
Umso eifriger feilschten die
Abgeordneten um kleinere
Summen, mit denen Schwerpunkte gesetzt
werden konnten. In den Ausschussberatun-
gen kamen zuletzt immerhin noch einmal
rund 63 Millionen Euro zur ursprünglich
veranschlagten Summe hinzu. Der Etat von
Bundesgesundheitsminister Hermann Grö-
he (CDU) wächst im Jahresvergleich aber
vor allem wegen des angehobenen Bundes-
zuschusses um rund 586 Millionen Euro.
Der Bundeszuschuss war in den Jahren
2013 bis 2015 gegenüber dem gesetzlich ei-
gentlich vorgesehenen Niveau von 14 Mil-
liarden Euro um insgesamt 8,5 Milliarden
Euro abgeschmolzen worden, um den
Haushalt zu konsolidieren. Das Verspre-
chen lautete damals: Der Betrag wächst
wieder auf und erreicht 2017 dann dauer-
haft sogar 14,5 Milliarden Euro.

Stabile Beiträge Gröhe sowie weitere
Redner von Union und SPD konnten nun
Vollzug melden, machten die Opposition
damit aber auch nicht glücklich. So beklag-
te Gesine Lötzsch, der Finanzminister habe
zu Lasten der Beitragszahler seine Vision
von der schwarzen Null verfolgt, die je-
doch „mindestens genauso manipuliert“
sei wie die Abgaswerte von VW. Harald
Weinberg (beide Linke) mahnte, es könne
nicht so bleiben, dass der Bundeszuschuss
„im Wesentlichen eine Manövriermasse
des Finanzministers“ sei. Gröhe erinnerte
daran, dass die Absenkung des Zuschusses
nicht nur dazu beigetragen habe, die Fol-
gen der Finanzmarktkrise zu bewältigen,
sondern auch, die Beiträge nicht steigen zu
lassen. Auch jetzt blieben die Zusatzbeiträ-
ge stabil. Die günstige Beitragsentwicklung
zeige, dass Leistungsverbesserungen mit
Augenmaß vorgenommen würden.
Auch hier hat die Opposition einen ganz
anderen Eindruck. Ekin Deligöz (Grüne)
warnte vor steigenden Gesundheitsausga-
ben und hielt dem Minister vor: „Ihre Ge-
setze sind teuer.“ Schon 2017 drohten den
Krankenkassen Mehrausgaben in Höhe
von rund drei Milliarden Euro, bis 2020
könnten es 14 Milliarden Euro sein. Die
Mehrkosten müssten allein von den Versi-
cherten getragen werden, weil die Regie-
rung nicht den „Mumm“ habe, zu einer
paritätischen Finanzierung der Beitragssät-
ze zurückzukehren und die Arbeitgeber zur
Hälfte an den Kosten zu beteiligen. Wein-
berg kritisierte die Entscheidung der Regie-
rung, 1,5 Milliarden Euro aus der Liquidi-
tätsreserve des Gesundheitsfonds an die
Krankenkassen auszureichen. Die sei ein
Wahlkampfgeschenk, mit dem die Beiträge

in der GKV stabil gehalten würden. Die Be-
gründung, wonach mit dem Geld die Kos-
ten für die Flüchtlingshilfe finanziert wer-
den solle, beinhalte einen „völlig falschen
Zungenschlag“.
Burkhard Blienert (SPD) sagte, angesichts
der Rücklagen der Kassen in Höhe von der-
zeit 15 Milliarden Euro könne vorerst Ent-
warnung gegeben werden. Allerdings sei
die Beitragsstabilität mittel- und langfristig
nicht gesichert, weshalb die Rückkehr zur
Parität eine „zwingende Notwendigkeit“
sei. Die SPD wolle die Bürgerversicherung,
um eine ausgewogene Lastenverteilung si-

cherzustellen. Die SPD ha-
be im Übrigen mit dazu
beigetragen, dass im Haus-
halt mehr Geld für Bera-
tung und Prävention be-
reitgestellt werde, Mittel für
die HIV-Stiftung sowie für
traumatisierte Flüchtlings-
kinder. Blienert betonte:
„Wir ermöglichen mit die-
sem Haushalt konkrete
Hilfsangebote.“
Erich Irlstorfer (CSU) hielt
der Opposition vor, „Dinge
schlecht zu reden, die sehr

ordentlich und gut gemacht wurden“ und
nannte als Beispiel die Pflegereform. Er
fügte hinzu, die gute Gesundheitsversor-
gung gebe es nicht zum Nulltarif. Eine Bür-
gerversicherung würde die Probleme aber
nicht lösen. Er verwies auf die unlängst ver-
öffentlichte Studie im Auftrag der gewerk-
schaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung, wo-
nach die Einführung der Bürgerversiche-
rung in der PKV zu einem Abbau von
Zehntausenden Stellen führen könnte. Er
könne den Mehrwert einer Bürgerversiche-
rung nicht erkennen.
Helmut Heiderich (CDU) lobte die zahl-
reichen Reformen und schwärmte, das

deutsche Gesundheitssystem sei auch inter-
national weit vorne. Im Haushalt würden
zudem wichtige Schwerpunkte gesetzt. So
stocke Deutschland die freiwilligen Bei-
tragsmittel für die Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) auf 35 Millionen Euro auf
und übernehme damit global mehr Verant-
wortung. Auch im Kampf gegen die gefähr-
lichen Antibiotikaresistenzen werde mehr
Geld eingesetzt. Zusätzliche Mittel, insge-
samt 45,5 Millionen Euro, würden in die
gesundheitliche Prävention investiert.
Unterdessen scheinen die jüngsten Zahlen
der Krankenkassen den Beitragsoptimisten
recht zu geben. Wie die „FAZ“ unter Beru-
fung auf Daten der Krankenkassen berich-
tete, hat sich die Finanzlage der GKV im
3. Quartal nochmals verbessert. Ende Sep-
tember wiesen die 117 gesetzlichen Kassen
demnach einen Überschuss von knapp
1,5 Milliarden Euro aus. Sie hätten ihr Plus
von 600 Millionen Euro aus dem ersten
Halbjahr damit mehr als verdoppelt. Je-
doch wird 2017 mit „starken Ausgaben-
schüben“ gerechnet. Claus Peter Kosfeld T

»Wir müssen
aufpassen,
dass die

Beiträge nicht
stärker

steigen.«
Burkhard Blienert (SPD)
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Ärger wegen
Kolonnaden
KULTUR Monika Grütters (CDU), Staatsmi-
nisterin für Kultur und Medien, hatte in
der vergangenen Woche Grund zur Freude.
Die Haushaltspolitiker erhöhten ihren Etat
für das kommende Jahr noch einmal um
280 Millionen Euro auf insgesamt
1,63 Milliarden Euro. Dies entspricht ei-
nem Anstieg von 17 Prozent gegenüber
2016. Allein 70 Millionen Euro der zusätz-
lich zur Verfügung gestellten Mittel fließen
in das Denkmalschutz-Sonderprogramm
zum Erhalt von kulturhistorisch wertvollen
Gebäuden im Bundesgebiet. Weitere sie-
ben Millionen Euro fließen zusätzlich an
die Deutsche Welle. Zudem werden die
Mittel zur Erhaltung des Filmerbes um eine
Million Euro aufgestockt und erstmals die
Erhaltung schriftlichen Kulturgutes mit ei-
ner Million Euro unterstützt.
Doch abseits der Freude unter den Kultur-
politikern aller Fraktionen über den Ausga-
benzuwachs stieß eine Entscheidung im
Bauetat auf Empörung bei der Opposition.
So sollen 18,5 Millionen Euro für den Wie-
deraufbau der Kolonnaden um den Sockel
des früheren Kaiser-Wilhelm-Reiterdenk-
mals auf dem Berliner Schlossplatz bereit-
gestellt werden. Ursprünglich sollte an die-
ser Stelle das Freiheits- und Einheitsdenk-
mal entstehen. Doch der Haushaltsaus-
schuss hatte die Mittel für das Denkmal
wegen der Kostensteigerungen bereits An-
fang des Jahres gestoppt.
Linke und Grüne kritisierten, die Koalition
habe mit der Entscheidung für den Wie-
deraufbau der Kolonnaden den Bundes-
tagsbeschluss von 2007 über die Errichtung
des Einheitsdenkmals „mit Füßen getre-
ten“. aw T

Die neue Dimension
INNERES Mehr Personal, bessere Ausstattung: Die Sicherheitsbehörden werden deutlich gestärkt

T
homas de Maizière (CDU)
gilt als sachlicher, abwägen-
der Politiker, der Übertrei-
bungen abhold ist. In der
Schlussdebatte des Bundes-
tages über seinen Etat für

das kommende Jahr aber fand der Bundes-
innenminister vergangene Woche den Su-
perlativ ausdrücklich angemessen und
sprach von einem „Haushalt der neuen Di-
mension“, der Maßstäbe
setze für die kommenden
Jahre. Im Vergleich zum
laufenden Etat wachse sein
Haushalt um rund
1,18 Milliarden Euro; der
Stellenhaushalt umfasse
„nunmehr 66.000 Stellen
und Planstellen – das ist
außerordentlich, das ist
wichtig, das ist richtig“, re-
sümierte der Ressortchef.
Die Bundesregierung hatte
in ihrem Entwurf
(18/9200, 18/9202) für
den Innen-Etat 2017 zunächst noch knapp
8,34 Milliarden Euro an Ausgaben vorge-
sehen und damit immerhin rund 537 Mil-
lionen Euro mehr als im laufenden Jahr.
Nach den vom Parlament gegen die Stim-
men der Opposition verabschiedeten Be-
schlussempfehlungen des Haushaltsaus-
schusses (18/9806, 18/9824, 18/9825)
wächst das Ausgabenvolumen nun im

nächsten Jahr auf fast 8,98 Milliarden
Euro. Schon nach den ursprünglichen Etat-
plänen der Bundesregierung sollten rund
zwei Drittel der Mittel für den Bereich der
Sicherheitsbehörden aufgewandt werden,
die nun weiter gestärkt werden. So können
allein bei der Bundespolizei im kommen-
den Jahr insgesamt rund 2.000 neue Stel-
len geschaffen werden.
Insgesamt erhält die Bundespolizei von

2015 bis 2020 mehr als
7.000 zusätzliche Stellen,
wie der Innenminister vor-
rechnete, während das
Bundeskriminalamt (BKA)
in diesem Zeitraum um
mehr als 1.300 Stellen
wächst. „Umgerechnet sind
es etwas über 20 Prozent
bei der Bundespolizei und
etwa 25 Prozent beim Bun-
deskriminalamt“, fügte de
Maizière hinzu. Investiert
werde auch „in neue Fahr-
zeuge, Hubschrauber, Ein-

satzschiffe bei der Bundespolizei, in die Sa-
nierung und den Neubau von Diensträu-
men, in den Aufbau von Kapazitäten für
Aus- und Fortbildung“. Ebenso investiere
man „in mehr Sicherheit mit der neuen
Zentralstelle für Informationstechnik im
Sicherheitsbereich, um BKA, Bundespolizei
und das Bundesamt für Verfassungsschutz
zu unterstützen“.

Für Die Linke konstatierte Roland Claus,
dass im Etat des Innenministeriums zwar
„viel Geld und viel mehr Stellen für neues
Personal“ vorgesehen seien, „aber auch
sehr viel mehr Geld für eine falsche Sicher-
heitspolitik“ keine Lösung sei. Auch für
Die Linke sei die öffentliche Sicherheit ein
hohes Gut. Sie setze jedoch auf eine Stär-
kung der staatlichen und der zivilgesell-
schaftlichen Strukturen, die Regierungsko-
alition dagegen „auf die Einschränkung
von Freiheitsrechten und auf staatlichen
Druck“, sagte Claus. Der Innen-Etat 2017
sei ein „Haushalt von gestern“, mit dem
„Deutschland weniger zukunftsfähige öf-
fentliche Sicherheit“ bekomme.

»Keine Strategie« Luise Amtsberg (Grü-
ne) bemängelte, die meisten Vorschläge
der Großen Koalition seien „wenig bis gar
nicht dafür geeignet, tatsächlich mehr Si-
cherheit im Land herzustellen“. So habe
die Regierung keine wirksame Strategie ge-
gen die zahlreichen Angriffe auf Flücht-
lingsunterkünfte. Wer wolle, dass Men-
schen, die vor Krieg und Terror nach
Deutschland fliehen, sich gut integrieren
können, dürfe nicht zulassen, „dass sie
auch hier einer erneuten Bedrohung ausge-
setzt sind“. Vielmehr müsse ihnen die
Möglichkeit gegeben werden, hier eine
Existenz aufzubauen. An vielen Stellen
würden Integrationsbemühungen aber
konterkariert. Nach wie vor reichten die

Mittel für Integrationskurse nicht aus, wes-
halb ihre Fraktion eine Aufstockung auf
insgesamt 750 Millionen Euro fordere.
Martin Gerster (SPD) betonte im Gegen-
zug, dass auch das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge (Bamf) in den vergan-
genen Jahren personell deutlich gestärkt
worden sei. Viele Asylanträge könnten nun
zügiger abgearbeitet werden. Das bedeute
„aber auch, dass sich jetzt der Schwer-
punkt verlagert“. Deshalb habe man die
Mittel für die Integrationskurse von ur-
sprünglich einmal knapp über 200 Millio-
nen Euro verdreifacht und stelle viel Geld
zur Verfügung „für Orientierungskurse für
Asylsuchende mit weniger guten Bleibeper-
spektiven“.

Reinhard Brandl (CSU) hob hervor, dass
der Innen-Etat 2017 im Vergleich zum
Haushalt 2014 – dem erstem in dieser Le-
gislaturperiode beschlossenen – eine Stei-
gerung von mehr als 50 Prozent umfasse.
Diese Steigerung sei notwendig gewesen
aufgrund der veränderten Sicherheits- und
Migrationslage und möglich dank der Ent-
schlossenheit der Koalition, massiv in den
Ausbau der inneren Sicherheit und in Inte-
grationsmaßnahmen zu investieren. Allein
für den Bereich der Integrationskurse stün-
den im Etat 610 Millionen Euro bereit. 40
Millionen Euro würden „für Erstorientie-
rungsangebote für Asylbewerber mit unkla-
rer Bleibeperspektive“ bereitgestellt sowie
40 Millionen Euro für ein „Anreizpro-
gramm zur freiwilligen Ausreise“.

Mehr Geld für Datenschutz Nicht mehr
im Innen-Etat aufgeführt ist der Haushalt
der Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit
(BfDI). Mit der Umwandlung ihres Hauses
in eine eigenständige oberste Bundesbe-
hörde zum 1. Januar 2016 wurde ihr Etat
aus dem Einzelplan 06 herausgelöst. Der
Einzelplan 21 weist für den BfDI-Etat 2017
Gesamtausgaben von rund 15,4 Millionen
Euro aus und damit knapp 1,7 Millionen
Euro mehr als für das laufende Jahr. Hier
hatte der Regierungsentwurf noch eine
Steigerung um gut 1,3 Millionen Euro vor-
gesehen. Helmut Stoltenberg T

Neue Kollegen für die Bundespolizei: Von 2015 bis 2020 erhält sie mehr als 7.000 neue Stellen. © picture-alliance/dpa / Wolfgang Kumm

»Die größte
Personal-

aufstockung
aller Zeiten

bei der
Bundespolizei.«

Martin Gerster (SPD)

Anzeige

Schlüsselressort
mit Mini-Etat
JUSTIZ Politisch ist das Justizministerium
ein Schlüsselressort, das über alle Gesetze
mitentscheidet. Sein Haushalt aber ist der
kleinste aller Ministerien. 839 Millionen
Euro stellte ihm der Bundestag vergangene
Woche für 2017 zur Verfügung, deutlich
mehr als die 745 Millionen im laufenden
Jahr. Dieser Aufwuchs geht größtenteils an
die Stiftung Warentest, deren Stiftungskapi-
tal um 90 Millionen auf 175 Millionen
Euro erhöht werden soll. Im Gegenzug
wird der jährliche Zuschuss um 1,5 Millio-
nen Euro gekürzt.
Tobias Lindner (Grüne) kritisierte in der
Haushaltsdebatte, die Kapitalerhöhung
werde in Zeiten der Null-Zins-Politik der
Stiftung nur wenig helfen. Ohne sie stün-
den aber im Etat des Justiz- und Verbrau-
cherschutzministeriums gerade einmal
neun Millionen mehr für den Verbraucher-
schutz zur Verfügung als zu Beginn der Le-
gislaturperiode. Dem hielt Klaus-Dieter
Gröhler (CDU) entgegen, dass die Zinsen
eines Tages auch wieder „Normalmaß er-
reichen“ würden und die Stiftung dann
ganz ohne Zuschuss auskommen könne.
Roland Claus (Linke) warf Justizminister
Heiko Maas (SPD) vor, guten Ankündigun-
gen keine Taten für mehr Rechtssicherheit
folgen zu lassen. Dies bestritt Maas unter
anderem mit dem Hinweis, dass der Haus-
halt 2017 neue Stellen für den General-
bundesanwalt und den Bundesgerichtshof
vorsehe. Während Linke und Grüne den
Justizetat ablehnten, fand der mitberatene
Haushalt des Bundesverfassungsgerichts
die Zustimmung aller Fraktionen. Er ent-
hält nur geringe Veränderungen gegenüber
dem laufenden Etat. Peter Stützle T

Mehr Geld für kluge Köpfe
BILDUNG UND FORSCHUNG Der Etat von Ministerin Wanka steigt um sieben Prozent. Kritik an der Verwendung der Mittel

Auch wenn der Bundeshaushalt für Bil-
dung und Forschung im Jahr 2017 einen
erneuten Zuwachs um mehr als sieben Pro-
zent auf 17,65 Milliarden Euro erfährt, kri-
tisiert die Opposition die Verwendung der
Mittel. Für Die Linke bemängelte Nicole
Gohlke in der Etatdebatte des Bundestages
vergangene Woche, die Bildungspolitik der
Bundesregierung lasse „die großen Proble-
me im Kern ungelöst“, und warf der Koali-
tion „ideologische Scheuklappen“ vor.
Ekin Deligöz (Grüne) sprach von einem
„Haushalt der verpassten Chancen“.
Die Bundesregierung hatte in ihrem Haus-
haltsentwurf 2017 (18/9200, 18/9202)
noch Ausgaben von 17,56 Milliarden vor-
gesehen, die der Haushaltsausschuss um
92,41 Millionen Euro anhob. Der Debatte
zugrunde lagen die mit Koalitionsmehrheit
angenommenen Beschlussempfehlungen
(18/9821), 18/9824, 18/9825) und der Be-
richt des Haushaltsauschusses (18/9826).
„In diesem Jahr haben wir uns selbst über-
troffen“, lobte Swen Schulz (SPD) die Stei-
gerung: „Das ist wirklich außergewöhnlich,
ich kann sagen: krass, was wir gemacht ha-
ben.“ Die aktuellen Aufwüchse nach der
Haushaltsbereinigungsdebatte kommen
insbesondere der Leistungsfähigkeit des
Bildungswesens und der Nachwuchsförde-
rung, dem Bereich Wettbewerbsfähigkeit

des Wissenschafts- und Innovationssystems
wie auch dem Bereich Forschung zugute.
Für die krankheitsbedingt abwesende Bun-
desbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) verwies der Parlamentarische
Staatssekretär Thomas Rachel (CDU) da-
rauf, dass der Bund den Aufwuchs der Mit-
tel alleine übernehme, um die Länder zu
entlasten. Seit mehr als zehn Jahren sei in
den Ausgaben des Bundes für Bildung und
Forschung ein „kontinuierlicher Auf-
wuchs“ gelungen, „wie wir ihn in der Ge-
schichte der Bundesrepublik noch nie er-
lebt haben“. Deutschland stehe „auch dank

dieser Prioritätensetzung hervorragend da.“
Als einen wichtigen Punkt nannte Rachel
die Neuausrichtung der Exzellenzstrategie,
die die Spitzenforschung stärken soll, und
das Programm zur Förderung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses.

»Marode Schulgebäude« Gohlke hielt
der Koalition vor, sie „werfe mit Eigenlob
nur so um sich“ und scheine doch zu wis-
sen, dass der Bildungshaushalt die großen
Probleme nicht löse. Nur so sei die seit
Wochen andauernde Debatte zu erklären,
ob die Digitalisierung der Schule oder die
Sanierung der maroden Schulgebäude
Priorität haben solle. Zu den unerledigten
Aufgaben zählten neben der Schulsanie-
rung und Digitalisierung mehr Geld für die
Ausbildung und bessere Bezahlung von Er-
zieherinnen sowie gebührenfreie Kitas. Sie
warf der Koalition vor, „ideologisch ver-
bohrt zu sein“, und forderte, das Koopera-
tionsverbot abzuschaffen.
Deligöz sprach sich ebenfalls dafür aus,
das Kooperationsverbot bei der Bildungsfi-
nanzierung aufzuheben. „Wir finden, dass
die maroden Schulgebäude der Vergangen-
heit angehören müssen“, betonte sie.
Grundsätzlich sei dringend „eine Dynamik
des sozialen Aufstiegs“ unabhängig vom
sozialen Status der Eltern notwendig. Dem

von der Koalition zu verantwortenden Ko-
operationsverbot seien „die verpassten
Chancen der vergangenen Jahre zu verdan-
ken“.
Anette Hübinger (CDU) zeigte sich erfreut
über den Anstieg des Etats. „Wir können
froh sein mit dem Geld, das wir zur Verfü-
gung haben.“ Der Aufwuchs sei Folge „ei-
ner bewussten Prioritätensetzung dieser
Bundesregierung“, die in den kommenden
Jahren fortgesetzt werden müsse. Um Wett-
bewerbsfähigkeit und Konkurrenzfähigkeit
zu generieren, sei „Bildung das beste Rüst-
zeug, das wir unserer jungen Generation
mitgeben können“.
Anders als die Union plädierte auch der
Sozialdemokrat Schulz für die Abschaffung
des Kooperationsverbotes. „Wir von der
SPD wollen eine Grundgesetzänderung,
die es Bund und Ländern gemeinsam er-
möglicht, die Schulen zu verbessern, sie zu
sanieren, Ganztagsangebote zu schaffen
und Schulsozialarbeit zu organisieren“,
sagte Schulz. Annette Rollmann T
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»Aufgeben ist
keine Option«
AUSWÄRTIGES Plus bei humanitärer Hilfe und Krisenprävention

Als „Rendezvous“ der Deutschen „mit der
Globalisierung“ hat der Finanzminister die
Flüchtlingskrise des Jahres 2015 bezeichnet.
Es sei eine Begegnung, der die Aufgabe folge,
die Krisenregionen im Nahen und Mittleren
Osten und in Afrika zu stabilisieren, „damit
die Welt nicht noch mehr aus den Fugen ge-
rät“, wie Wolfgang Schäuble (CDU) Anfang
des Jahres mitteilte. Gemessen an diesen
Worten ließ der Regierungsentwurf für den
Etat des Auswärtigen Amtes (18/9200) offen-
bar noch Luft nach oben: In den Beratungen
haben die Abgeordneten im Haushaltsaus-
schuss insbesondere die Mit-
tel für die humanitäre Hilfe
und die Krisenprävention
deutlich erhöht. Für diese
Aufgaben stehen 2017 nun
insgesamt 1,52 Milliarden
Euro zur Verfügung – das
sind 552 Millionen Euro
mehr als im Regierungsent-
wurf ursprünglich einge-
plant waren (18/9805, 18/
9824). Insgesamt kann das
Auswärtige Amt mit der Ver-
abschiedung des Haushaltes
in der vergangenen Woche
im nächsten Jahr rund 5,23 Milliarden Euro
ausgeben, das sind rund 420 Millionen Euro
mehr als in diesem Jahr.
Michael Leutert (Die Linke) würdigte den
deutlichen Aufwuchs bei der humanitären
Hilfe, kritisierte aber, dass die deutsche Au-
ßenpolitik blockiert und handlungsunfähig
sei. Mit dem „Flüchtlingsdeal“ mit der Tür-
kei habe sich die Bundesregierung politisch
erpressbar gemacht und Glaubwürdigkeit
verspielt. „Wie soll denn Trump etwas ernst-
haft und moralisch begründet entgegenge-
setzt werden, wenn gleichzeitig Erdogan fi-
nanziell unterstützt wird, und zwar nur aus
dem Grund, dass er dafür sorgt, dass keine
Flüchtlinge bei uns ankommen?“ fragte Leu-
tert. Rechtspopulisten würden auch deshalb
„eine Abstimmung nach der anderen gewin-
nen“, weil viele Menschen spüren würden,
wenn in der Außenpolitik mit zweierlei Maß
gemessen werde. Statt mit Erdogan zusam-
menzuarbeiten müsse die Bundesregierung
etwas dafür tun, dass dem Süden Europas,
vor allem Griechenland und Italien, wieder
auf die Beine geholfen werde und die EU zu
einer gemeinsamen Sprache in Fragen der
Asyl- und Migrationspolitik finde.

Zusagen Doris Barnett (SPD) verteidigte die
Handlungsfähigkeit der deutschen Außenpo-
litik. Als Beispiele nannte sie neben dem hu-
manitären Engagement in Flüchtlingslagern
unter anderem die Ausstattungshilfen für
afrikanische Staaten, die diplomatische Un-
terstützung für Konfliktlösungen in der Ostu-
kraine, in Kolumbien und im Kaukasus sowie
auch die Mittel für die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik, so für den Deutschen
Akademischen Austauschdienst und die Goe-
the-Institute. Barnett verwies auf erfolgreiche
Anstrengungen von Außenministers Frank-
Walter Steinmeier (SPD) und Kanzlerin An-
gela Merkel (CDU), Staaten und Akteure zu
mehr humanitärer Hilfe für die Flüchtlinge
in und um Syrien zu bewegen. Deutschland
könne dabei aber „nicht die ganze Welt ret-
ten oder für alle Flüchtlinge auf der Welt sor-
gen“, sagte Barnett. „Wir müssen uns darauf
verlassen, dass die anderen, die Hilfe zuge-
sagt haben, diese Hilfe auch endlich leisten
und somit dafür sorgen, dass die Situation in
den Flüchtlingslagern erträglich wird und
dass sich nicht wieder Zigtausende auf den
Weg nach Europa machen.“

Omid Nouripour (Bündnis 90/Die Grü-
nen) sprach von einer „Lernkurve“ der
Koalitionsfraktionen, die den Fehler der
Bundesregierung bei der humanitären
Hilfe in den Haushaltsberatungen korri-
giert habe. Er kritisierte, dass die Bundes-
regierung in der Zusammenarbeit mit
Ländern wie der Türkei oder Ägypten „in
großer Panik vor Flüchtlingen“ ihre Werte
über Bord werfe. Die Lehre des „Arabi-
schen Frühlings“ vor fünf Jahren sei gewe-
sen, dass „Friedhofsruhe“ kein Ausdruck
von Stabilität sei, diese vielmehr nur

durch Demokratie, Rechts-
staatlichkeit, Partizipation
und Achtung der Men-
schenrechte zu erreichen
sei. Wenn man Populis-
mus zurückweisen wolle,
müsse man zu diesen zen-
tralen Werten stehen, argu-
mentierte Nouripour. Das
gelte umso mehr, da die
großen außenpolitischen
Prüfungen – wie etwa die
einer „Testosteron-Achse
zwischen Trump, Putin
und Erdogan“ – mögli-

cherweise noch bevorstehen könnten.
Alois Karl (CSU) sprach von einer „Hoch-
konjunktur“ für die Außenpolitik. Die Ko-
alition habe die Mittel für die humanitäre
Hilfe vervierfacht, jene für Krisenpräventi-
on verdreifacht. Mitnichten könne also die
Rede davon sein, Union und SPD würden
ihren Worten keine Taten folgen lassen.
„Der heilige Johannes hätte seine Freude an
uns.“ Mit den Mitteln der humanitären Hil-
fe lasse sich etwa in Flüchtlingslagern im
Libanon und in Jordanien unendlich viel
leisten. Diese Mittel seien auch ökono-
misch gut angelegt, denn ohne solche Hil-
fen „werden neue Flüchtlingsströme nach
Europa kommen, und es wird uns sehr viel
mehr Geld kosten“, sagte Karl.

Der Außenminister nutzte die Debatte, um
für weitere Vermittlungen im Ukraine-Kon-
flikt zu werben und kündigte Gespräche mit
den Außenministern Frankreichs, Russlands
und der Ukraine an. Der Waffenstillstand in
der Ostukraine werde wieder häufiger ge-
brochen, sagte Steinmeier. Zu hoffen bleibe,
dass auch Russland und die Ukraine den
Ernst der Lage ähnlich beurteilten. „Beide
Seiten sind gefordert, endlich sichtbare Bei-
träge zu einer dauerhaften Entspannung in
der Ukraine zu liefern.“ Auch wenn die
Schritte für eine Lösung oft „quälend lang-
sam“ seien, müsse alles versucht werden.
„Aufgeben ist keine Option“, sagte Stein-
meier. Vor allem die schweren Waffen müss-
ten abgezogen, die humanitäre Lage müsse
verbessert werden. Alexander Heinrich T

»Mit dem
Flüchtlingsdeal

hat sich die
Regierung
erpressbar
gemacht.«
Michael Leutert

(Die Linke)

L
angfristig soll Deutschland
zwei Prozent seines Bruttoin-
landproduktes (BIP) für Ver-
teidigung ausgeben. Diesen
prinzipiellen Marschbefehl er-
teilte Bundeskanzlerin Angela

Merkel (CDU) in der vergangenen Woche
in der Generaldebatte über den Bundes-
haushalt 2017. Wenige Stunden später
rechneten Haushalts- und Verteidigungs-
politiker aller Fraktionen in der zweiten
Lesung des Wehretats vor, was dies kon-
kret bedeutet: Bei seinem derzeitigen BIP
müsste Deutschland rund 64 Milliarden
Euro für den Verteidigungshaushalt auf-
bringen, um das von der Nato gewünschte
Zwei-Prozent-Ziel zu erreichen. Das sind
27 Milliarden Euro mehr als der Bundes-
tag in der vergangenen Woche für das
kommende Jahr bewilligte.
Mit einem Volumen von 37 Milliarden
Euro steigt der Wehretat 2017 (18/9200,
Einzelplan 14) gegenüber diesem Jahr um
immerhin acht Prozent. Der Haushalts-
ausschuss hatte den Regierungsentwurf
noch einmal um rund 400 Millionen
Euro erhöht (18/9825). Und nach der
mittelfristigen Finanzplanung des Bundes
(18/9201) sollen sich die Verteidigungs-
ausgaben bis 2020 auf 39,2 Milliarden
Euro erhöhen. Doch selbst dann erscheint
das Zwei-Prozent-Ziel der Nato in weiter
Ferne.

Forderung aus den USA Neu ist die Vor-
gabe des Nordatlantischen Bündnisses
nicht. Bereits 2002 hatte die Nato dieses
Ziel ausgegeben und 2014 auf ihrer Kon-
ferenz in Warschau unter dem Eindruck
der Annektion der Krim durch Russland
und des Krieges in der Ukraine erneuert.
Auch die deutsche Regierung bekannte
sich ausdrücklich dazu. Der Sieg von Do-
nald Trump bei den amerikanischen Prä-
sidentschaftswahlen und seine unverhoh-
lene Drohung während des Wahlkampfes,
die Europäer müssten einen größeren Bei-
trag innerhalb des Bündnisses leisten
während die USA ihren senken würde, hat
die Diskussion über das Erreichen dieses
Zieles neu entfacht. Verteidigungsministe-
rin Ursula von der Leyen (CDU) wies in
der Debatte aber auch darauf hin, dass die
Forderung der USA an ihre europäische
Verbündeten „unabhängig vom Ausgang
er Wahl“ erhoben worden wäre.
Die SPD-Haushaltspolitikerin Karin Evers-
Meyer räumte ein, dass ein Verteidigungs-
etat von 64 Milliarden Euro „eine schwer
vorstellbare Größenordnung“ sei. Die Fra-
ge sei aber nicht, ob dies vorstellbar sei,
„sondern ob ein solcher Anstieg notwen-
dig ist“. Europa und Deutschland seien
von den USA, die 50 Prozent der konven-
tionellen militärischen Fähigkeiten der
Nato stellten, sicherheitspolitisch abhän-
gig. Die Forderungen aus Washington
könnten deshalb nicht ignoriert werden,
mahnte Evers-Meyer. Der verteidigungspo-
litische Sprecher der SPD-Fraktion, Rainer
Arnold, argumentierte, Deutschland sei in
der Lage, die gleichen Fähigkeiten in das
Bündnis einzubringen wie Frankreich und
Großbritannien. Frankreich gibt derzeit

etwa 1,8 Prozent und Großbritannien 2,2
Prozent seine BIP für Verteidigung auf.
Der CSU-Haushaltspolitiker Bartholo-
mäus Kalb argumentierte, die Bedro-
hungslage habe sich in den vergangenen
Jahren „dramatisch“ verändert und sei
„komplexer“ geworden. Neben der Be-
kämpfung des Terrorismus müsse nun
auch wieder die klassische Landesverteidi-
gung gestärkt werden. Hinzu gekommen
seien neue Aufgaben wie die Abwehr von
Cyberattacken. Der Erhöhung des Vertei-
digungshaushaltes trage dem Rechnung.
Die Mittel für Materialerhalt und Wehr-
forschung seien erhöht und zusätzliche
Mittel für die Einrichtung von Studien-
gängen für Cybersicherheit an den Bun-
deswehrhochschulen in München und
Hamburg bereitgestellt worden.
Ministerin von der Leyen mahnte, dass die
Verteidigungsfähigkeit der Europäer aber
nicht nur eine Frage des Geldes sei. Im-
merhin stellten die 28 EU-Staaten mit
rund 1,5 Millionen Soldaten mehr als die
USA. Umgekehrt leiste man sich in den

EU-Armeen 37 verschiedene Transport-
panzer, zwölf verschiedene Tankflugzeuge
und 19 verschiedene Kampfjets. Auch
wenn es nicht darum gehe, eine gemeinsa-
me Armee aufzubauen, könnten es sich
die Europäer „nicht mehr leisten, so inef-
fizient zu sein“, sagte von der Leyen.

»Breite vor Tiefe« Omid Nouripour, au-
ßenpolitische Sprecher von Bündnis 90/
Die Grünen, schloss sich der Forderung
nach einer Europäisierung der Verteidi-
gungsanstrengungen zwar an, allerdings
müsse man sich dann auch vom Prinzip
„Breite vor Tiefe“ verabschieden. Solange
die EU-Mitgliedstaat auf Streitkräften be-
harrten, die über möglichst alle Fähigkei-
ten verfügen, werde es keine Europäisie-
rung geben. Nouripour mahnte zudem,
dass die Reform der Bundeswehr und ihre
Effizienzsteigerung nicht dadurch erreicht
werde, indem man sie „mit Geld über-
schüttet und Defizite überdeckt“, wie dies
mit dem vorgelegten Verteidigungshaus-
halt geschehe.

Den Abschied vom Prinzip „Breite vor
Tiefe“ wird auch von der SPD seit Jahren
gefordert. Bislang hatte sich die Union je-
doch dagegen gesperrt.
Auf völlige Ablehnung stoßen die vertei-
digungspolitischen Pläne der Bundesre-
gierung hingegen bei der Fraktion Die
Linke. Deren verteidigungspolitische
Sprecherin, Christine Buchholz warf der
Koalition vor, sie verabschiede den größ-
ten Wehretat seit Ende des Zweiten Welt-
kriegs und heize zudem den internatio-
nalen Rüstungswettlauf an. Das Zwei-
Prozent-Ziel der Nato sei für ihre Frakti-
on „ein weiteres Argument für den Aus-
tritt“ aus dem Bündnis. „War wir wirklich
brauchen, ist eine Trendwende hin zu zi-
vilen und sozialen Maßnahmen“, sagte
Buchholz.
Den Entschließungsantrag der Linksfrak-
tion (18/10389), in dem diese die Redu-
zierung des Wehretats um sechs Milliar-
den Euro und den Stop einer ganzen Rei-
he von Rüstungsvorhaben fordert, lehnte
der Bundestag ab. Alexander Weinlein T

Transatlantisches Bündnis: Das Hauptquartier der 28 Staaten umfassenden Nato in Brüssel © picture-alliance/Wiktor Dabkowski

Zur Effizienz
verdammt

VERTEIDIGUNG Die Bundesregierung will den Wehretat
kontinuierlich erhöhen und die Zusammenarbeit zwischen

den EU-Staaten vorantreiben

Ein sattes Plus und ein ehrgeiziger Minister
ENTWICKLUNG Etat steigt stark an, verfehlt aber weiter das 0,7-Prozent-Ziel. Minister Müller (CSU) stellt weitere Erhöhungen in Aussicht und kündigt einen Marshallplan für Afrika an

Mehr Hilfe für die Nachbarländer Syriens
und die Bekämpfung von Fluchtursachen –
das ist eine der erklärten Prioritäten der
Bundesregierung im kommenden Jahr. Das
schlägt sich naturgemäß auch im Etat des
Bundesministeriums für wirtschaftliche
Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ)
nieder, den der Bundestag in der vergange-
nen Woche mit der Mehrheit der Koaliti-
onsfraktionen gegen das Votum der Oppo-
sition annahm. Insgesamt 8,5 Milliarden
Euro kann Minister Gerd Müller (CSU) da-
nach 2017 ausgeben – das bedeutet ein sat-
tes Plus von 1,13 Milliarden Euro (rund 15
Prozent) im Vergleich zum Vorjahr. Der
Haushaltsausschuss hatte den Ansatz im
Regierungsentwurf (18/9200) noch einmal
um ganze 554,05 Millionen Euro angeho-
ben (18/9824, 18/9825, 18/9826).
Hundert Millionen Euro mehr als in die-
sem Jahr gibt es zum Beispiel für den Titel
„Krisenbewältigung und Wiederaufbau“
(2016: 400 Millionen Euro), dazu Ver-
pflichtungsermächtigungen in Höhe von

weiteren 400 Millionen Euro bis 2021. Mit
den Geldern finanziert das Ministerium
den (Wieder-)Aufbau von Basisinfrastruk-
tur, Maßnahmen zur Ernährungssicherung
und die Prävention im Kontext von Krisen,
Konflikten und Katastrophen.

Plus für Welternährungsprogramm Die
Mittel für die finanzielle Zusammenarbeit
mit Regionen wachsen im kommenden
Jahr von 87 Millionen Euro auf 120 Millio-
nen, für die BMZ-Sonderinitiative „Flucht-
ursachen bekämpfen“ stehen statt 300 Mil-
lionen Euro 395 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Der deutsche Beitrag am Welternäh-
rungsprogramm (WFP) steigt von 23 auf
28 Millionen Euro.
Dass der Etat des Ministeriums so massiv
wächst, wurde von allen Rednern in der
Debatte begrüßt. Der Minister werde die
Mittel gut verwenden, zeigte sich Volkmar
Klein (CDU) überzeugt. Deutschland sei
ein verlässlicher Partner, „vielleicht sogar
der verlässlichste Partner bei der Hilfe rund
um Syrien“, sagte er. Aber auch die Men-
schen in Afrika könnten sich auf die deut-
sche Unterstützung verlassen. Dass die Hil-
fe ankommt, verdeutlichte Klein am Bei-
spiel des „Cash for Work“-Programms, das
Flüchtlingen in den syrischen Nachbarlän-
dern in Arbeit bringen soll. 40.000 Jobs

„und damit Existenzen und Chancen“ ha-
be das Programm inzwischen geschaffen.
Außerdem bezahle Deutschland rund die
Hälfte des Gesamtbudgets des Welternäh-
rungsprogrammes – insgesamt knapp 750
Millionen Euro aus den Haushalten des
BMZ und des Auswärtigen Amtes.
Minister Müller zeigte sich ebenfalls zufrie-
den mit dem Ergebnis der Haushaltsbera-
tungen. Deutschland habe die Mittel für
Maßnahmen in der Krisenregion in und
um Syrien in den vergangenen zwei Jahren
verdreifacht. Dank der aktuellen Beschlüs-
se könnten im kommenden Jahr eine Mil-

lion Kinder in Syrien und den Nachbarlän-
dern Schulunterricht bekommen. Außer-
dem verwies er auf ein Programm, das
8.000 syrische Lehrerinnen und Lehrer in
der türkischen Stadt Gaziantep darauf vor-
bereite, mehr als 100.000 syrische Flücht-
lingskinder in der Türkei zu unterrichten.
Trotz vielfachen Lobes mischten sich in die
Debatte aber auch kritische Töne. So ver-
wiesen Linke, Grünen und SPD auf die Tat-
sache, dass Deutschland das Ziel, 0,7 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens für
Entwicklung auszugeben, erneut verfehlt.
Nicht nur, dass das 0,7-Prozent-Ziel nicht
erreicht werde, monierte Uwe Kekeritz
(Grüne). Auch seien Verpflichtungser-
mächtigungen zuerst gekürzt, dann wieder
erhöht, aber am Schluss gesperrt worden.
„Das erschwert die Planbarkeit von Projek-
ten enorm und mach deren Umsetzung
unter Umständen rechtlich unmöglich“.
Seine Fraktionskollegin Anja Hajduk sagte:
„Die Wahrheit ist doch, dass Sie zwar im
Haushalt 2017 einige Steigerungen vorge-
nommen haben, dass aber für 2018, 2019
und 2020 keinerlei Steigerungen vorgese-
hen sind.“
Michael Leutert (Die Linke) urteilte: „Es ist
bitter und traurig, dass wir das 0,7-Pro-
zent-Ziel noch immer nicht geschafft ha-
ben.“ Er rechnete vor: Wenn Bundeskanz-

lerin Angela Merkel (CDU) sich stark ma-
che für die Erhöhung der Verteidigungsaus-
gaben auf zwei Prozent des Bruttoinland-
produktes, bedeute dies ein Mehr von 30
Milliarden Euro. „Im Entwicklungsbereich
bräuchten wir 15 Milliarden Euro mehr.“
Jeder Euro, den die Bundesregierung in
Entwicklungszusammenarbeit stecke, „ist
ein Euro für effektive Verteidigungspoli-
tik“, gab Leutert zu Bedenken.
Der Linken-Abgeordnete bemängelte darü-
ber hinaus die mangelhafte finanzielle
Ausstattung internationaler Organisatio-
nen. Es sei „beschämend“, dass das WFP
oder das Kinderhilfswerk der Vereinten Na-
tionen jedes Jahr um Geld betteln müss-
ten. Er forderte die Schaffung eines inter-
nationaler Mechanismus‘, „der an be-
stimmte Wirtschaftsdaten gekoppelt ist,
um festzulegen wie hoch der Pflichtbeitrag
ist, der an diese Organisationen gezahlt
werden muss“.
Axel Schäfer (SPD) erinnerte die Fraktio-
nen daran, dass sich alle im Bundestag ver-
tretenen Parteien in ihren Programmen
und Beschlüssen zum 0,7-Prozent-Ziel ver-
pflichtet hätten.„Hier wir müssen uns of-
fen ins Gesicht sagen: Jawohl, wir wollen
dahin kommen, trotz unterschiedlicher
Positionen en détail.“ Mit Blick auf die Zu-
sammenarbeit auf europäischer Ebene

mahnte Schäfer eine kohärentere Politik
an. „Wir können hier nicht sagen: ‚Jawohl,
wir erhöhen die Haushaltsmittel‘, und auf
europäischer Ebene sagen: ‚Da muss an be-
stimmten Stellen gespart werden.‘“ Konkret
kritisierte er, dass die Mitgliedstaaten sich
an dem 1,8 Milliarden Euro schweren Not-
hilfe-Treuhandfonds für Afrika bisher nur
mit einem Beitrag von 100 Millionen Euro
beteiligen. „Hier gibt es ganz klare Defizite,
die benannt werden müssen.“

Mehr Jobs in Afrika Gerd Müller versi-
cherte den Abgeordneten, dass er als Mi-
nister den Ehrgeiz habe, die 0,7 Prozent
umzusetzen. „Seit 2013 ist der Haushalt
unseres Ministeriums von 6,3 Milliarden
Euro auf 8,5 Milliarden Euro gestiegen“,
erklärte er. Diese Steigerungsrate sei histo-
risch. „Wenn wir so weitermachen, errei-
chen wir spätestens 2018 die 0,7 Prozent“,
zeigte sich Müller optimistisch. Er erklärte,
dass sein Ministerium an Eckpunkten für
einen Marshallplan für Afrika arbeite. Zu-
dem wolle er den Kontinent auch bei der
Europäischen Union und bei den G20
zum Schwerpunkt machen. „Afrika braucht
20 Millionen Jobs für junge Menschen –
jedes Jahr. Deshalb ist Afrika die große He-
rausforderung für die Zukunft, unser Part-
nerkontinent.“ Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Europas nächste Schicksalswahl
ITALIEN Ein Verfassungsreferendum wird zur Abstimmung über die Zukunft des Ministerpräsidenten Matteo Renzi

M
atteo Renzi ist in die-
sen Tagen überall in
Italien präsent. Er
steht auf Wahlkampf-
bühnen zwischen
Mailand und Paler-

mo, liefert sich in Talkshows Duelle, gibt Ra-
diointerviews und tritt im Facebook-Livestre-
am auf, um für die „Mutter aller Reformen“
zu werben, wie er die Verfassungsänderung
nennt. Es geht um alles oder nichts für den
41 Jahre alten Premier, wenn die Italiener an
diesem Sonntag darüber abstimmen.
Durch eine Umgestaltung des Parlaments
und der Zuständigkeiten von Zentralstaat
und Regionen soll es künftig einfacher wer-
den, Italien zu regieren. Nicht nur die Ge-
setzgebung soll beschleu-
nigt werden. Renzi hofft
auf mehr Effizienz und
Handlungsspielraum, um
endlich sein Versprechen
einlösen zu können: Ita-
lien aus dem „Sumpf“ der
Unbeweglichkeit zu befrei-
en und die Wirtschaft in
Gang zu bringen. Das Par-
lament hat die Reform ver-
abschiedet, jedoch ohne
Zweidrittel-Mehrheit. Des-
halb muss nun das Volk
abstimmen, mit einem
„Si“ dafür, das Renzi stärken würde oder
einem „No“, das sein Aus als Regierungs-
chef bedeuten könnte.

Ausgang offen Fällt die Reform bei den
Bürgern durch, so werde er zurücktreten,
hatte der Premier nach dem Erfolg bei der
Europawahl im Mai 2014 angekündigt, als
er mit seiner Mitte-Links-Partei Partito De-
mocratico (PD) knapp 41 Prozent bekam.
Doch seither ist die Stimmung umgeschla-
gen. Eine herbe Niederlage für Renzi beim
Referendum ist nicht mehr ausgeschlossen.
In letzten Umfragen hatte das „Nein“ sie-
ben bis zehn Prozentpunkte Vorsprung vor
dem „Ja“. Dennoch ist der Ausgang noch
offen. Denn jeder vierte Italiener ist unent-
schlossen, wie und ob er überhaupt ab-
stimmen soll. Im Ausland und an den Fi-
nanzmärkten wächst derweil die Nervosi-
tät. Es wird befürchtet, dass Donald
Trumps Sieg auch die Anti-Establishment-
Kräfte in Europa stärkt und populistische
Euro-Gegner nach Renzis Abgang trium-
phieren könnten. Sogar ein möglicher Aus-
tritt Italiens aus der Euro-Zone – der Itale-
xit – wird heraufbeschworen.
Dass es ein fataler Fehler gewesen sein
könnte, sein politisches Schicksal an das Re-
ferendum zu knüpfen, ist Renzi schon lange
klargeworden. Um gegenzusteuern und Zu-

hause Sympathien zu gewinnen, ging er auf
Konfrontation zu Brüssel und wettert seit-
her gegen den EU-Sparkurs. Italien hat von
allen Mitgliedstaaten die höchste Quote
von Euro-Skeptikern, die gemeinsame Wäh-
rung sieht die Hälfte der Italiener negativ.
Und so ließ Renzi, der eigentlich überzeug-
ter Europäer ist, bei einer Fernsehansprache
kürzlich sogar die Europafahne entfernen.
Zudem versuchte er mit Plänen für Renten-
erhöhungen und Frühpensionierungen
Stimmen einzufangen.
Glaubt man den Umfragen, so zeigt das we-
nig Erfolg. Und Renzi bekräftigt, dass er im
Falle einer Niederlage zurücktreten werde.
„Ich klebe nicht an meinem Sessel“, sagt er
in diesen Tagen immer wieder. Entweder er

könne modernisieren und
etwas verändern oder er ste-
he nicht mehr zur Verfü-
gung. „Wenn sie vor sich
hindümpeln wollen, dann
müssen sie einen anderen
finden“.
Das Image des Erneuerers
und des „Verschrotters“ der
alten, privilegierten Politi-
kergarde, mit dem er im
Februar 2014 ins Amt kam,
nehmen ihm aber sehr viele
Italiener mittlerweile nicht
mehr ab. Nach knapp drei

Jahren Regierungszeit wird Renzi als Teil,
wenn nicht gar als Inbegriff des verhassten
Politik-Establishments gesehen, in Italien
„die Kaste“ genannt. „Wandel bedeutet für
viele Italiener inzwischen, Renzi zu verja-
gen“, sagt der Politikwissenschaftler Gio-
vanni Orsina von der Universität Luiss Rom.
Der Premier sei zu einem Hassobjekt und
Sündenbock für alles geworden.

Arbeitsmarktreform Die Gründe dafür
sieht Orsina in den allzu vollmundigen
Versprechungen Renzis, der alles auf eine
schnelle wirtschaftliche Erholung setzte.
Die aber ist weitgehend ausgeblieben. Sei-
ne Arbeitsmarktreform Jobsact etwa, die er
gegen den Widerstand der Gewerkschaften
durchboxte und als einen seiner Erfolge
feiert, zeigt nicht die gewünschte Wirkung.
Die Arbeitslosenquote ist nur wenig gesun-
ken, das Wachstum stagniert. 84 Prozent
der Italiener werten ihre wirtschaftliche La-
ge als schlecht.
Zudem agiert der frühere Bürgermeister
von Florenz weitgehend als Einzelkämpfer,
umgibt sich mit wenigen alten Freunden.
Als Parteichef gelingt es ihm nicht, die PD
zusammenhalten. Gegen den linken Flü-
gel, der mit seinem pragmatischen Kurs
und dem Werben um Wähler der rechten
Mitte nicht einverstanden ist, geht er mit

Arroganz und Härte vor. Auch hat Renzi
den Makel, bisher nicht vom Volk gewählt,
sondern vom Präsidenten ernannt worden
zu sein. Vor allem jedoch erweist sich nun
seine Art der Selbst-Inszenierung als Bume-
rang, die Tatsache, dass er seine Person ins
Zentrum seiner gesamten Kommunikati-
onsstrategie gerückt hat, wie der Politologe
Orsina sagt. Vielen Italienern dient das Re-
ferendum als Ventil, ihren Unmut über ihn
abzulassen. Und die gesamte Opposition
von der rechten fremdenfeindlichen Lega
Nord bis hin zu linken Kleinparteien hat
nur ein Ziel: Renzi muss weg.
Die Inhalte der Reform rücken dabei in den
Hintergrund, obwohl es in den Medien
kaum ein anderes Thema gibt. Aber die Ver-
fassungsänderungen sind umfassend und
komplex, die Meinungen von Experten und
Juristen dazu äußerst kontrovers. Für die
Bürger ist es fast unmöglich einzuschätzen,
welche Auswirkungen sie tatsächlich haben
könnten. Viele Italiener werden möglicher-
weise gar nicht abstimmen.

Rückendeckung Zwischen dem „Ja“- und
dem „Nein“-Lager läuft ein erbitterter
Kampf um die Unentschlossenen. Renzi
will Anhänger der Populisten mit dem Ar-
gument erreichen, dass seine Reform mit
der „Kaste“ und dem Establishment auf-
räume. „Wenn das Ja gewinnt, vereinfacht
sich die Politik, es gibt weniger Pöstchen
und Bürokratie. Gewinnt das Nein, dann
bleiben Instabilität und Hinterzimmer-Ge-
mauschel.“ Für die Reform haben sich der
Unternehmensverband Confindustria und
die Spitzen der Wirtschaft ausgesprochen.
Nach einem „No“ werde keiner mehr in
Italien investieren, warnen sie. Rückende-
ckung kam selbst vom scheidenden US-
Präsidenten Barack Obama, der Renzi als
„jung, gut aussehend, charismatisch und
innovativ“ pries.
Für das „No“ trommeln am lautesten die
rechte Lega Nord und die Fünf-Sterne-Be-
wegung. Deren Gründer, der Kabarettist
Beppe Grillo, vergleicht Renzis Regierung
in schriller Polemik mit einer Diktatur und
nennt sie „Serienmörder, die es auf die Zu-
kunft unserer Kinder abgesehen haben“.
Doch auch namhafte Verfassungsrechtler
wie etwa Gustavo Zagrebelsky lehnen die
Reform ab, weil sie die Demokratie gefähr-
de, ebenso der Partisanenverband und Ge-
werkschaftsführer. Nicht zuletzt rufen linke
Parteigenossen Renzis die Bürger öffentlich
dazu auf, mit Nein zu stimmen, darunter
Ex-Premier Massimo D’Alema.
Was nach einem „No“ zur Reform passie-
ren würde, darüber sind sich Beobachter
und Kommentatoren in Italien recht einig.
Renzi wird wie angekündigt zurücktreten,

so die Prognosen, denn andernfalls wäre er
völlig unglaubwürdig und als Regierungs-
chef gelähmt. Laut Verfassung muss dann
Staatspräsident Sergio Mattarella bestim-
men, wie es weitergeht. Sofortige Neuwah-
len gelten als unwahrscheinlich, weil ohne
die Reform auch das reformierte Wahlge-
setz keine Gültigkeit hat. Ebenso wenig
wird die Einsetzung einer Regierung aus
parteilosen Experten erwartet, so wie 2011
nach dem Rücktritt von Silvio Berlusconi.
Mattarella könnte vielmehr die bisherige
Regierung bestätigen, die nach wie vor eine
Parlamentsmehrheit hat, und einen Über-
gangs-Premier berufen. Im Umlauf sind
die Namen von Wirtschafts- und Finanz-
minister Pier Carlo Padoan, Kulturminister
Dario Franceschini und des Senatspräsi-

denten und früheren Anti-Mafia-Staatsan-
walts Pietro Grasso.
Eine Übergangsregierung hätte dann wohl
vordringlich den Auftrag, das bereits refor-
mierte und auf die Verfassungsreform abge-
stimmte Wahlrecht erneut zu überarbeiten.
Parlamentswahlen im kommenden Früh-
jahr oder Sommer wären absehbar und da-
mit das Risiko, dass auch in Italien die
Stunde der politikverdrossenen Wutbürger
schlägt. Grillos Anti-Establishment-Partei
Fünf Sterne, die ein Referendum über den
Ausstieg aus der Eurozone propagiert, ist
der Regierungspartei PD dicht auf den Fer-
sen. Bei den Kommunalwahlen im Früh-
sommer konnte sie die Städte Turin und
Rom erobern. Ob es den Fünf Sternen ge-
lingt, die Verkehrs- und Müllprobleme der

chaotischen Hauptstadt zu lösen, wird nun
als der entscheidende Praxistest für ihre Re-
gierungsreife gesehen. Der verläuft jedoch
bisher ziemlich dilettantisch und erfolglos,
von Grabenkämpfen innerhalb der Bewe-
gung und Skandalen begleitet. Sechs von
zehn Römern sind mit der Arbeit von Bür-
germeisterin Virginia Raggi unzufrieden.
Und was das Thema Euro-Ausstieg anbe-
langt, so waren die Fünf Sterne zuletzt sehr
viel vorsichtiger geworden. Nach dem Brexit
schrieb Grillo auf seinem Blog, seine Bewe-
gung glaube an die EU. Regina Kerner T

Die Autorin berichtet für die „Berliner
Zeitung“, die „Frankfurter Rundschau“

und den „Kölner Stadt-Anzeiger“ aus
Italien und dem Vatikan.

Italiens sozialdemokratischer Ministerpräsident Matteo Renzi wirbt seit Wochen landauf, landab für die geplante Verfassungsreform. © picture-alliance/ZUMAPRESS.com

Ping-Pong zwischen den Kammern
REFORM Italiens Senat soll kleiner werden und Macht an das Abgeordnetenhaus abgeben

Mehr als 60 Nachkriegsregierungen hatte
Italien schon, das Land ist berüchtigt für
häufige Krisen. Nun stimmen die Italiener
in einem Referendum über die umfang-
reichste Reform der politischen Institutio-
nen seit 70 Jahren ab. Die Verfassungsän-
derung soll mehr politische Stabilität und
Effizienz schaffen.
Bisher hat Italien ein so genanntes perfek-
tes Zweikammer-System, das in Europa
einzigartig ist. Mit 945 Abgeordneten ist
das Parlament eines der größten und teu-
ersten. Abgeordnetenhaus (630 Mitglieder)
und Senat (315) haben fast identische
Kompetenzen. Vom Vertrauen beider Kam-
mern hängt das Überleben einer Regierung
ab, obwohl in beiden häufig unterschiedli-
che Mehrheitsverhältnisse herrschen.
Gesetze müssen von beiden Häusern in
identischer Form verabschiedet werden.
Ändert der Senat ein Wort in einem vom
Abgeordnetenhaus abgesegneten Entwurf,
so wandert dieser zurück. Daraus entwi-
ckelt sich oft ein Art Ping-Pong. Es kann
Monate bis Jahre dauern, bis ein Gesetz
durchkommt – falls nicht die Opposition
blockiert oder zwischendurch die Regie-
rung wechselt.
Das parlamentarische System war nach
dem Zweiten Weltkrieg als Garant gegen
ein neues Erstarken von Faschismus und
Diktaturen verankert worden. Seine Nach-
teile zeigten sich rasch. Seit den 1980er
Jahren wurde eine Reform diskutiert. Einen
neuen Anstoß gab die Krise nach der Parla-
mentswahl 2013, als das Mitte-Links-Bünd-
nis als Wahlsieger zwar eine Mehrheit im

Abgeordnetenhaus hatte, aber keine im Se-
nat. Es entstand ein Patt. Erst nach zwei
Monaten gelang eine Regierungsbildung.
Mit der Reform werden nun 47 von 139
Verfassungsartikeln geändert. Der Senat
wird verkleinert, entmachtet und zu einer
Repräsentanz der 20 Regionen Italiens. Sei-
ne Mitglieder, Regionalräte und Bürger-
meister, werden nicht mehr von den Bür-
gern bei der Parlamentswahl bestimmt,
sondern aus den Regionen entsandt. Wie
sie ausgewählt werden, ist noch unklar. Es
gibt nur noch 100 Senatoren, sie erhalten

keine gesonderten Bezüge. Nur das Abge-
ordnetenhaus spricht der Regierung noch
das Vertrauen aus. Der Senat ist für wenige
Themen wie Europafragen, Minderheiten-
schutz und Verfassungsänderungen zustän-
dig.
Neu geregelt werden auch die Kompeten-
zen von Zentralstaat und Regionen, die
sich bisher teils überschneiden. Für Fiskus,
Transport und Infrastruktur soll allein Rom
zuständig sein. Wenn es um „strategische“
Interessen geht, kann der Zentralstaat re-
gionale Beschlüsse aushebeln.
Insgesamt stärkt die Reform die Exekutive
und den Regierungschef. Die Gegner be-
zeichnen sie aber wegen der unklaren Zu-
sammensetzung des Senats als schlecht ge-
macht und argumentieren, man hätte die
zweite Kammer abschaffen sollen. Andere
sehen die Demokratie in Gefahr, weil die
Kontrollfunktion des Parlaments ge-
schwächt werde. Sie befürchten, dass im
Zusammenspiel mit dem geänderten
Wahlrecht autoritäre Strömungen die
Macht übernehmen könnten. Das „Itali-
cum“ genannte Gesetz soll klare Mehrhei-
ten schaffen und sieht deshalb vor, dass
der Wahlsieger durch eine Prämie automa-
tisch 55 Prozent der Sitze im Abgeordne-
tenhaus erhält. rek T

»Gewinnt das
Nein, dann
bleiben In-

stabilität und
Hinterzimmer-
Gemauschel.«

Matteo Renzi,
Premierminister

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-PaperSenat im römischen Palazzo Madama
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D
as Europäische Parlament
(EP) hat am vergangenen
Donnerstag in Straßburg
mit großer Mehrheit da-
für gestimmt, die seit
2005 laufenden EU-Bei-

trittsverhandlungen mit der Türkei auszu-
setzen. „Wir hören auf, über offene Ver-
handlungskapitel zu sprechen und öffnen
keine neuen“, beschrieb die zuständige Be-
richterstatterin des EP, die niederländische
Sozialdemokratin Kati Piri, die Position
des Hauses. Der türkische Präsident Recep
Tayyip Erdogan hatte im Vorfeld angekün-
digt, dem Votum keine Bedeutung beimes-
sen zu wollen: „Die Abstimmung hat für
uns keinen Wert.“
Die Europaabgeordneten wissen, dass ihr
Beschluss nicht bindend ist. Ob die Ver-
handlungen tatsächlich ausgesetzt werden,
wollen die Staats- und Regierungschefs
beim nächsten EU-Gipfel am 15. und
16. Dezember beraten. Manfred Weber,
Fraktionschef der Christdemokraten im
Europäischen Parlament, betonte jedoch,
dass er das Votum als „klares Signal“ an die
Türkei sehe.
Das Europäische Parlament reagiert damit
auf Erdogans Politik seit dem Putschver-
such vom Sommer. 150.000 Menschen
sind seit Juli inhaftiert worden. „Tausende
von Beamten sind entlassen und die Pres-
sefreiheit eingeschränkt worden. Gleichzei-
tig sind Medienhäuser geschlossen worden
und frei gewählte Abgeordnete verhaftet
worden“, beschrieb Weber in der Debatte
die Situation in der Türkei. „Diese Ent-
wicklungen sind sehr beunruhigend.“
Das Votum fiel ungewöhnlich einmütig
aus. Sozialdemokraten, Liberale, Grüne
und Linke hatten sich jahrelang für einen
Beitritt der Türkei zur EU eingesetzt. Doch
Erdogans Verstöße gegen die Rechtsstaat-
lichkeit hat sie ihre Position ändern lassen.
Die Fraktionsführerin der Grünen, die
Deutsche Rebecca Harms, betonte, dass das
Europäische Parlament die Notwendigkeit
anerkennt, die Verantwortlichen des Put-
sches nach rechtsstaatlichen Verfahren zur
Verantwortung zu ziehen. „Aber was der-
zeit in der Türkei passiert, ist völlig unver-
hältnismäßig und hat mit Rechtsstaatlich-
keit nichts mehr zu tun“, sagte Harms.
„Jegliche Opposition gegenüber Präsident
Erdogan ist in der Türkei Grund genug, um
verfolgt, verhaftet oder entlassen zu wer-
den.“ Der Fraktionsführer der Sozialdemo-
kraten, der Italiener Gianni Pittella, wies
darauf hin, dass die Europaabgeordneten
den Dialog mit der Türkei nicht definitiv
abbrechen wollten: „Dies ist ein sehr, sehr
vorübergehendes Einfrieren, und wir wer-
den die Situation in einigen Monaten neu
bewerten.“

»Lose-Lose-Szenario« Obwohl sich auch
die EU-Kommission in ihrem Fortschritts-
bericht zur Türkei jüngst äußerst kritisch
zu Erdogans Vorgehen geäußert hat, ist es
unwahrscheinlich, dass die Staats- und Re-
gierungschefs im Dezember so weit gehen
werden, dem Votum des Parlaments zu fol-
gen. Bisher hat sich nur Österreichs Bun-
deskanzler Christian Kern für einen Ab-
bruch der Verhandlungen ausgesprochen.
Die EU-Außenbeauftragte Federica Moghe-
rini hat im Europäischen Parlament unter-
strichen, dass sowohl Europa als auch die
Türkei grundsätzlich ein Interesse daran
haben, die Verhandlungen aufrecht zu er-
halten: „Wenn der Beitrittsprozess zu ei-
nem Ende käme, dann würden wir uns bei-
de in einem Lose-Lose-Szenario befinden.“
Experten in der EU-Kommission warnen
auch, dass Erdogan eine Absage der Euro-
päer innenpolitisch nützen würde. „Wahr-
scheinlich würden wir ihm damit in die
Hände spielen“, heißt es in Brüssel.
Für die Staats- und Regierungschefs gibt es
gleich zwei Gründe, die Verhandlungen
mit der Türkei aufrecht zu halten. Sie wis-

sen, dass ein Verhandlungsstopp Erdogan
einen Vorwand liefern könnte, das Flücht-
lingsabkommen aufzukündigen. Die Ver-
einbarung, die die EU vor rund einem Jahr
geschlossen hatte, sorgt dafür, dass syrische
Flüchtlinge in der Türkei bleiben. Zwar zei-
gen jüngste Zahlen, dass immer noch syri-
sche Flüchtlinge nach Griechenland kom-
men. Aber der Andrang ist bei weitem
nicht so stark wie im vergangenen Jahr. Vor
der Bundestagswahl im Herbst 2017 will
Bundeskanzlerin Angela Merkel Bilder von
Flüchtlingsströmen sicher verhindern.
Europa hat aus einem weiteren Grund ein
Interesse, mit Erdogan im Gespräch zu
bleiben: Nord- und Südzyprer verhandeln
derzeit über die Wiedervereinigung der In-
sel. Zwar blieb ein Durchbruch bei den Ge-
sprächen bisher aus, aber der Wille der bei-
den ist groß. Ohne die Zustimmung Erdo-
gans kann es jedoch keine Wiedervereini-
gung geben.
Ein Abbruch der Gespräche wäre wohl erst
eine ernsthafte Option, wenn Erdogan die
Todesstrafe einführen würde, wie er es be-
reits angedroht hat. Für viele Staats- und
Regierungschefs wäre damit eine rote Linie
überschritten. Politisch ließen sich die Bei-
trittsverhandlungen dann nicht mehr
rechtfertigen. Doch so lange diese Situati-

on noch nicht eingetreten ist, warnen un-
abhängige Experten wie Sinan Ülgen von
der Denkfabrik Carnegie Europe vor einem
Aussetzen der Verhandlungen. Das würde
„den verbleibenden Einfluss Europas auf
Ankara zerstören und die Glaubwürdigkeit
türkischer Liberaler weiter aushöhlen“, ur-
teilt Ülgen.
Einige Abgeordnete im EP plädieren dafür,
die Beziehungen zur Türkei auf eine realis-
tischere Basis zu stellen. „Es geht nicht da-
rum, Brücken zur Türkei abzubrechen“,
sagt etwa der liberale Vizepräsident Ale-
xander Graf Lambsdorff. „Sondern es geht
darum, den Dialog mit unserem wichtigen
Partner Türkei auf eine ehrlichere Grundla-
ge zu stellen.“ Weber hatte die Vollmit-
gliedschaft der Türkei schon in der Vergan-
genheit „die Lebenslüge einer ganzen Poli-
tikergeneration“ genannt. Lambsdorff
spricht sich dafür aus, in bestimmten The-
mengebieten – Energie, Terrorbekämpfung,
Sicherheitspolitik, Umweltfragen und Wis-
senschaft – enger zusammenzuarbeiten.
Die bestehende Zollunion könnte auf
Dienstleistungen ausgeweitet werden.
Die von der Türkei heiß ersehnte Visa-Li-
beralisierung ist aktuell blockiert, weil das
Land nicht alle Voraussetzungen erfüllt. Es
müsste die Anti-Terrorgesetzgebung än-

dern, ehe Europa die Visapflicht fallen lie-
ße. Lambsdorff könnte sich hier eine
schrittweise Aufhebung vorstellen, bei der
zunächst Geschäftsleute, Forscher und
nachweislich vertrauenswürdige Personen
ohne Visum reisen könnten.
Türkische Politiker haben der EU in der
Vergangenheit immer wieder bedeutet,
dass sie wegen des Flüchtlingsabkommens
abhängig von der Türkei sei. Doch die EP-
Abgeordneten halten das für eine verzerrte
Wahrnehmung. So wies der Vorsitzende
des Auswärtigen Ausschusses, Elmar Brok
(CDU), in Straßburg darauf hin, dass zwei
Drittel der Direktinvestitionen in der Tür-
kei aus der EU kämen. Auch Lambsdorff
sagt: „Wir befinden uns in einer gegenseiti-
gen Abhängigkeit. Die Schicksale von
Europa und der Türkei sind verwoben und
werden es bleiben.“ Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan drohte nach dem Votum des Parlaments, er werde die Grenzen öffnen und wieder
Flüchtlinge nach Europa reisen lassen. © picture-alliance/AA

Klares Signal
EUROPA I Das EU-Parlament will die Beitrittsverhandlungen
mit Türkei einfrieren. Ein Abbruch ist dennoch unwahrscheinlich

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Aussicht auf Visafreiheit
UKRAINE Reiseerleichterungen als Zeichen der EU-Annäherung

Bürger aus der Ukraine sollen in Kürze oh-
ne Visum in die Europäische Union reisen
können. Spitzenvertreter der EU sagten
dem ukrainischen Präsidenten Petro Poro-
schenko vergangenen Donnerstag in Brüs-
sel zu, noch offene Fragen bis Ende des
Jahres zu klären. Für die vom Konflikt mit
pro-russischen Separatisten gebeutelte
Ukraine gilt die geplante Visaliberalisie-
rung als Zeichen der EU-Annäherung und
als Anerkennung für Reformbemühungen.
Um die Reiseerleichterungen in Aussicht
gestellt zu bekommen, musste das Land
unter anderem seine Datenschutzsysteme
und Passvorschriften an EU-Standards an-
gleichen.

Missbrauch Im Wege steht der Visalibera-
lisierung allerdings noch eine EU-interne
Diskussionen über einen neuen Notfall-
mechanismus. Dieser soll es ermöglichen,
die Reisefreiheit bei übermäßigem Miss-
brauch leichter wieder auszusetzen – zum
Beispiel dann, wenn die Visumfreiheit ei-
ne deutliche Zunahme der illegalen Ein-
wanderung zur Folge hat.
EU-Kommissionspräsident Jean-Claude
Juncker und EU-Ratspräsident Donald
Tusk betonten, dass diese Neuregelung
nicht nur für die Ukraine, sondern auch
für Georgien und andere Länder gelten
werde. Beide hoben die großen Fortschritte
der Ukraine hervor. Unter Poroschenko ha-
be das Land in den vergangenen zwei, drei
Jahren so große Fortschritte gemacht wie
davor in zwanzig Jahren, sagte Juncker, der
gleichzeitig die Auszahlung weiterer EU-Fi-
nanzhilfen in Höhe von 600 Millionen
Euro in Aussicht stellte.

Tusk äußerte sich zudem optimistisch, dass
beim EU-Gipfel im Dezember auch die
noch ausstehende niederländischen Zu-
stimmung zum europäisch-ukrainischen
Partnerschaftsabkommen komme. In dem
Land hatten europakritische Wähler im
April mehrheitlich gegen den bereits ausge-
handelten Vertrag votiert.
Da er den übrigen 27 EU-Mitgliedstaaten
zu diesem Zeitpunkt schon ratifiziert wor-
den war, ist nun eine Zusatzerklärung im
Gespräch, die auf die Bedenken der Kritiker
eingeht. In ihr könnte zum Beispiel festge-
legt werden, dass mit dem Vertrag keine au-
tomatische spätere Mitgliedschaft der
Ukraine in der EU verbunden ist.
Ebenfalls optimistisch äußerte sich Tusk zu
der vom ihm gewünschten Verlängerung
der Wirtschaftssanktionen gegen Russland.
Er sei zuversichtlich, dass bereits vor dem
Treffen der Staats- und Regierungschefs im
Dezember eine Entscheidung getroffen
werde, sagte der Pole. Für die EU gelte wei-
terhin, dass Sanktionen gegen Russland
erst dann aufgehoben werden sollten,
wenn die Vereinbarungen des Minsker Frie-
densplanes zum Ukrainekonflikt komplett
erfüllt seien.
Der russische Außenminister Sergej Lawrow
bezweifelte unterdessen, dass es eine
schnelle Einigung auf einen neuen Plan zur
Lösung des Ostukraine-Konfliktes geben
werde. Lawrow kündigte vergangenen Don-
nerstag in Moskau dennoch sein Kommern
für ein von deutscher Seite vorgeschlagenes
Treffen in dieser Woche mit den Kollegen
aus Deutschland, Frankreich und der
Ukraine an (siehe auch Beitrag auf Seite 8
rechts oben). dpa/ahe T

Gegen Verschwendung
EUROPA II Parlament für mehr Kooperation bei Verteidigung

Die EU-Staaten sollen nach dem Willen
des Europäischen Parlaments in Zukunft
stärker in der Verteidigung zusammenar-
beiten. Dies fordern die Europaabgeordne-
ten in einer Resolution, die sie in der ver-
gangenen Woche in Straßburg verabschie-
det haben. „Unsere Union ist nicht so aus-
gestattet, dass sie die immensen Herausfor-
derungen in der Verteidigung aufnehmen
könnte“, sagte der zuständige Berichterstat-
ter, der estnische Liberale Urmas Paet. „Seit
30 Jahren haben die meisten Mitgliedstaa-
ten ihre Ausgaben für Verteidigung herun-
tergefahren, weshalb Armeen kleiner wur-
den.“
Paet wertete das Votum als einen Schritt in
Richtung einer europäischen Verteidi-
gungspolitik. Darüber wird in Brüssel be-
reits seit dem Jahr 2003 debattiert. Der
Brexit und die Wahl von Donald Trump
zum US-Präsidenten haben dem Projekt
nun aber zu neuer Dynamik verholfen. Die
Briten haben bisher eine stärkere Integrati-
on bei der Verteidigung blockiert. Trump
hat zu verstehen gegeben, dass sich die Eu-
ropäer künftig stärker selbst um ihre Si-
cherheit kümmern müssen.
In der Resolution fordern die Abgeordne-
ten, dass die Verteidigungsausgaben der
EU-Mitgliedsstaaten künftig auf zwei Pro-
zent der Wirtschaftsleistung steigen sollen.
Die Mitglieder der Nato haben sich 2014
nach der Annexion der Krim bereits auf
dieses Ziel verpflichtet. Deutschland er-
reicht dieses Ziel noch nicht, Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) hat aber ange-
kündigt, sich der Marke nähern zu wollen.
Die Pläne lösen aber auch Kritik aus. Der
grüne Europaabgeordnete Reinhard Büti-

kofer warnte: „Die hektische, teilweise fast
hysterische Begeisterung für konzeptionell
völlig unausgegorene Vorschläge ist gerade-
zu darauf angelegt, die Bürger Europas er-
neut zu enttäuschen.“ Zu einer festen Vor-
gabe beim Verteidigungshaushalt sagte Bü-
tikofer: „Es ist absurd, den Anteil der Ver-
teidigungsausgaben am Bruttoinlandspro-
dukt auf zwei Prozent steigern zu wollen,
solange in diesem Bereich die Steuer-Euros
nach wie vor verschwenderischer ausgege-
ben werden als in irgendeinem anderen.“
Der Sozialdemokrat Knut Fleckenstein for-
derte: „Statt aufzurüsten sollten die euro-
päischen Regierungen effizienter rüsten.“

Gemeinsames Hauptquartier Nach
Schätzungen des Europäischen Parlaments
führen Doppelungen und nationale Ab-
schottung bei der Beschaffung dazu, dass
die Mitgliedstaaten aktuell im Jahr
26,4 Milliarden Euro im Bereich Verteidi-
gung verschwenden. Die Europaabgeord-
neten raten ihnen, Verteidigungsgüter ge-
meinsam zu kaufen und Transportfahrzeu-
ge oder Flugzeuge zusammen zu nutzen.
Sie fordern auch, dass ein gemeinsames
Hauptquartier eingerichtet wird, das Kri-
seninterventionen planen soll. Mehr Geld
aus dem europäischen Haushalt soll in
Forschungsprojekte fließen, die einen Be-
zug zur Verteidigung haben. Die Abgeord-
neten sprechen von mindestens 90 Millio-
nen Euro, die in den kommenden drei Jah-
ren zu diesem Zweck ausgegeben werden
sollen. Daran anschließen soll ein europäi-
sches Verteidigungs-Forschungsprogramm
mit einem Volumen von jährlich 500 Mil-
lionen aufgelegt werden. tt T
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Keine Kenntnis von Suchanfragen
NSA-AUSSCHUSS Fachleute des BND wollten dem US-Geheimdienst nicht zu nahe treten

Der eine war ein Veteran, der andere ein
Novize im Zeugenstuhl. Ansonsten über-
wogen die Gemeinsamkeiten der beiden
Herren, die dem NSA-Untersuchungsaus-
schuss vergangene Woche gegenübersaßen.
Beide hatten mit der Abteilung Technische
Aufklärung (TA) zu tun, die beim Bundes-
nachrichtendienst (BND) das Abhörge-
schäft organisiert. Und beide mussten er-
hebliche Wissenslücken offenbaren.
Was trieb die National Security Agency
(NSA) in dem gemeinsam mit dem BND
genutzten Horchposten in Bad Aibling?
Das ist die Frage, auf die weder der Unter-
abteilungsleiter W.K. noch sein zeitweiliger
Vorgesetzter, der ehemalige Abteilungschef
Ansgar Heuser, vor nicht so langer Zeit ei-
ne präzise Antwort hätten geben können.
Er habe keine Ahnung gehabt, dass die
NSA auf den Rechnern in Bad Aibling
nicht weniger als zwölf Millionen Such-
merkmale, sogenannte Selektoren, instal-
liert hatte, sagte W.K und nannte den Um-
stand, dass es vermutlich nicht einmal dem
BND-Präsidenten anders ergangen war, ein
Symptom für „organisatorische Defizite“.
Er habe es gar nicht so genau wissen wol-
len, sagte Heuser und gratulierte sich selbst
zu diesem klugen und diskreten Umgang
mit den US-Freunden.
Für W.K. war es schon der vierte Auftritt in
zwei Jahren. Sein Wissensstand ist in dieser
Zeit mit dem des Ausschusses gewachsen.

Wann ihm das Ausmaß der NSA-Aktivitä-
ten in Bad Aibling klar wurde, ist ihm
exakt erinnerlich: Es war Freitag, der 13.
März 2015, als beim BND erstmals eine
ausgedruckte Liste der NSA-Selektoren vor-
lag, die anderthalb Jahre zuvor ihrer politi-
schen Brisanz wegen in Bad Aibling aus-
sortiert worden waren. Bei seiner ersten
Vernehmung im Ausschuss am 13. Novem-
ber 2014 hatte W.K. noch beteuert, eine
solche Liste gebe es nicht. Eine Woche

nach dem Fund erschien Kanzleramtschef
Peter Altmaier (CDU) in der BND-Zentra-
le, um nach dem Rechten zu sehen. Einen
Monat später teilte die Bundesregierung
mit, sie habe „technische und organisatori-
sche Defizite beim BND identifiziert“. Der
Anlass, die Liste auszudrucken, sei wohl
ein Auskunftsbegehren des Untersuchungs-
ausschusses gewesen, mutmaßte W.K. Ob
es also sein könne, dass er ohne das Wir-
ken des Ausschusses „bis heute“ ahnungs-
los geblieben wäre? „Im Moment sieht’s
danach aus.“
Heuser, von 2009 bis 2012 Abteilungsleiter
TA und nun erstmals Zeuge im Ausschuss,
hat natürlich, wie er sagte, gewusst, dass
die NSA in Bad Aibling eigene Selektoren
einsetzte. Wie viele und zu welchen Zwe-
cken, habe ihn nicht interessiert. Er wäre
doch, meinte Heuser, nach seinem Geistes-
zustand gefragt worden, wenn er damals in
Bad Aibling aufgetaucht wäre und verlangt
hätte: „Legt mir mal eure Selektorenliste
vor.“ Die Amerikaner hätten das als Miss-
trauensbekundung auffassen müssen, und
das zu einem Zeitpunkt, als die Bundes-
wehr tief in den Afghanistan-Krieg ver-
strickt und die Zusammenarbeit mit der
NSA schon deswegen „vital“ gewesen sei:
„Damals hatten wir wirklich Besseres zu
tun, als einen Verdacht zu formulieren, der
die Zusammenarbeit mit den Amerikanern
ruiniert hätte.“ Winfried Dolderer TGeheimdienst-Abhöranlage in Bad Eibling
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Lückenhafte Informantenberichte
NSU-AUSSCHUSS Geschredderte Akten machen den Ermittlern zu schaffen

Die vernichtete Akte eines zentralen V-
Manns im NSU-Komplex konnte offenbar
nicht so umfangreich rekonstruiert werden,
wie bisher angenommen. Das ergab ver-
gangene Woche die Befragung eines ehe-
maligen hochrangigen Mitarbeiters des
Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV)
vor dem NSU-Untersuchungsausschuss des
Bundestages. Der Zeuge Gerd Egevist war
von 1996 bis 2003 Referatsgruppenleiter
im Bereich Rechtsextremismus/-terroris-
mus des BfV, also in der Zeit, als sich die
rechte Terrorgruppe NSU formierte, unter-
tauchte und erste Anschläge beging. In Ege-
vists Amtszeit fällt die Operation „Renn-
steig“, in deren Rahmen das BfV zwischen
1996 und 2003 mehrere Neonazis aus
Thüringen als V-Männer anwarb. Ein Ziel
der Operation war es, die rechtsextreme
Kameradschaft „Thüringer Heimatschutz“
auszuspähen, in der die späteren NSU-Ter-
roristen Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos
und Beate Zschäpe aktiv waren.
Über die Einzelheiten der Operation ist
wenig bekannt, auch deshalb, weil die Ak-
ten 2011 von einem Mitarbeiter des BfV ge-
schreddert wurden, kurz nachdem der
NSU enttarnt worden war. Gegen den ver-
antwortlichen Mitarbeiter hat kürzlich die
Staatsanwaltschaft Köln Ermittlungen auf-
genommen. Ein Teil der vernichteten Ak-
ten konnte rekonstruiert werden. Jedoch ist
unklar geblieben, ob die damals rekrutier-

ten Spitzel vom NSU wussten und entspre-
chende Informationen an den Verfassungs-
schutz weitergaben. Das BfV beteuert, von
den V-Leuten nicht über den NSU unter-
richtet worden zu sein.
Egevist gab an, mit der Operation Renn-
steig „nur oberflächlich“ befasst gewesen
zu sein. Angesprochen auf den V-Mann
„Tarif“, dessen Akte 2011 ebenfalls im
Schredder gelandet war, sagte er: Lediglich
„zehn bis 20 Prozent“ der Akte hätten re-

konstruiert werden können. Damit wider-
sprach er der offiziellen Version. So hatte
ein Sonderermittler des Innenministeriums
beteuert, die vernichteten Akten seien
„zum Großteil wiederhergestellt“ worden.
Das ist im Abschlussbericht des ersten
NSU-Ausschusses nachzulesen. Ein Mitar-
beiter der Bundesregierung relativierte Ege-
vists Schätzung sogleich: Es lägen mehr als
20 Prozent der „Tarif“-Akte vor. Egevists
Urteil, dass die so lückenhafte Akte kaum
mehr lesbar sei, widersprach die Bundesre-
gierung allerdings nicht.
Die Obfrauen Petra Pau (Die Linke) und
Irene Mihalic (Grüne) bemängelten zu-
dem, dass auch zur sogenannten Operati-
on „Drilling“ noch immer wichtige Doku-
mente fehlten. Im Rahmen dieser Operati-
on hatte der Verfassungsschutz erfolglos
nach dem flüchtigen Trio gefahndet, ohne
offenbar zu wissen, dass es sich dabei um
mordende Terroristen handelt. Inwieweit
die hierzu fehlenden Protokolle ebenfalls
vernichtet wurden oder noch in einem Ak-
tenschrank lagern, konnte bisher nicht ge-
klärt werden. Florian Zimmer-Amrhein T

Riesige Aktenberge zum NSU-Komplex
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Gezerre
um die
Grenzwerte
VW-AUSSCHUSS Die Begriffe klingen sper-
rig, doch für die deutschen Autobauer
hängt viel daran. Ein großer Teil der Befra-
gung im Diesel-Untersuchungsausschuss
drehte sich am vergangenen Donnerstag
um Konformitätsfaktoren und Transfer-
funktion. Für die Hersteller geht es darum,
welche Menge an gesundheitsschädlichen
Stickoxiden ihre Autos sie künftig in die
Luft blasen dürfen.
Vertreter dreier Ministerien waren geladen.
Eine Kenntnis von illegalen Abschaltein-
richtungen zur Manipulation der Abgasrei-
nigung hatte vor dem VW-Skandal nie-
mand. Das mag auch daran liegen, dass
diese laut EU-Verordnung zwar grundsätz-
lich verboten, Ausnahmen etwa zum Mo-
torschutz aber erlaubt sind. Was illegal ist
und was nicht, „das ist in der Verordnung
nicht ganz klar geregelt“, bemängelte Wolf-
gang Scheremet, Abteilungsleiter Industrie
im Wirtschaftsministerium. Als die Affäre
ihren Lauf nahm, befürchtete das Ressort
um den Ruf der Marke „Made in Germa-
ny“. Mehrere Ministerien erarbeiteten eine
Imagebroschüre für die deutschen Bot-
schaften.

Veralteter Standard Auch wollte man in
der Bundesregierung rasch EU-Regelungen
für RDE-Straßentests vorantreiben. Bisher
werden Autos für die Typgenehmigung im
Labor nach dem veralteten NEFZ-Standard
getestet, der unrealistische Abgaswerte lie-
fert. Ab September 2017 sollen RDE-Tests
(Real Driving Emissions) bessere Ergebnis-
se liefern. Jahrelang wurde in Brüssel über
RDE eher unter Fachleuten verhandelt. Im
Mai 2015 einigte man sich auf die Proze-
dur für die Tests. Im Herbst 2015 ging es
darum, um wieviel der Stickoxid-Grenz-
wert auf der Straße überschritten werden
darf. Damit sollen etwa Ungenauigkeiten
mobiler Messgeräte ausgeglichen werden.
Nach dem VW-Skandal sollte es schnell ge-
hen, die Sache wurde hoch politisch.
Streng wollte die EU-Kommission sein. Sie
schlug eine Überschreitung um 60 Prozent
im ersten Schritt und 20 Prozent zwei Jah-
re später vor. Das Bundesumweltministeri-
um unterstützte Scheremet zufolge dies zu-
nächst. Die deutsche Autoindustrie wollte
einen Faktor über drei, wie Referent Marek
Bänsch aus der Industrieabteilung sagte.
Dem Wirtschaftsministerium ging der EU-
Vorschlag zu weit.
Ein zwischen Wirtschafts-, Verkehrs- und
Umweltministerium abgestimmter Vor-
schlag sah einen Faktor von 1,95 für die
erste und 1,6 für die zweite Stufe vor. Am
Ende einigte man sich in der EU Ende Ok-
tober 2015 darauf, dass im Test auf der
Straße ab 2017 das 2,1-Fache des Grenz-
wertes an NOx emittiert werden darf, ab
2019 ist noch das 1,5-Fache erlaubt. Wel-
che Rolle das Kanzleramt dabei spielte, be-
schäftigt den Ausschuss am 1. Dezember.
Dann ist ein Vertreter der Regierungszen-
trale geladen.
Eingang in den EU-Kompromiss fand zu-
dem die von der Autoindustrie vorgebrach-
te Idee einer „Transferfunktion“. Sie soll
Ungenauigkeiten ausgleichen, wenn ein
Auto am Rand der Testbedingungen gefah-
ren wird. Die Grünen witterten ein weite-
res Schlupfloch für die Branche. Die Vertre-
ter des Wirtschaftsministeriums wiesen den
Verdacht zurück. Ein Bonus am Rand müs-
se durch geringere Abgaswerte bei anderen
Fahrbedingungen ausgeglichen werden. Im
Durchschnitt müssten die Grenzwerte ein-
gehalten werden. Stefan Uhlmann T

Ahnungsloser Investor
CUM/EX-AUSSCHUSS Unternehmer Carsten Maschmeyer will von Steuerdeals nichts gewusst haben

D
ie mit Spannung erwarte-
te Befragung des Unter-
nehmers Carsten Masch-
meyer im Cum/Ex-Aus-
schuss vergangene Woche
brachte kaum neue Er-

kenntnisse über die Entstehung der um-
strittenen Aktiengeschäfte um den Divi-
dendenstichtag. Einblicke in das Netzwerk
aus Beratern und Banken, die die steuer-
schädlichen Cum/Ex-Geschäftsmodelle an
vermögende Kunden vermittelten, konnte
der prominente Zeuge, der zurzeit öffent-
lichkeitswirksam in einer TV-Sendung als
Investor auftritt, nicht geben. Durch die
Deals sollen dem Fiskus über Steuerrücker-
stattungen Milliardeneinnahmen entgan-
gen sein.

Zeuge dankt Zu Beginn erklärte der
57-jährige Gründer des umstrittenen Fi-
nanzvertriebs AWD (Das Unternehmen
wurde 2007 von einer Schweizer Versiche-
rung übernommen), er sei dankbar, als
Zeuge im Ausschuss aussagen zu können.
„Als Geschädigter kann ich schildern, was
mir passierte“, sagte der Chef der Masch-
meyer Group. Auch auf wiederholte Nach-
fragen des Ausschussvorsitzenden Hans-Ul-
rich Krüger (SPD) und der Obleute der
Fraktionen blieb Maschmeyer bei seiner
Darstellung, dass eine mögliche Steuerer-
sparnis nicht der Grund seines Einstiegs in
lukrative Fonds gewesen sei.

Ja, er habe viel Geld bei der Schweizer
Bank J. Safra Sarasin investiert, aber was es
mit den von der Bank vertriebenen Fonds
auf sich gehabt haben soll, habe er erst viel
später zur Kenntnis genommen, sagte
Maschmeyer. Er habe wissentlich nie Geld
in Cum/Ex-Geschäfte gesteckt. Maschmey-
er erläuterte detailliert die Entwicklung sei-
ner Investments bei Sarasin ab 2010 – ins-
gesamt 55 Millionen Euro -, die anfänglich
die erhoffte Rendite von
rund zehn Prozent abge-
worfen hätten. Als er 2012
sein Geld aus dem letzten
Investment von 40 Millio-
nen Euro zurück haben
wollte, sei die Hälfte je-
doch verschwunden gewe-
sen. Die Bank habe ihn
mit Ausflüchten vertröstet,
gleichzeitig habe er in der
Presse erstmals etwas über
die Cum/Ex-Geschäfte ge-
lesen, darunter auch über
den Fall des Berliner Im-
mobilienunternehmers Rafael Roth. Er ha-
be dann den Verdacht gehabt, dass das ver-
schwundene Geld „in dubiose Steuerkon-
struktionen von Banken abgezweigt“ wur-
de. Dies hätten die Bank und die Fonds zu-
rückgewiesen, und die Bank habe schrift-
lich bestätigt, dass es keine Absprache und
keine Leerverkäufe gegeben habe. Nach-
dem er angekündigt habe, sich an die Be-

hörden zu wenden, habe er Drohbriefe er-
halten, und sein Leben sei gefährdet gewe-
sen, gab Maschmeyer zu Protokoll. Er habe
dann eine Strafanzeige gegen die Bank we-
gen Betrugs gestellt. Nach einer Haus-
durchsuchung und beschlagnahmten Un-
terlagen sei der Vize-Chef der Bank, Eric
Sarasin, zurückgetreten.
Maschmeyer war, wie er selbst sagte, bis zu
diesem Zeitpunkt über 15 Jahre freund-

schaftlich mit dem Schwei-
zer Bankier verbunden ge-
wesen. Die Bank Sarasin ha-
be das Geld von AWD-Kun-
den – Maschmeyer sprach
von einer Milliarde Euro –
immer gut verwaltet, und es
habe nie Probleme gege-
ben.
Dieses „enorme Vertrauens-
verhältnis“ war laut Masch-
meyer einer der Gründe ge-
wesen, weshalb er auf Emp-
fehlung Sarasins in die von
der Bank vermittelten Fonds

investiert habe. Diese seien ihm als Aktien-
dividendenfonds beschrieben worden mit
der Besonderheit, dass das Investment ver-
sichert sei und er dadurch kein Geld verlie-
ren könne. Unterlagen oder Anlagepro-
spekte habe er nie gesehen, sagte der Un-
ternehmer. Anderslautende Aussagen, er
habe genau Bescheid gewusst, träfen nicht
zu. Ein Berater von Sarasin, der dies ver-

breite, sei ein überführter Lügner. Hätte er
die Hintergründe gekannt, hätte er nie in
solche Fonds investiert. Aus seiner Sicht ge-
he es um Betrug. „Hier sind wir betrogen
worden“, sagte er. Für ihn sei ausschlagge-
bend gewesen, dass er mit seinen Invest-
ments kein Geld habe verlieren können.
Die steuerliche Seite habe ihn nicht inte-
ressiert, da er davon keine Ahnung habe.

Keine Vermittlung der Fonds Er habe
auch nicht, wie kolportiert, die Fonds wei-
ter vermittelt und weder Provisionen ange-
boten bekommen noch erhalten. Die Not-
wendigkeit, Gutachten erstellen zu lassen,
habe er nicht gesehen, da er der Bank ja
vertraute. Erst später im Zuge der Aufarbei-
tung und seiner Anzeige sei er an Gutach-
ten gekommen.
Bei den Investitionen handelte es sich
Maschmeyer zufolge um einmal zehn und
einmal fünf Millionen sowie um noch ein-
mal 40 Millionen Euro, die von seinen
Söhnen, ihm selbst, seiner ehemaligen
Ehefrau, seiner jetzigen Ehefrau und sei-
nem Freund Mirko Slomka gestammt hät-
ten. Er habe das Geld eingesammelt und
überwiesen, und als es nicht zurückgezahlt
worden sei, habe er es aus eigener Tasche
erstattet. Denn er habe die Investitionen
schließlich empfohlen.
Mit dem Berater Hanno Berger, der als ei-
ner der Drahtzieher der Cum/Ex-Geschäfte
gilt, habe er 2010 nur einmal Kontakt ge-

habt, dessen Angebot aber nicht angenom-
men, sagte Maschmeyer weiter. Auch sei
damals kein Wort zu Cum/Ex gefallen. Er
habe die von Berger angebotenen Steuer-
konstruktionen nicht verstanden, außer-
dem sei so etwas für ihn nicht in Frage ge-
kommen.
Zu Beginn der Sitzung teilte der Vorsitzen-
de Krüger mit, dass gegen die Wirtschafts-
anwaltskanzlei Freshfields Bruckhaus De-
ringer ein Durchsuchungsbeschluss bean-
tragt worden sei. Es sei das erste Mal in der
Geschichte des Bundestages, dass eine sol-
che Maßnahme ergriffen werde. Hinter-
grund sei, dass die Kanzlei als externer
rechtlicher Berater eine Schlüsselrolle ge-
spielt habe und nicht bereit sei, freiwillig
Unterlagen herauszugeben. Die Kanzlei
hatte nach Angaben aus dem Ausschuss
Gutachten oder Rechtsbewertungen zu
Cum/Ex-Fällen erstellt, die dem Gremium
aber nicht vorliegen. Unter anderem sei
die Bank Sarasin beraten worden.
Die beiden Anwälte Thomas Wiesenbart
und Ulf Johannemann von Freshfields
sollten am Donnerstag als erste der insge-
samt neun Zeugen vernommen werden.
Deren Vernehmung wurde auf unbestimm-
te Zeit vertagt.
Zwei weitere geladene Zeugen – die Berater
Hanno Berger und Kai-Uwe Steck – er-
schienen nicht. Sie leben in der Schweiz,
und die Ladungen konnten Krüger zufolge
nicht zugestellt werden. Michael Wojtek T

Der Untersuchungsausschuss-Vorsitzende Hans-Ulrich Krüger (SPD, links) mit dem Gründer der Geldanlagenvertriebsfirma AWD, Carsten Maschmeyer. © picture-alliance/Sebastian Gollnow/dpa

»Mit den
Fonds
sind
wir

betrogen
worden.«

Carsten Maschmeyer
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Auf der Suche
nach Schni

Wer kennt noch Schni? Richtig.
In der DDR die kürzeste
messbare Zeiteinheit. Die
brauchte man, um den Aus-

knopf des Fernsehers zu drücken, wenn
montagabends der Name Karl-Eduard von
Schnitzler zu Beginn der unbeliebten Agit-
prop-Sendung „Der schwarze Kanal“ ausge-
sprochen wurde. Das konnte, wenn man
ganz fix war, schon mal unter einer Sekun-
de sein. Es gibt natürlich noch andere kur-
ze Zeiten. Die „New Yorker Sekunde“ ist
die Zeitspanne, die vergeht, wenn die Am-
pel auf Grün springt und dann hinter ei-
nem ein Taxi zu hupen anfängt. Es gibt
noch viel schnelleres im Leben, etwa wenn
Sprinter um Hundertstelsekunden kämp-
fen oder eine Kamera Tausendstel Sekun-
den auffangen muss, um einen springen-
den Pingpongball exakt zu fotografieren.
Die Zeit beschäftigt uns seit je, ist aber im-
mer rätselhaft geblieben. Auch Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) denkt darüber nach.
Sie will Zeitspannen, egal wie groß, am
liebsten zurückdrehen. Nach dem Wahlde-
saster im Herbst in Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern bekannte sie, die Zeit
am liebsten „um viele, viele Jahre zurückzu-
spulen“, um dann besser vorbereitet zu sein
wie vor der Flüchtlingskrise 2015 und den
Wählern alles besser erklären zu können.
Zurück zu den ganz kurzen Zeitspannen:
Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut für
Quantenoptik in Garching haben jetzt die
kürzeste je registrierte Zeitspanne gestoppt.
Mit Laserimpulsen entdeckten sie, dass ein
Elektron manchmal nur sieben „Attosekun-
den“ – eine Attosekunde ist ein Milliardstel
einer Milliardstelsekunde – braucht, um ei-
ne Atomhülle zu durchqueren. In Ziffern
geschrieben: 0,000.000.000.000.000.007.
Wer am Fernseher oder Computer so
schnell auf „Aus“ drücken kann, schafft
sich jeden modernen Schnitzler aus dem
Gesichtskreis. Hans Krump T

VOR 50 JAHREN...

Premiere für
Schwarz-Rot
1.12.1966: Kiesinger zum Kanzler ge-
wählt. Eigentlich sollte sie eine Ausnah-
meerscheinung sein. Heute hat man sich
an Große Koalitionen schon fast ge-
wöhnt. Die Geschichte der Bündnisse
aus Union und SPD begann 1966 – al-
lerdings nicht mit einer Bundestagswahl.
Denn die brachte 1965 eine Neuauflage
der schwarz-gelben Regierung hervor.
Doch wie schon 1964, als die FDP – an-

ders als die SPD – die Wiederwahl Hein-
rich Lübkes (CDU) zum Bundespräsi-
denten nicht unterstützt hatte, gab es
Streit: Weil Kanzler Ludwig Erhard
(CDU) die Milliardenlöcher im Bundes-
haushalt durch Steuererhöhungen stop-
fen wollte, traten im Oktober 1966 alle
vier FDP-Minister zurück. Noch wäh-
rend Erhard mit einer Minderheitsregie-
rung weiterregierte, nahmen Union und
SPD Koalitionsverhandlungen auf. Auf
Seiten der SPD musste Herbert Wehner
Überzeugungsarbeit leisten. Für ihn war
eine Regierungsbeteiligung als Junior-
partner ein notwendiges Opfer für den
angestrebten Machtwechsel. Nicht alle
Genossen ließen sich überzeugen: Nur
340 der 447 Großkoalitionäre wählten
am 1. Dezember 1966 Kurt Georg Kie-
singer (CDU) zum Kanzler.
Indes kam die Frage auf, wie eine Oppo-
sition aus gerade einmal 49 FDP-Abge-
ordneten die Kontrolle der Bundesregie-
rung bewerkstelligen könne. Dieses Pro-
blem hatte auch Kiesinger erkannt: „Die
stärkste Absicherung gegen einen mögli-
chen Amtsmissbrauch der Macht“, er-
klärte der Bundeskanzler, „ist der feste
Wille der Partner einer großen Koaliti-
on, diese nur auf Zeit – also bis zum En-
de dieser Legislaturperiode – fortzufüh-
ren“. Benjamin Stahl T

Partner auf Zeit: Kurt Georg Kiesinger
(CDU, links) und Willy Brandt (SPD) 1966
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PERSONALIA

>Konrad Kraske †
Bundestagsabgeordneter 1965-1980,
CDU
Am 16. November starb Konrad Kraske im
Alter von 90 Jahren in Freiburg im Breisgau.
Der aus Berlin stammende promovierte His-
toriker wurde 1952 Mitarbeiter in der CDU-
Bundesgeschäftsstelle. Von 1953 bis 1958
amtierte er als stellvertretender Bundesge-
schäftsführer der Partei. Von 1953 bis 1956
stand er zudem an der Spitze des Rings
Christlich-Demokratischer Studenten. 1958
übernahm Kraske das Amt des CDU-Bun-
desgeschäftsführers und behielt es bis
1970. Die Bundestagswahlkämpfe seiner
Partei in den 1960er Jahren sind eng mit
seinem Namen verknüpft. Von 1971 bis
1973 war er Generalsekretär der Christde-
mokraten. Als geschäftsführender Vorsitzen-
der und Vorstandsmitglied hat er zudem die
Entwicklung der Konrad-Adenauer-Stiftung,
zu deren Mitbegründern er gehörte, über
Jahrzehnte hinweg maßgeblich mitgeprägt.
1962 zählte Kraske schließlich zu den Grün-
dungsmitgliedern des ZDF-Fernsehrats, des-
sen Vorsitz er von 1992 bis 2002 inne hatte.
Als Bundestagsabgeordneter engagierte er
sich vorwiegend im Verteidigungsausschuss.
Mit Konrad Kraske starb der letzte Reprä-
sentant der CDU, der noch zu Zeiten des
ehemaligen Bundeskanzlers Konrad Aden-
auer die Geschicke seiner Partei mitgestal-
tet hat.

>Karin Rehbock-Zureich
Bundestagsabgeordnete 1994-2005,
SPD
Karin Rehbock-Zureich wird am 29. Novem-
ber 70 Jahre alt. Die Lehrerin aus Jestetten
im Kreis Waldshut trat 1978 den Sozialde-
mokraten bei und stand von 1988 bis 2012
an der Spitze des dortigen Ortsvereins der
SPD. Sie amtiert zudem als stellvertretende
Kreisvorsitzende in Waldshut und gehörte
von 1992 bis 1998 dem SPD-Landesvor-
stand Baden-Württemberg an. Seit 1994 ist
Rehbock-Zureich Mitglied des Kreistags in
Waldshut und amtiert zugleich als Frakti-
onsvorsitzende. Im Bundestag wirkte sie in
allen Wahlperioden im Verkehrsausschuss
mit.

>Günter Graf
Bundestagsabgeordneter 1987-2002,
SPD
Günter Graf wird am 1. Dezember 75 Jah-
re alt. Der heute in Dötlingen im Kreis Ol-
denburg wohnhafte Polizeihauptkommis-
sar schloss sich 1973 der SPD an. Von
1976 an gehörte er dem Unterbezirksvor-
stand Cloppenburg sowie später auch dem
SPD-Bezirksausschuss Weser-Ems an. Von
1974 bis 2008 war er Ratsherr in Friesoy-
the/Kreis Cloppenburg und von 2002 bis
2008 Mitglied des dortigen Kreistags. Graf,
seit 1960 Mitglied der Gewerkschaft der
Polizei, engagierte sich im Bundestag vor-
wiegend im Innenausschuss. Zudem am-
tierte er zeitweise als stellvertretender in-
nenpolitischer Sprecher der SPD-Bundes-
tagsfraktion.

>Peter Letzgus
Bundestagsabgeordneter 1994-2005,
CDU
Am 1. Dezember begeht Peter Letzgus sei-
nen 75. Geburtstag. Der aus Burg bei
Magdeburg stammende Lehrer an einer
Polytechnischen Oberschule und spätere
Leiter einer Kreisvolkshochschule trat
1991 der CDU bei. Er war Vorsitzender des
Stadtverbands Burg und Beisitzer im CDU-
Kreisvorstand Jerichower Land. Letzgus ar-
beitete im Bundestag im Umweltaus-
schuss, im Verkehrs- sowie im Sportaus-
schuss mit. Von 2002 bis 2006 war er Mit-
glied der Parlamentarischen Versammlung
des Europarats sowie der Westeuropäi-
schen Union.

>Klaus Rose
Bundestagsabgeordneter 1977-2005,
CSU
Am 7. Dezember vollendet Klaus Rose sein
75. Lebensjahr. Der promovierte Historiker
und Gymnasiallehrer aus Vilshofen schloss
sich 1961 der CSU an, war dort von 1971
bis 1981 Ortsvorsitzender, stand von 1981
bis 1997 an der Spitze des Kreisverbands
Passau-Land und war schließlich von 1995
bis 2005 stellvertretender Bezirksvorsitzen-
der von Niederbayern. Von 1972 bis 1990
gehörte er dem Stadtrat seiner Heimatstadt
und von 1972 bis 2008 dem Kreistag in Pas-
sau an. Von 1974 bis 1977 war Rose Abge-
ordneter im Bayerischen Landtag. Der Di-
rektkandidat des Wahlkreises Passau enga-
gierte sich im Bundestag vorwiegend im
Haushaltsausschuss, dessen stellvertreten-
den Vorsitz von 1987 bis 1994 inne hatte
sowie im Verteidigungsausschuss, an des-
sen Spitze er von 1994 bis 1997 stand. Da-
nach war Rose bis 1998 Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister der
Verteidigung.

>Klaus-Otto Zirkler
Bundestagsabgeordneter 1990, FDP
Klaus-Otto Zirkler begeht am 8. Dezember
seinen 70. Geburtstag. Der Tierarzt aus dem
sachsen-anhaltinischen Sangerhausen trat
1968 der Liberal-Demokratischen Partei
Deutschlands bei, war 1990 Mitglied des
Parteivorstands und wurde im August Mit-
glied der FDP bei. Von März bis Oktober
1990 gehörte Zirkler der ersten frei gewähl-
ten Volkskammer und danach bis Dezember
dem Deutschen Bundestag an. bmh T

LESERPOST

Zur Ausgabe 46-46 vom 14.11.2016,
„Black Box Trump“ auf Seite 4:
Alles was vorher stimmte, stimmt jetzt
nicht mehr? Was nicht stimmte, waren
die Meinungsumfragen zur US-Wahl. An-
sonsten hat sich noch nichts verändert.
Die USA haben einen demokratisch ge-
wählten Präsidenten bekommen, der ein
anderes Amerika und eine andere Politik
will. Dies wird ihm auch gelingen – zu-
mal die Republikaner die Mehrheit im
Senat sowie im Repräsentantenhaus ha-
ben.
Bei den europäischen Verbündeten sind
Entsetzen und Schockstarre nun groß.
Aber ein Land, in dem die soziale Un-
gleichheit immer größer wird, in dem
annähernd 20 Prozent der Bevölkerung

auf staatliche Unterstützung plus Lebens-
mittelmarken angewiesen sind und das
kriegs- und interventionsmüde geworden
ist, wählt eben das Washingtoner Estab-
lishment ab. Dass selbst Staaten, die für
die Demokraten eine sicher geglaubte
Wahlbank waren, von Trump gewonnen
wurden, beweist den Willen der Bevölke-
rung zum Politikwechsel.
Amerika wird sich unter Präsident
Trump verändern, das steht fest. Für die
Europäische Union bedeutet das: Sie
muss jetzt endlich zu einem einheitli-
chen Machtblock mit reformierten Struk-
turen und Verfahren werden – oder das
System zerfällt. Denn auf die USA als po-
litische und militärische Hegemonial-
macht kann Europa nicht mehr zählen.

Seit 25 Jahren gerät aus westlicher Sicht
die Weltordnung aus den Fugen. Man
muss davon ausgehen, dass das 21. Jahr-
hundert weitere destabilisierende und
herausfordernde Überraschungen berei-
ten wird.

Hans-Dieter Seul
Berlin

73,6 Prozent der Amerikaner haben Do-
nald Trump nicht gewählt! Die Wahl von
Trump hat globale und innenpolitische
Ursachen, über die nun zum Glück viel
geschrieben und diskutiert wird. Europa
hat jetzt in der Tat eine globale Verant-
wortung für die Verteidigung der Demo-
kratie auf diesem Planeten bekommen.
Der Alarmismus und die Katastrophen-

szenarien über den Zustand der USA
sind jedoch nicht nur gefährlich – sie
entbehren auch jeder quantitativen
Grundlage.
Falsch ist daher auch der Satz „die Mehr-
heit des amerikanischen Volkes“ habe die
Konsequenzen gezogen und Trump ge-
wählt. Laut Zahlen des United States
Elections Project vom 11.11.2016 hat die
Mehrheit der US-Wähler, nämlich 60,1
Millionen, Hillary Clinton gewählt –
während Trump nur 59,8 Millionen Stim-
men erhielt. 58 Prozent der Wahlberech-
tigten haben gar nicht gewählt. Trump
kann sich rechnerisch auf genau 26,4 Pro-
zent der amerikanischen Wahlberechtig-
ten stützen. Ihre Gründe, Trump zu wäh-
len, muss man ernst nehmen. Die 73,6
Prozent der Wahlberechtigen, die Trump
nicht gewählt haben, sind aber gleichzei-
tig Grund für einen gelasseneren Umgang
mit dieser Wahl.

Rainer Schneider-Wilkes
Gundelfingen
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ORTSTERMIN: NEUE AUSSTELLUNG IN DER REICHSTAGSKUPPEL

Von Wahlscheinen und Scheinwahlen
Die Reichstagskuppel ist Wahrzeichen der Berliner Repu-
blik und Besuchermagnet. Jedes Jahr wird sie von zwei
Millionen Menschen besucht. Sie genießen die Aussicht
über die Dächer Berlins – und bekommen, fast nebenbei,
Einblicke in die Geschichte des deutschen Parlamentaris-
mus. Dafür müssen sie nur den Innenraum der Kuppel
umrunden, wo sich die Ausstellung „Vom Reichstag zum
Bundestag“ befindet. Die Besucher können sich hier mit
der Verfassungsgeschichte sowie dem Wahlrecht und der
Stellung des Parlaments in Deutschland auseinanderset-
zen. 17 Jahre nach Öffnung der Kuppel ist die Ausstellung
jetzt neu konzipiert worden.
Am Anfang steht ein Schwarzweißfoto: Der von Holzge-
rüsten eingefasste Rohbau erinnert mit seinen Rundbögen
an eine Kathedrale. Doch am Gebäudesockel mit den
markanten Kalksteinen erkennt man bereits das Reichs-
tagsgebäude. 1884 hat Kaiser Wilhelm I. den Grundstein
gelegt, doch dauert es weitere zehn Jahre, bis sein Enkel,
Wilhelm II., das Gebäude feierlich einweiht. Wilhelm II.
hält nicht viel von Parlamentarismus und Demokratie, er

soll verächtlich vom „Reichsaffenhaus“ und der „Schwatz-
bude“ gesprochen haben. 20 Jahre später stürzt er
Deutschland in den Ersten Weltkrieg, mit diesem endet
1918 das Kaiserreich. Das Foto Philipp Scheidemanns,
wie er vom Balkon des Reichstags die Republik ausruft,
eröffnet dann auch schon den nächsten Abschnitt – die
Weimarer Republik. Wer den sogenannten Handlauf ganz
umrundet, sieht am Ende das von Scheinwerfern beleuch-
tete Reichstagsgebäude: Es ist der 3. Oktober 2015, der
25. Jahrestag der Wiedervereinigung.
„Das ist wohl die meistbesuchte politisch-historische Aus-
stellung Deutschlands“, sagt Andreas Trampe von den
Wissenschaftlichen Diensten des Bundestags. Selbst wenn
man davon ausgehe, dass nur jeder zweite Besucher der
Kuppel die Tafeln betrachtet. Die Stiftung „Haus der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland“ hat die Aus-
stellung neu erstellt, in Zusammenarbeit mit den Wissen-
schaftlichen Diensten.
In zwölf Vitrinen werden Texte, Bilder und Dokumente
präsentiert. Gegenüber der alten Ausstellung fällt vor al-

lem eines auf: mehr Farbe und Bewegung. Slideshows zei-
gen Bilder der Friedlichen Revolution in der DDR, stellen
Werke aus der Kunstsammlung und Mitarbeiter des Parla-
ments vor. Trampe verweist auf die Wahlscheine aus ver-
schiedenen Epochen: „Der Wahlschein aus der Weimarer
Republik macht die Zersplitterung des Parteiensystems
anschaulich. Und der Wahlschein aus DDR-Zeiten bietet
nur eine Einheitsliste – ohne jede Alternative“, sagt er.
Die Ausstellung zeigt: Auch bei Scheinwahlen geht’s nicht
ohne Wahlscheine. Eva Bräth

Die Ausstellung „Vom Reichstag zum Bundestag“ kann
im Rahmen eines angemeldeten Besuchs der Reichstags-
kuppel (8-24 Uhr, letzter Einlass: 22 Uhr) besichtigt wer-
den. Zudem steht die Ausstellung auch digital auf
www.bundestag.de/besuch zur Verfügung. Vertiefende
Informationen zur Geschichte des deutschen Parlamenta-
rismus bietet die Ausstellung „Wege – Irrwege – Umwe-
ge“ des Bundestags im Deutschen Dom am Berliner Gen-
darmenmarkt.

Auf der Reichstagskuppel haben Besucher nicht nur Einblick in den Plenarsaal des Deutschen Bundestags: Die neue Ausstellung „Vom Reichstag zum Bundestag“ erzählt dort auch
die Geschichte des deutschen Parlamentarismus. © Deutscher Bundestag/Achim Melde
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Dr. Sahra Wagenknecht, DIE LINKE:

Der American Dream ist
längst auch bei uns ausgeträumt

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Frau Bundeskanzlerin! Es ist
schon verblüffend, wie Poli-
tik manchmal funktioniert.

In Deutschland wachsen soziale
Ungleichheit und Verunsicherung
und mit ihnen die Zahl der Wäh-
lerstimmen der AfD.
In Europa ist die deutsche Regie-
rung so isoliert wie lange nicht
mehr.

Als bevorzugten Partner hat sich
die Kanzlerin ausgerechnet einen
türkischen Diktator ausgesucht,
der Journalisten
und Oppositionelle
ins Gefängnis wer-
fen lässt und die
Todesstrafe großar-
tig findet.

Trotz allem
scheint sich die
CDU/CSU – das
zeigt Ihre wunder-
bare Stimmung
heute – auf ein
Weiter-so mit dieser
Kanzlerin, mit Frau Merkel, allen
Ernstes zu freuen. Ich kann nur sa-
gen: Die Menschen in diesem
Land können sich darauf nicht
freuen. Ich sage Ihnen deswegen
auch: Dazu wird es nicht kom-
men.

Angesichts Ihres Verhaltens fällt
einem wirklich nur noch der Satz
von Albert Einstein ein: Die reins-
te Form des Wahnsinns ist es, alles
beim Alten zu lassen und gleich-
zeitig zu hoffen, dass sich etwas
ändert.

Am Ende ändert sich dann doch
meistens etwas, aber vielleicht an-
ders als erhofft.

In den USA hat die Führung der

Demokraten den Hoffnungsträger
Bernie Sanders verhindert, um
dann mit einer Kandidatin des
Establishments, die im Grunde all
das verkörpert, was die Menschen
an der Demokratie verzweifeln
lässt, Donald Trump den Weg ins
Weiße Haus zu ebnen. Das sollte
nicht nur der SPD zu denken ge-
ben, sondern natürlich auch der
CDU, die immerhin auch schon
Kanzler hatte, die den Unterschied
zwischen einer Demokratie und
einer Oligarchie, einer Reichtums-
herrschaft, noch ganz gut kann-
ten.

Wohlstand für alle: Damit war
anderes gemeint als die marktkon-
forme Verwaltung eines globali-
sierten Raubtierkapitalismus, der
die Mittelschicht zerstört und die-
se Gesellschaft immer tiefer sozial
spaltet.

In der alten CDU übrigens wäre
eine Situation, in der man sogar
gemeinsam mit der SPD nicht ein-
mal mehr die Hälfte der Wähle-
rinnen und Wähler erreicht, noch
komplett unvorstellbar gewesen.

Aber damals
wusste auch die
SPD noch, dass Ar-
beiterparteien nicht
dafür gegründet
worden waren, ihre
Minister an zah-
lungskräftige Wirt-
schaftslobbyisten
zu vermieten und
denen dann die
Wünsche von den
Augen abzulesen,

mögen sie nun Senkung der Lohn-
kosten oder CETA heißen.

Und Sie machen weiter, als wäre
nichts passiert. Als untrügliches
Signal des großkoalitionären Wei-
ter-so schlagen Sie uns jetzt also
gemeinsam Frank-Walter Stein-
meier für das Amt des nächsten
Bundespräsidenten vor.

Hätten wir mit der Kandidatur
des profilierten Agenda-Kritikers
Christoph Butterwegge nicht noch
ein bisschen Frischluft in Ihren
muffigen Konsens gebracht, dann
hätten Sie die Bundesversamm-
lung auch gleich ganz absagen
können.

Es sind doch genau solche Wah-

len, bei denen es nichts mehr zu
entscheiden gibt, die die Men-
schen an der Demokratie verzwei-
feln lassen und die auch demokra-
tische Entscheidungen zu einer
Farce machen.

Als die Briten im Juni für den
Ausstieg aus der EU votierten, wa-
ren Sie alle geschockt, um dann
mit doppelter Energie das Kon-
zernschutzabkommen CETA in
der EU durchzuboxen. Klasse ge-
macht! Beim nächsten Exit-Refe-
rendum haben die Befürworter ein
Argument mehr auf ihrer Seite.

Als vor zwei Wochen die US-
Bürger für Trump statt für Ihre ge-
meinsame Favoritin Clinton
stimmten, waren Sie wieder alle
geschockt.

Aber Ihre einzige Schlussfolge-
rung scheint zu sein, jetzt einen
europäischen Hochrüstungswett-
lauf zu starten. Glauben Sie wirk-
lich, das ist es, worauf die Millio-
nen Abstiegsgefährdeten in
Europa und die verlorene Genera-
tion in den Krisenländern gewar-
tet haben? Offenbar hat selbst ein
Donald Trump wirtschaftspoli-
tisch mehr drauf als Sie.

Denn immerhin hat der Mann
begriffen, dass staatliche Indus-
triepolitik besser ist als billige
Dienstleistungsjobs und dass ge-
gen Krise und marode Infrastruk-
tur nicht Kürzungspolitik hilft,
sondern ein groß angelegtes öf-
fentliches Investitionsprogramm.

Weil schon die Ankündigung
dieses Programms zu höheren
Zinsen in den USA geführt hat,
wird Europa unter Ihrer Führung
wohl lieber mit seinem Geld neue
Brücken und moderne Netze in
den USA finanzieren, statt den
Niedergang der europäischen In-
frastruktur endlich zu stoppen
und Industriearbeitsplätze auch in
Frankreich und Italien zu verteidi-
gen und zu retten. Aber merken
Sie denn gar nicht, dass es genau
diese fatale Politik ist, die Europa
spaltet und immer mehr kaputtge-
hen lässt?

Sollte im nächsten Jahr tatsäch-
lich Marine Le Pen französische
Präsidentin werden, dann werden
Sie wieder alle geschockt sein, und
wahrscheinlich beklagen Sie dann

wieder die Verführungsmacht ge-
schickter Populisten und das Zeit-
alter des Postfaktischen. Aber
wenn etwas postfaktisch ist, dann
sind das nicht die Emotionen der
Menschen, die sich von Ihrer Poli-
tik im Stich gelassen fühlen, son-
dern die Lügenmärchen, die Sie
ihnen erzählen, um zu begrün-
den, dass diese Politik angeblich
alternativlos ist.

Ist es denn wirklich so schwer
zu verstehen? Die US-Bürger ha-
ben doch gar nicht in erster Linie
den Milliardär Donald Trump ge-
wählt. Sie haben das Weiter-so ab-
gewählt, und dafür
hatten sie in einem
Land, wo die mitt-
leren Löhne heute
unter dem Niveau
der 80er-Jahre lie-
gen, natürlich allen
Grund.

Auch in Deutsch-
land haben immer
mehr Menschen
gute Gründe, ent-
täuscht und wü-
tend zu sein: über eine großkoali-
tionäre Einheitspolitik, die sich
für ihre elementaren Lebensinte-
ressen und Zukunftsängste über-
haupt nicht mehr interessiert, son-
dern gleichgültig und emotionslos
immer wieder Entscheidungen
fällt, die die Reichen noch reicher,
die Konzerne noch unverschämter
und das Leben der arbeitenden
Mitte und der Ärmeren noch unsi-
cherer und prekärer machen. Ich
finde, eine solche Politik ist un-
glaublich und sie ist verantwor-
tungslos.

Gucken Sie sich doch an, wie
sich dieses Land in den letzten 20
Jahren verändert hat! Trotz boo-
mender Exportwirtschaft und trotz
Wirtschaftswachstum lebt heute in
Deutschland jeder sechste Rentner
in Armut und muss sich um seine
Lebensleistung betrogen fühlen.

Immer mehr Kinder beginnen
ihr Leben mit der Grunderfah-
rung, dass sie von der schönen
bunten Welt ausgeschlossen sind
und dass ihnen das Leben viel we-
niger bieten wird als anderen. Mil-
lionen Arbeitnehmer werden in
Leiharbeit, Werkverträgen und
Dauerbefristungen zu Beschäftig-
ten zweiter Klasse degradiert. Die-
jenigen, deren Löhne kein Tarif-
vertrag mehr regelt – das ist inzwi-
schen jeder zweite –, verdienen
heute 18 Prozent weniger als im
Jahr 2000. Diesen Menschen er-
zählen Sie, Deutschland gehe es
gut, und sie sollen sich freuen

über Ihre erfolgreiche Politik. Das
ist doch der blanke Hohn, was Sie
da machen.

Sie erzählen ihnen, die Agenda
2010 habe ein Jobwunder ausge-
löst. Ja, wir hatten in Deutschland
einmal 5 Millionen Arbeitslose.
Heute bekommen nur noch 800
000 Menschen Arbeitslosengeld.
Aber dafür gibt es 4,3 Millionen
erwerbsfähige Hartz-IV-Empfän-
ger, die alle arbeiten möchten,
teilweise sogar Arbeit haben, teil-
weise sogar Vollzeit arbeiten und
trotzdem von staatlichen Lohner-
satzleistungen abhängig bleiben.

Das macht in der
Summe noch im-
mer 5,1 Millionen
Menschen. Was ist
das denn für ein
Fortschritt?

Die CDU ein-
schließlich der
Kanzlerin sollte auf-
hören, die Agenda
2010 als Erfolgsmo-
dell zu preisen, und
sollte endlich wie-

der ein humanes Arbeitsrecht in
Deutschland durchsetzen, wenn
sie einen deutschen Donald
Trump verhindern will.

Diesen weisen Satz hat Ihnen in
der letzten Woche Ihr ehemaliger
Generalsekretär Heiner Geißler
zugerufen. Wenn diese Mahnung
schon bei der CDU/CSU auf taube
Ohren stößt: Müssen Sie, liebe
Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, nicht zumindest in Ihren
Stühlen versinken, wenn Sie mer-
ken, dass ein ehemaliger CDU-Ge-
neralsekretär, der sich treu geblie-
ben ist, inzwischen weit links von
Ihnen steht? Gleichen Lohn für
gleiche Arbeit hat die SPD bei der
letzten Wahl versprochen. Und
was haben Sie gemacht? Ein Ge-
setz, das es Daimler, BMW und
Co. in Zukunft sogar erleichtert,
reguläre Jobs dauerhaft durch
Leiharbeit zu ersetzen oder an
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wütend zu sein.
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nen glaubt doch niemand irgend-
etwas, wenn Sie solche Politik ma-
chen.

Wie viele selbst von denjenigen
in Deutschland, die sich all das
noch leisten können, was für an-
dere bereits zum unerschwingli-
chen Luxus geworden ist – eine
gute Ausbildung der Kinder, priva-
te Vorsorge für das Alter, Urlaubs-
reisen, Wohneigentum –, leben in
der ständigen Angst, nach der
nächsten Betriebsverlagerung auch
zu den Verlierern zu gehören oder
eiskalt aussortiert zu werden,
wenn sie krank werden oder wenn
sie nicht mehr ständig Höchstleis-
tungen erbringen können? Der
American Dream ist längst auch
bei uns ausgeträumt. Wer außer-
halb der Oberschicht glaubt denn
heute noch, dass es den Kindern
einmal besser gehen wird als ihren
Eltern? Die meisten erleben das
Gegenteil. Das ist nicht Ergebnis
einer Naturgewalt namens Globa-
lisierung, sondern Ergebnis politi-
scher Entscheidungen.

Auch Ihre Legende, rabiate Ren-
tenkürzungen seien notwendig,
um die junge Generation vor zu
hohen Belastungen zu bewahren,
passt bestens in das Zeitalter des
Postfaktischen.

Rechnen wir doch einmal nach.
Der aktuelle Beitragssatz in der ge-
setzlichen Rentenversicherung
liegt bei 18,7 Prozent, hälftig ge-
zahlt von Unternehmen und Be-
schäftigten. Zusätzlich sollen die
Beschäftigten 4 Prozent ihres Ein-
kommens in einen jener sinnlo-
sen Riester-Verträge versenken,
von denen inzwischen jeder weiß,
dass sie nur Banken und Versiche-
rungen reich machen. Aber wer
glaubte, die Maschmeyer-Kumpel
Schröder und Riester seien schon
der Tiefpunkt gewesen, dem be-
weist Frau Nahles, dass es noch
schlimmer geht.

Ich rede von ihren Plänen für
eine sogenannte Betriebsrente, die
genauso wie die Riester-Rente al-
lein von den Beschäftigten gezahlt
werden soll und die sich von den
unsäglichen Riester-Produkten ei-
gentlich nur in einem einzigen
Punkt unterscheidet: Bei Riester
mussten die Anbieter zumindest
noch den Erhalt der eingezahlten
Beiträge garantieren. Die Betriebs-
rente subventioniert der Staat
auch dann, wenn das volle Verlus-
trisiko auf den künftigen Rentner
abgewälzt wird.

Wenn wir zusammenzählen,
dann laufen die Rentenpläne der
Großen Koalition darauf hinaus,
dass Arbeitnehmer in Zukunft bis
zu 20 Prozent ihres Einkommens
für die Altersvorsorge aufwenden
sollen, um damit Rentenansprü-
che zu erwerben, die sich, anders
als die Umlagerente, bei der
nächsten großen Finanzkrise in
heiße Luft auflösen können. Das
dann noch als Entlastung der jun-
gen Generation zu verkaufen – da-

rauf muss man wirklich erst ein-
mal kommen.

Dabei brauchen Sie nur über
die bayerischen Alpen hinauszu-
schauen, um zu sehen, wie es viel-
leicht besser geht und wie man ei-
ne Rentenreform vernünftig ma-
chen kann. Nachdem in Öster-
reich Rentenkürzungen à la Riester
am Widerstand der Gewerkschaf-
ten gescheitert sind, hat man eben
die gesetzliche Rente zukunftsfest
gemacht. Das heißt, es gibt heute
einen einheitlichen Topf, in den
alle einzahlen, auch Selbstständi-
ge und Beamte. Der Beitragssatz
liegt bei 22,8 Prozent, allerdings
zahlen die Unternehmen mehr als
die Beschäftigten. Dieses System
finanziert für langjährig Versicher-
te Renten von 1 800 Euro im Mo-
nat; die Mindestrente beträgt 1
030 Euro.

Und Sie muten Menschen, die
ihr Leben lang hart gearbeitet ha-
ben, Armutsrenten von 1 000
Euro und weniger zu. Das sind
800 Euro weniger als in Öster-
reich. Das ist doch unglaublich.
Stoppen Sie endlich diese verant-
wortungslose Rentenpolitik, die
millionenfache Altersarmut pro-
duziert!

Bei der Krankenversicherung ist
es genau das Gleiche. Seit Ende
der hälftigen Finanzierung steigt
der Zusatzbeitrag der Arbeitneh-
mer. Er steigt auch deshalb, weil
der Pauschalbeitrag, den der Bund
an die Kassen für Hartz-IV-Bezie-
her überweist, die realen Kosten
nicht deckt. Das heißt, je mehr
Hartz-IV-Empfänger – Sie wissen,
dass die meisten Flüchtlinge ab
dem nächsten Jahr Hartz IV be-
kommen werden –, desto teurer
wird es für den
Postzusteller und
die Aldi-Kassiere-
rin, während der
privat versicherte
Chef von ihnen
und natürlich auch
die Konzerne, bei
denen sie arbeiten,
von der Finanzie-
rung von solchen
gesellschaftlichen
Aufgaben komplett verschont wer-
den. Das ist doch ein Skandal.
Wenn man sich diese Politik an-
schaut, dann muss man fast schon
den Verdacht haben, dass Sie ei-
nen geheimen Werbevertrag mit
der AfD abgeschlossen haben. Es
ist doch unglaublich, was Sie ma-
chen.

Es ging also bei den Kranken-
kassen wie bei der Zerschlagung
der Rente nie um etwas anderes
als um die Senkung der Lohnkos-
ten und die Steigerung der Unter-
nehmensgewinne. Von wegen, mit
den Gewinnen steigen auch die
Investitionen. Wissen Sie, wie
hoch die Reinvestitionsquote
deutscher Industrieunternehmen
im Inland heute ist? 5 Prozent.
Das heißt, 95 Prozent der Gewin-

ne, die sie durch Ihre Politik so er-
folgreich erhöht haben, werden an
die Eigentümer ausgeschüttet, in
Finanzanlagen geparkt oder eben
für Investitionen im Ausland ge-
nutzt. Trotzdem verzichten Sie bis
heute darauf, wieder einen größe-
ren Teil der Unternehmensgewin-
ne zur Finanzierung des Sozial-
staates heranzuziehen. Wir halten
das für völlig unverantwortlich.

Aus allen wichtigen Bereichen,
in denen er früher dem Leben der
Menschen Stabilität und Sicher-
heit gegeben hat, hat sich der
Staat zurückgezogen. Nicht nur
die Sozialversicherungen wurden
demoliert, auch kommunale
Wohnungen wurden privaten Ren-
ditejägern auf dem Silbertablett
serviert, genau wie Krankenhäuser
und Pflegeeinrichtungen. Weil es
sich nicht rechnet, fährt zu klei-
nen Orten kein Bus mehr, und der
nächste Arzt ist meilenweit ent-
fernt. Auch der jahrelange Perso-
nalabbau bei der Polizei hat ganze
Wohnviertel zu nächtlichen No-
go-Areas gemacht. In den baufälli-
gen Schulen dieser Viertel werden
von überlasteten Lehrern auch
nicht die hochqualifizierten Fach-
kräfte der Zukunft ausgebildet,
sondern junge Menschen, von de-
nen viele im Leben nie eine Chan-
ce bekommen werden, weil das
chronisch unterfinanzierte Bil-
dungssystem dieses reichen Lan-
des noch nicht einmal in der Lage
ist, ihnen elementare Lese-,
Schreib- und Rechenfähigkeiten
beizubringen. 21 Milliarden Euro
weniger als der Durchschnitt der
OECD-Staaten gibt Deutschland
jährlich für seine Schulen und
Universitäten aus. Was für ein Ar-

mutszeugnis, Frau
Merkel.

Sagen Sie jetzt
nicht: Bildung ist
doch Ländersache. –
Es ist Ihr steuerpoli-
tisches Wohlfühl-
programm für Kon-
zerne und Superrei-
che, das die Verant-
wortung dafür trägt,
dass viele Länder

und Kommunen ihre Aufgaben
überhaupt nicht mehr erfüllen
können. Sie feiern sich für Ihre
schwarze Null. – Wissen Sie über-
haupt, wie die Realität in vielen
armen Städten und Gemeinden
dieses Landes aussieht?

Dort hat Ihre Kombination aus
staatlicher Reichtumspflege und
„Wir schaffen das!“ dramatische
Folgen. Wegen der zusätzlichen
Aufgaben ist die Verschuldung vie-
ler Städte und Gemeinden im letz-
ten Jahr weiter gewachsen, gerade
auch in Nordrhein-Westfalen.

Überschuldete Gemeinden kön-
nen ihren Bürgern immer weniger
bieten: keine ordentlichen Kitas,
keine Bibliothek, kein Zuschuss
zum Kulturverein oder auch zum
Sportverein. In Gelsenkirchen, wo

40 Prozent aller Kinder in Hartz-
IV-Familien aufwachsen, werden
gerade mehrere Schwimmbäder
geschlossen. Im überschuldeten
Duisburg muss in den nächsten
Jahren jede achte Stelle gestrichen
werden, also noch weniger Erzie-
herinnen, noch weniger Personal
an Krankenhäusern.

Ihre tollkühnen Privatisierungs-
pläne gehen immer weiter. Jetzt
sollen sogar die Au-
tobahnen, die die
Menschen mit ihren
Steuern bezahlt ha-
ben, über soge-
nannte öffentlich-
private Partner-
schaften an Finanz-
investoren verscher-
belt werden. Sind
Sie denn von allen
guten Geistern ver-
lassen?

„Der einfache Bürger kämpft
um das Überleben, während die
Profiteure, die reiche Oberschicht,
sich nicht um uns kümmern“,
schrieb mir vor kurzem eine
31-jährige Hochschulabsolventin,
die heute bei Air Berlin als Flugbe-
gleiterin arbeitet und selbst um
diesen Job jetzt bangen muss.

„Wo ist denn die Lebensquali-
tät geblieben, die jedem Men-
schen zusteht?“, fragt sie in ihrer
Mail. „Anstatt das Leben zu genie-
ßen, ist man ständig darauf be-
dacht, seine Arbeit nicht zu verlie-
ren, denn in diesem heutigen
Deutschland gibt es keine Garan-
tien und keine Sicherheiten
mehr.“ So weit eine junge, 31-jäh-
rige Frau, die ein Hochschulstudi-
um absolviert hat.

Ein mittelständischer Unterneh-
mer schildert mir in einer Mail,
wie ihm große Konzerne unter
Ausnutzung ihrer Marktmacht die
Luft zum Atmen nehmen. Er
schreibt: „Als Kind italienischer
Einwanderer bin ich hier geboren
und aufgewachsen, habe also
Deutschland in einer Zeit erlebt,
als noch alles möglich war mit
ehrlicher Arbeit. Heute ist das an-
ders.

In einem konzerngesteuerten
Land, wie wir es heute haben, gibt
es keine Demokratie.“– Das ist das
Zitat aus der Mail eines Bürgers.
Ich muss sagen: Wie Sie reagieren,
wenn man hier Stimmen von Bür-
gerinnen und Bürgern vorträgt,
das zeigt die ganze Arroganz Ihrer
Politik. Da müssen Sie sich nicht
wundern, dass Ihnen immer die
Wähler weglaufen.

Ich muss auch sagen: Wie erklä-
ren Sie einem ums Überleben
kämpfenden Mittelständler, dass
er für jeden Euro Gewinn mindes-
tens 30 Prozent Steuern zahlen
muss, während Konzerne wie
Google, Apple und Facebook in
Europa mit Steuersätzen von
0,005 Prozent verwöhnt werden?
Oder wie erklären Sie einem hart
arbeitenden Beschäftigten, dass

schon ab einem Einkommen von
1 140 Euro ein Steuersatz von 24
Prozent fällig wird, während es
die schwerreichen Erben von Mil-
liardenvermögen nach Auffassung
der Großen Koalition offenbar
komplett überfordern würde, auch
nur einen einzigen Euro Erb-
schaftsteuer zu zahlen?

Oder wie erklären Sie es einem
Kleinsparer, der sein mühsam Er-

spartes durch Bank-
gebühren und
Niedrigzinsen weg-
schmelzen sieht,
dass das Vermögen
der 500 Reichsten
in Deutschland je-
des Jahr um 9 bis
10 Prozent steigt
und inzwischen
den irren Betrag
von 723 Milliarden

Euro erreicht hat? Oder wie erklä-
ren Sie einer alleinerziehenden
Hartz-IV-Empfängerin, dass von
ihr bei sogenanntem sozialwidri-
gem Verhalten – das liegt schon
vor, wenn sie ein kleines Geldge-
schenk für ihr Kind nicht ange-
meldet hat – neuerdings drei Jahre
rückwirkend alle Leistungen zu-
rückgefordert werden können,
während zum Beispiel das Ma-
nagement der Deutschen Bank,
das allein seit 2009 Boni in Höhe
von 24 Milliarden Euro eingestri-
chen hat, nie Gefahr läuft, auch
nur einen Euro zurückgeben zu
müssen, egal wie sozialwidrig
oder auch kriminell das Geschäfts-
modell dieser Bank ist oder ob sie
dadurch irgendwann wieder in so
viele Schwierigkeiten kommt, dass
sie beim Staat wieder die Hand
aufhalten muss? Sie können das
alles gar nicht erklären, weil es da-
für keine objektiven Gründe gibt.
Die einzige Erklärung ist Ihr feh-
lender Mut, sich mit den wirt-
schaftlich Mächtigen anzulegen.

Natürlich ist das alles nicht al-
ternativlos. Natürlich kann man
auch die Riesenvermögen der
Multimillionäre besteuern, statt
Städte und Gemeinden am langen
Arm verhungern zu lassen. Natür-
lich kann man Patent- und Li-
zenzgebühren, die nur dazu die-
nen, Konzerngewinne in Steueroa-
sen zu verschieben, einfach nicht
mehr als gewinnmindernd aner-
kennen, und dann sind die gan-
zen Steuertricks der Multis erle-
digt. Das können Sie hier in
Deutschland beschließen. Dafür
brauchen Sie noch nicht einmal
die EU.

Natürlich kann man den Sozial-
staat wiederherstellen und ein or-
dentliches Arbeitsrecht schaffen,
das die Beschäftigten schützt und
die Verhandlungsmacht der Ge-
werkschaften stärkt. Natürlich
kann man schlicht politisches
Rückgrat haben und sich den eis-
kalten Renditekalkülen globaler
Konzerne entgegenstellen, statt ih-
nen die Beschäftigten schutzlos

Sie muten
Menschen, die
ihr Leben lang
hart gearbeitet
haben, Armuts-

renten zu.

Man hat fast den
Eindruck, Sie

haben einen ge-
heimen Werbe-
vertrag mit der

AfD geschlossen.
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und wehrlos auszuliefern. Aber
wer das alles nicht tut, der sollte
dann auch aufhören, sich den
Trumps und Le Pens dieser Welt
moralisch überlegen zu fühlen.
Das sind Sie nicht. Denn es ist Ih-
re gemeinsame Politik, die die
Rechte inzwischen auch in
Deutschland stark gemacht hat.

Sie, Frau Bundeskanzlerin, ha-
ben Herrn Trump nach seiner
Wahl zur Anerken-
nung von Demo-
kratie, Freiheit und
Respekt vor dem
Recht und der Wür-
de des Menschen
aufgefordert. Ganz
abgesehen davon,
dass wir uns ähn-
lich deutliche Wor-
te an die Adresse
Ihres türkischen
Freundes Erdogan auch einmal ge-
wünscht hätten: Bedurfte es wirk-
lich eines Donald Trump, um zu
verstehen, dass es um Demokratie,
Freiheit und Menschenwürde in
der westlichen Welt nicht mehr
gut bestellt ist? Der frühere US-
Präsident Jimmy Carter hat die
USA schon vor Jahren eine „Oli-
garchie mit unbegrenzter politi-
scher Korruption“ genannt. Dass
eine Supermacht, die mit ihren
völkerrechtswidrigen Ölkriegen
und ihren Drohnenmorden ganze
Regionen dieser Welt chaotisiert
und islamistische Terrorbanden
damit so gestärkt hat, dass die als

Vorkämpferin für Demokratie und
Freiheit ausfällt, das hätte man,
glaube ich, auch vor Trump schon
begreifen können.

Aber der entfesselte Globalkapi-
talismus ist überall mit Demokra-
tie und Menschenwürde unverein-
bar, auch in Europa. Auch die
Kriege, an denen sich europäische
Staaten beteiligt haben, haben
noch keinem Land Demokratie

und Freiheit ge-
bracht. Im Gegen-
teil: Sie haben Hun-
derttausenden Zivi-
listen den Tod ge-
bracht und Millio-
nen aus ihrer Hei-
mat vertrieben. Es
war wirklich ein
Fortschritt, als mit
Blick auf die russi-
schen Bombarde-

ments in Aleppo plötzlich sogar
die Bundesregierung anfing, von
den Verbrechen des Krieges, von
zerstörten Krankenhäusern und
Schulen zu sprechen. Aber was ist
mit all den zerstörten Kranken-
häusern und Schulen dort, wo
sich Deutschland und seine Ver-
bündeten an Kriegen beteiligt ha-
ben? Glauben Sie wirklich, dass es
für das von einer Bombe zerfetzte
Kind einen Unterschied macht, ob
diese Bombe von einem russi-
schen Flieger oder im Namen der
westlichen Wertegemeinschaft ab-
geworfen wurde? Wir glauben das
nicht.

Deshalb fordern wir Sie auf: Ge-
ben Sie nicht noch mehr Geld für
Rüstung aus. Bereiten Sie nicht
noch mehr Krieg vor, sondern tre-
ten Sie aus der militärischen Infra-
struktur der US-dominierten
NATO aus, und holen Sie die Bun-
deswehr aus ihren Einsätzen zu-
rück.

Deutschland wird nicht in Af-
ghanistan, nicht in Syrien und
auch nicht in Mali verteidigt. All
diese Kriege haben den islamisti-
schen Terror doch nur gestärkt
und ihn letztlich sogar nach
Deutschland geholt. Ein Ende die-
ser Kriegsbeteiligungen wäre wirk-
lich das Beste, was Sie für die Si-
cherheit der Menschen, auch hier
im Land, tun könnten.

Ein Wort noch zur CSU. Die
CSU hat auf ihrem letzten Partei-
tag den erfrischenden Vorschlag
gemacht, dass man den radikali-
sierten politischen Islam bekämp-
fen sollte. Auch wir finden es
überfällig, dass dschihadistische
Rekrutierungsvereine in Deutsch-
land endlich verboten werden.
Aber wo hat denn der politische
Islam seine wichtigste Basis? Das
sind doch die islamistischen Kopf-
ab-Diktaturen am Golf, die terro-
ristische Mörderbanden weltweit
finanzieren und hochrüsten. Es ist
nach eigenen Erkenntnissen der
Bundesregierung auch die Türkei,
die eine Schlüsselrolle bei der Or-
ganisierung und Bewaffnung von
Terrormilizen spielt. Da finden

wir es schon erstaunlich, dass es
die christlich-sozialen Antiislam-
kämpfer aus Bayern offenbar
überhaupt nicht stört, dass ausge-
rechnet die Türkei im ersten Halb-
jahr 2016 von Platz 25 auf Platz 8
der Bestimmungsländer deutscher
Rüstungsexporte hochgerückt ist
und dass auch Saudi-Arabien und
Katar heute mit mehr deutschen
Waffen beliefert werden als je zu-
vor. Was ist denn
das für eine wahn-
witzige Politik?

Da muss ich Ih-
nen sagen: Wenn
Sie den politischen
Islam bekämpfen
wollen – hier ist ein
lohnendes Betäti-
gungsfeld –, dann
setzen Sie sich end-
lich gemeinsam mit
uns dafür ein, Rüstungsexporte in
islamistische Diktaturen sowie in
Kriegs- und Spannungsgebiete zu
verbieten. Das wäre überfällig. Da-
mit würden Sie sich tatsächlich
darum verdient machen.

In seinem Buch Rückkehr nach
Reims schreibt der französische
Schriftsteller Didier Eribon über
die Ursachen für den Aufstieg der
französischen Rechten etwas, was
sich meines Erachtens eins zu eins
auf Deutschland übertragen lässt.
Ich zitiere ihn:

So widersprüchlich es klingen
mag, bin ich mir doch sicher, dass
man die Zustimmung zum Front

National ... als eine Art politische
Notwehr der unteren Schichten
interpretieren muss. Sie versuch-
ten, ihre kollektive Identität zu
verteidigen, oder jedenfalls eine
Würde, die seit je mit Füßen getre-
ten worden ist und ... sogar von
denen missachtet wurde, die sie
zuvor repräsentiert und verteidigt
hatten. – Wenn Sie Eribon in die
Nähe der AfD rücken, beweisen

Sie damit wirklich
Ihr Bildungsniveau;
es tut mir leid. Das
ist wirklich un-
glaublich.

Auch bei uns
wird die Demokra-
tie nur eine Zu-
kunft haben, wenn
die Menschen wie-
der das Gefühl be-
kommen, dass ihre

Würde und ihre elementaren Le-
bensbedürfnisse von der Politik
geachtet und anerkannt werden
und sie wichtiger sind als die
Wunschlisten irgendwelcher Wirt-
schaftslobbyisten. Nehmen Sie
das endlich ernst, wenn Sie nicht
irgendwann dafür verantwortlich
sein wollen, einem deutschen Do-
nald Trump den Weg ins Kanzler-
amt geebnet zu haben.

(Lebhafter Beifall bei der LINKEN )

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Den Menschen in Deutschland
ging es noch nie so gut

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Meine Damen und Her-
ren! 2014 hat auf dem
Lindauer Treffen der

Wirtschaftsnobelpreisträger Mario
Vargas Llosa vor jungen Menschen
gesagt:

Die Bereitschaft, mit denen zu-
sammenzuleben, die anders sind,
war vielleicht der außergewöhn-
lichste Schritt auf dem Weg des
Menschen zur Zivilisation, ein
Schritt, welcher der Demokratie

vorausging und sie überhaupt erst
möglich gemacht hat.

Mich hat diese Aussage berührt,
weil sie noch einmal auf das zu-
rückkommt, was uns ausmacht,
was wir vertreten: dass diese Be-
reitschaft Voraussetzung dafür ist,
dass Meinungsfreiheit, Religions-
freiheit, Achtung der Menschen-
würde für jeden und jede gelten
und damit die Voraussetzungen
für Frieden da sind.

Viele Menschen machen sich in
diesen Tagen Sorgen um die Stabi-
lität unserer so gewohnten Ord-
nung. Ich glaube, etwas mehr als
ein Vierteljahrhundert nachdem
wir alle den Fall der Mauer erlebt
haben, nachdem Deutschland
wiedervereint wurde, nachdem wir
alle diese Werte leben konnten,
nachdem die europäische Eini-
gung mit den mittel- und osteuro-
päischen Ländern vollendet wer-
den konnte, stellt sich plötzlich
heraus, dass das, was wir für
selbstverständlich gehalten haben,
so selbstverständlich nicht ist, dass

der freiheitliche demokratische
Rechtsstaat, die soziale Marktwirt-
schaft, das Gewaltmonopol des
Staates und die Bereitschaft, jeden
und jede, jeden Bürger und jede
Bürgerin, als Teil des Volkes zu be-
greifen, nicht mehr so da sind, wie
das eine Weile lang ganz selbstver-
ständlich zu sein schien.

Was heißt das für uns? Das
heißt für uns, noch einmal zu
schauen: In welchem Umfeld fin-
det diese Diskussion statt? Da hat
sich etwas verändert. Neben der
fortschreitenden Globalisierung
findet diese Diskussion auch in ei-
nem völlig anderen medialen
Umfeld statt.

Ich glaube, wir dürfen das, was
da im Zusammenhang mit dem
Internet, mit der Digitalisierung
passiert – und das ist Teil unserer
Realität –, nicht unterschätzen.
Wir haben Regelungen für alles,
was Pressefreiheit ausmacht: die
Sorgfaltspflicht der Journalisten
und vieles andere mehr. Zugleich
haben wir heute viele, die Medien

wahrnehmen, die auf ganz ande-
ren Grundlagen basieren, die we-
niger kontrolliert sind. Ich will da-
rin nicht die einzige Ursache se-
hen, ich will nur darauf aufmerk-
sam machen, dass Meinungsbil-
dung heute grundsätzlich anders
erfolgt als vor 25 Jahren, dass heu-
te Fake-Seiten, Bots, Trolle Mei-
nungsbilder verfälschen können,
dass heute sich selbst regenerie-
rende Meinungsverstärkungen
durch bestimmte Algorithmen
stattfinden. Wir müssen lernen,
uns damit auseinanderzusetzen.

Ich glaube, dies könnte auch ei-
ne spannende Frage
für dieses Haus sein.
Ich kann diese De-
batte heute natür-
lich nicht führen,
aber wir müssen
wissen: Um Men-
schen zu erreichen,
um Menschen zu
begeistern, müssen
wir mit diesen Phä-
nomenen umgehen
und, wo notwendig,
sie auch regeln. Deshalb unterstüt-
ze ich auch die Ansätze von Justiz-
minister Maas, von Innenminister
de Maizière, Hassreden, Hasskom-
mentare, vernichtende und mit
der Achtung der Menschenwürde
nicht in Übereinstimmung zu
bringende Dinge anzusprechen

und alles zu unternehmen, um
das zu unterbinden, weil das unse-
ren Grundsätzen widerspricht.

Diese Sorge um Stabilität wird
natürlich auch verstärkt durch das,
was um uns herum passiert. Popu-
lismus und politische Extreme
nehmen in westlichen Demokra-
tien zu. Demokratische Streitkul-
tur, die wir brauchen, die wir auch
in diesem Hause praktizieren –
wir haben ja gerade eben ein
Stück davon gehört –, muss selbst-
verständlich sein, damit müssen
wir uns auseinandersetzen.

Aber es muss im Geiste des Res-
pekts vor der Wür-
de des jeweils an-
deren stattfinden.
Das ist das Wesent-
liche, und das pas-
siert eben an vie-
len Stellen nicht
mehr.

Wir haben be-
sorgniserregende,
ja alarmierende Er-
eignisse in der Tür-
kei. Ich will hier

ganz offen sagen: Der Putschver-
such ist zu verurteilen – das hat
die Bundesregierung gemacht, das
hat die Europäische Union ge-
macht –, und gegen jede Form
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wir müssen
kritisieren und
den Gesprächs-
faden mit der

Türkei aufrecht
erhalten.

Der entfesselte
Globalkapi-

talismus ist über-
all mit De-

mokratie unver-
einbar.

Geben Sie nicht
noch mehr Geld
für Rüstung aus.

Bereiten Sie
nicht noch mehr

Kriege vor.
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hen; und das macht die Bundesre-
gierung. Wir haben in über 4 000
Fällen Verfahren gegen PKK-Ange-
hörige eingeleitet; aber unser
Rechtsstaat kommt eben zu Urtei-
len, die die Politik nicht zu beein-
flussen hat. Und diese rechtsstaat-
lichen Urteile sind dann auch zu
akzeptieren. Die Bundesregierung
ist jedenfalls genauso wie jeder in
Europa dem Kampf gegen den Ter-
rorismus verpflichtet, meine Da-
men und Herren.

Dieser Kampf rechtfertigt aber
nicht die Einschränkung der Pres-
sefreiheit, die Verhaftung von Tau-
senden und Aber-
tausenden von
Menschen. Insofern
müssen wir das
deutlich kritisieren
und gleichzeitig –
dafür werbe ich al-
lerdings auch – den
Gesprächsfaden mit
der Türkei aufrecht-
erhalten. Ich begrü-
ße außerordentlich
die ja nicht einfache Reise des
Bundesaußenministers. Auch ich
werde den Gesprächsfaden mit der
Türkei natürlich aufrechterhalten;
denn auch wir haben ein Interesse
daran, mit der Türkei in einer ver-
nünftigen Art und Weise zu ko-
operieren. Das schließt aber nicht
aus, dass das, was dort an alarmie-
renden Entwicklungen zu sehen
ist, klar angesprochen wird, meine
Damen und Herren.

Wir haben im Zusammenhang
mit der Krim und der Ukraine den
Bruch des Völkerrechts und die
Verletzung der territorialen Inte-
grität eines Landes zu konstatie-
ren. Leider sind unsere Gespräche
über die Umsetzung der Minsker
Vereinbarungen noch nicht so
weit gediehen, wie ich mir das
wünschen würde. Die Situation in
Syrien, insbesondere wenn man
das sieht, was in Aleppo passiert,
macht uns jeden Tag beklommen.
Ich muss ganz ehrlich sagen: Es
gibt sehr viele Indizien dafür, dass
hier bewusst Krankenhäuser und
medizinische Einrichtungen bom-
bardiert werden. Mit Verlaub: Das
ist international verboten. Das ist
strafrechtlich zu verfolgen. Das
muss das Assad-Regime auch wis-
sen. Und es ist sehr bedauerlich,
dass Russland dieses Regime un-
terstützt, meine Damen und Her-
ren.

Dennoch werden wir natürlich
auch hier immer wieder alle Ver-
suche unternehmen, um politi-
sche Lösungen zu finden, auch
wenn es noch so aussichtlos er-
scheint wie im Augenblick.

Und wir haben den internatio-
nalen Terrorismus: die große Be-
drohung, neue Bedrohung, asym-
metrische Bedrohung, gegen die
wir ankämpfen müssen. Dieser
Terror richtet sich ja nicht nur in
anderen Ländern gegen die Bürge-
rinnen und Bürger. Vielmehr ha-

ben auch wir mit dieser terroristi-
schen Herausforderung zu kämp-
fen. Er ist Teil des Alltags unserer
Städte. Gegen ihn zu kämpfen, ist
Teil unseres Kampfes für Freiheit.

Meine Damen und Herren, in
dieser Situation, die jetzt doch
sehr viel unübersichtlicher und
komplizierter ist, als sie es viele
Jahre lang war, gibt es natürlich
zwei Möglichkeiten, darauf zu rea-
gieren. Diese Reaktionen sehen
wir überall auf der Welt. Entweder
ziehe ich mich auf mich und mein
Land zurück, schotte mich ab und
versuche, einfache Antworten auf

das zu finden, was
so kompliziert er-
scheint. Oder aber
wir treten ein dafür,
dass wir unsere
Werte, die wir für
richtig und wichtig
halten, nicht nur
bei uns zu Hause
stärken, sondern
versuchen, sie ge-
meinsam mit unse-

ren europäischen Partnern, ge-
meinsam mit den Vereinigten
Staaten von Amerika, gemeinsam
mit Verbündeten auf der ganzen
Welt in die Welt zu tragen.

Ich glaube, dass wir heute bei
der voranschreitenden Globalisie-
rung darauf setzen sollten, ge-
meinsam zu handeln. Als Bundes-
republik Deutschland können wir
selbstverständlich nicht alle Pro-
bleme lösen. Wir können weder
den gesamten Hunger der Welt be-
kämpfen, noch können wir für 65
Millionen Flüchtlinge die Proble-
me lösen, noch können wir über-
all die politischen Ordnungen so
verändern, wie wir uns das wün-
schen. Aber sind wir dazu bereit,
mit unserer Erfahrungsgeschichte
der sozialen Marktwirtschaft, einer
gesellschaftlichen Ordnung, von
der ich nach wie vor glaube, dass
sie ein Höchstmaß an wirtschaftli-
cher Stärke und sozialer Gerech-
tigkeit mit sich bringt, in diesem
Sinne für eine Schärfung, für eine
Gestaltung der Globalisierung ein-
zutreten? Oder sind wir dazu
nicht bereit und ziehen uns auf
uns selbst zurück?

Vor dieser Frage stehen wir. Die-
se Frage müssen wir beantworten.
Ich sage, dass wir auf Gemeinsam-
keit, auf Multilateralismus, auf
Gestaltung der Globalisierung zu-
sammen mit anderen setzen soll-
ten. Das ist das, wofür ich werbe.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, erinnern wir uns noch einmal
daran, was nach der Katastrophe
des Holocaust und des Zweiten
Weltkriegs die großartige Antwort
der internationalen Staatenge-
meinschaft war. Es war die Grün-
dung der Vereinten Nationen. Es
war die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte, der sich über
190 Staaten angeschlossen haben.
Sie ist leider auch heute noch
nicht vollständig umgesetzt. Ange-

sichts dieser unglaublichen Bedro-
hung dieser Welt, die am Abgrund
stand, hat sich die Staatengemein-
schaft aber dafür entschlossen. Ich
halte diese Antwort auch nach wie
vor für richtig.

Bei allem, was wir zu leisten ha-
ben, hat es im vergangenen Jahr
zwei Dinge gegeben, die uns Hoff-
nung machen. Ich nenne hier die
Agenda 2030 für nachhaltige Ent-
wicklung dieser Welt und das Pari-
ser Klimaschutzabkommen.

Deutschland wird ab dem 1.
Dezember dieses Jahres die Präsi-
dentschaft der G 20 übernehmen.
Die G 20 sind auch der Versuch,
mit den größten und wichtigsten
Wirtschaftsländern dieser Erde
Globalisierung menschlich zu ge-
stalten und gleichzeitig für eine
vernünftige Finanz- und Wirt-
schaftsordnung zu sorgen.

Es gibt flagrante Steuerunge-
rechtigkeiten. Aber wir haben dem
doch nicht tatenlos zugesehen.
Die Transparenzinitiative des Bun-
desfinanzministers, die von den
20 wichtigsten Finanzministern
dieser Welt gemeinsam beschlos-
sen wurde, ist doch ein Schritt in
die richtige Richtung. Lassen Sie
uns das doch wenigstens sagen.

Die Tatsache, dass die Europäi-
sche Union sich mit der Frage der
Steuerzahlungen von Apple und
Google beschäftigt, ist doch ein
Schritt in die richtige Richtung.

Wenn wir nie aussprechen, wo
wir mal einen Schritt gemacht ha-
ben, werden die Menschen auch
den Mut für den nächsten und
übernächsten Schritt verlieren.
Damit ist nicht eine ideale Welt
geschaffen worden, aber es sind
Schritte gemacht worden, die in
die richtige Richtung gehen. Ich
finde, es gehört zur Redlichkeit,
das den Menschen in Deutschland
auch zu sagen.

Ein besonderer Schwerpunkt
während unserer G-20-Präsident-
schaft wird auch das Thema Afrika

sein. Afrika ist der Kontinent, der
von der wirtschaftlichen Entwick-
lung der gesamten Menschheit
bislang am stärksten abgekoppelt
ist. Wir werden gerade mit Blick
auf die Migration viele Partner-
schaften unternehmen, so wie wir
das jetzt für Mali und Niger sei-
tens der Bundesrepublik Deutsch-
land zusammen mit Frankreich,
Italien und der Europäischen
Kommission praktizieren. Aber es
darf sich nicht auf Migration be-
schränken, sondern die eigentli-
che Frage ist: Wie kommen wir
von der klassischen
Entwicklungshilfe
zu einer wirklichen
wirtschaftlichen –
und auf eigenen Fü-
ßen stehenden –
Entwicklung afrika-
nischer Staaten? Ich
glaube, hier lohnt
sich jede Zusam-
menarbeit mit der
Afrikanischen Uni-
on und jeder Versuch, neue Wege
zu gehen, neben dem, was wir bis-
her richtigerweise und guterweise
gemacht haben, was aber noch
keine ausreichenden Resultate ge-
zeigt hat.

In unserem Haushalt zeigen
sich diese Prioritäten. Zum Bei-
spiel ist allein in dieser Legislatur-
periode der Haushalt des Entwick-
lungsministeriums um 2 Milliar-
den Euro gestiegen. Wenn wir uns
die Ausgaben für die humanitäre
Hilfe anschauen: Zu Beginn dieser
Legislaturperiode waren es 438
Millionen Euro, heute sind es 1,3
Milliarden Euro. Damit haben wir
Menschen in Flüchtlingslagern in
Jordanien, Libanon und anderswo
die Möglichkeit gegeben, men-
schenwürdig zu leben. Es ist rich-
tig eingesetztes Geld, um Men-
schen in der Nähe ihrer Heimat
Chancen zu geben. Deshalb sind
diese Anstiege nicht nur zu recht-
fertigen, sondern auch die richtige

Antwort auf die Herausforderun-
gen dieser Welt.

Natürlich kann Deutschland das
nicht alleine schaffen, nicht allei-
ne lösen, sondern wir müssen se-
hen, dass diese Fragen – Fragen
der Migration, Fragen der politi-
schen Lösungen – internationaler
Lösungen bedürfen. Dazu können
wir einen Beitrag leisten. Wir ha-
ben dazu als Erstes unsere euro-
päischen Partner. Deutschland als
Teil der Europäischen Union muss
seinen Beitrag leisten, aber die Eu-
ropäische Union muss es insge-

samt machen. Ja,
wir hatten in die-
sem Jahr durch das
Ergebnis des Refe-
rendums von
Großbritannien ei-
nen schweren Ein-
schnitt in der Ge-
schichte der Euro-
päischen Union.
Deshalb haben wir
27 Mitgliedstaaten

uns im Herbst in Bratislava getrof-
fen und haben überlegt: Was müs-
sen wir anders machen? Was fehlt
den Menschen nicht nur in Groß-
britannien, sondern auch den
Menschen in anderen Ländern der
Europäischen Union? Oder: Was
läuft nicht so, wie wir es uns ei-
gentlich wünschen?

Für mich sind das Dinge, die als
Erstes mit der Frage zu tun haben:
Was sind unsere Prioritäten? Ich
glaube, hier wird im Augenblick
Europa als Ganzes seinem Wohl-
standsversprechen durch die so-
ziale Marktwirtschaft, das wir für
uns zu Hause durch eine gute Ar-
beitsmarktlage einlösen können,
nicht gerecht. Deshalb geht es um
die Frage der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Zukunft. Hier haben
wir insbesondere das Thema der
Digitalisierung als ein zentrales
Thema identifiziert. Weitere The-
men sind die öffentlich-privaten
Investitionen durch den Jun-

Bei ihrer Rede im Bundestag in der vergangenen Woche hat Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) die Politik des
türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan kritisiert. Sie hält aber weiterhin an einer Kooperation mit der Tür-
kei fest. Das Foto zeigt Merkel (l) und Erdogan im September 2016 in China. © picture-alliance/AA
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cker’schen Investitionsfonds,
wenn ich das so einmal lax sagen
darf, der Kampf gegen die Jugend-
arbeitslosigkeit, aber nicht allein
durch staatliche Interventionen,
sondern durch mehr Wettbewerbs-
fähigkeit auch der europäischen
Länder. Ohne Reformen – das ha-
ben wir auch in Deutschland mit
der Agenda 2010 gesehen – kann
man die Arbeitslosigkeit nicht be-
kämpfen. Das alles muss zusam-
mengehen: staatliche Unterstüt-
zung mit wirtschaftlichen Refor-
men. Dann hat Europa eine Chan-
ce, seinem Wohlstandsversprechen
zu entsprechen, meine Damen
und Herren.

Dann geht es um die Frage der
Glaubwürdigkeit. Europa hat sich
oft viel vorgenommen und sehr
oft das nicht eingelöst, was es sich
vorgenommen hat. Europa hat oft
sehr langsame Entscheidungsme-
chanismen. Wenn wir uns einmal
überlegen, in welcher Zeit techno-
logischer Umwälzungen wir le-
ben, und wenn wir daran denken,
dass es manchmal Jahre gedauert
hat, bis sehr einfache Themen,
zum Beispiel das Thema Netzneu-
tralität, in Europa gelöst wurden,
dann kann man nur sagen:
Europa hält mit den Entwicklun-
gen der Zeit manchmal nicht
Schritt. Das heißt, es muss schnel-
ler entschieden werden, und das,
was entschieden wird, muss um-
gesetzt werden, und darüber muss
Bericht erstattet werden. Das ist
das, was wir in Bratislava bespro-
chen haben und was jetzt auch
eingelöst werden muss. Ansonsten
leidet die Glaubwürdigkeit euro-
päischen Handelns sehr, und das
wird die Bürgerinnen und Bürger
nicht überzeugen.

Das Zweite sind die Fragen der
Sicherheit – Sicherheit im Inne-
ren, Sicherheit im
Sinne einer äußeren
Sicherheit. Meine
Damen und Herren,
hier bin ich sehr
froh, dass sowohl
die Innenminister
als auch die Vertei-
digungsminister in
den letzten Wochen
und Monaten wich-
tige Beschlüsse ge-
fasst haben. Auch wir, die Bundes-
republik Deutschland, mussten
über unseren Schatten springen.
Wir waren nicht immer für eine
einheitliche europäische Grenz-
schutzpolizei – jetzt ist sie da. Wir
waren auch nicht in der Lage,
durchzusetzen, dass es ein einheit-
liches Einreise- und Ausreiseregis-
ter gibt. Die Idee besteht seit zehn
Jahren – jetzt kommt es endlich
dazu, dass die Vorschläge auf dem
Tisch liegen. Ich kann nur hoffen,
dass die Innenminister das sehr
schnell beraten und in die Tat um-
setzen; denn das ist etwas, was Si-
cherheit für die Bürgerinnen und
Bürger gibt und einer der besten

Schritte im Kampf gegen den Ter-
rorismus ist.

Und ja, auch die Kooperation
im Verteidigungsbereich muss ge-
stärkt werden. Der Lissabon-Ver-
trag lässt dies im Übrigen in Form
einer strukturierten Zusammenar-
beit zu. Aber auch hier gab es im-
mer wieder Sorgen: Geht denn das
zusammen mit der NATO? Meine
Damen und Herren, warum soll es
eigentlich nicht in Kameradschaft
und Kooperation mit der NATO
gehen? Es gibt doch genügend
Gründe, dass die vielen – auch
nicht so großen – europäischen
Staaten Kompetenzen und Mög-
lichkeiten bündeln und diese
dann der NATO anbieten. Ich
kann überhaupt nicht erkennen,
dass es da Grund für große Dis-
kussionen gibt. Deshalb finde ich
diesen Schritt, den unsere Verteidi-
gungsministerin ja auch sehr vo-
rangetrieben hat, absolut richtig.

Dann kommen wir zu dem The-
ma: Wie werden wir das zu Hause
mit entsprechenden finanziellen
Ressourcen unterlegen? Da bin ich
einerseits sehr froh, dass im Be-
reich der inneren Sicherheit er-
hebliche Anstrengungen gemacht
wurden. Es wurde gestern schon
darüber gesprochen: Tausende
von neuen Stellen bei den Behör-
den der inneren Sicherheit. Ich
glaube und kann nur hoffen, dass
die Angebote so attraktiv sind,
dass sich auch genügend Men-
schen dafür entscheiden, sie wahr-
zunehmen; denn das ist für uns
natürlich von allergrößter Wich-
tigkeit.

Es spiegelt sich andererseits im
Verteidigungsetat wider, dass wir
noch nicht da sind, wo wir in der
Erwartung unserer NATO-Partner
sein müssten. Es gibt eine Vielzahl
von kleineren europäischen Län-

dern, die die Ziel-
vorgabe eines An-
teils des Verteidi-
gungsetats am
Bruttoinlandspro-
dukt von 2,0 Pro-
zent erfüllen und
die in ziemlich we-
nigen Jahren ihren
Verteidigungsetat
so gesteigert haben.
Ich weiß, dass wir

ein ganzes Stück davon entfernt
sind, ich will es auch nicht für die
nahe Zukunft sagen, aber die
Richtung muss klar sein: dass wir
uns dem nähern, was wir alle mit-
einander übrigens – nicht nur
Christdemokraten, auch Sozialde-
mokraten – als Beitrag zur NATO
versprochen haben, und das auch
durchsetzen, meine Damen und
Herren.

Ich bin der festen Überzeugung,
dass all das, worüber ich jetzt ge-
sprochen habe, zutiefst im Interes-
se der Bürgerinnen und Bürger der
Bundesrepublik Deutschland ist.
Es gibt heute nicht mehr „Hier ist
Außenpolitik, und da ist Innenpo-

litik“. Die Welt ist viel zu verwo-
ben, als dass die Sicherheit, der
Wohlstand, die Prosperität unserer
Bürgerinnen und Bürger nicht von
all dem abhängt, was wir in den
internationalen Beziehungen tun,
was dort stattfindet.

Deshalb haben wir uns ja auch
– insbesondere, wenn ich das sa-
gen darf, die Sozialdemokraten –
die Sache nicht ganz leicht ge-
macht, als es um den internatio-
nalen und fairen Handel ging. Ich
sage ganz offen: Ich habe aller-
größten Respekt davor. Ich finde
es richtig und gut, dass zum
Schluss der Weg gefunden wurde,
dass das CETA-Abkommen, dieses
Freihandelsabkommen mit Kana-
da, von der Europäischen Union
jetzt unterzeichnet werden konnte
und dann auch ratifiziert werden
kann.

Was steckt dahinter? Dahinter
steckt doch im Grunde die Frage:
Wie wird Globalisierung gestaltet?
Diese Frage ist jahrelang so beant-
wortet worden, dass wir einfach
mal Freihandelsabkommen ge-
schlossen haben, bei denen es um
die Absenkung von Zöllen ging.
Als ich noch Umweltministerin
war, ist immer wieder die Frage
gestellt worden – bei der WTO
zum Beispiel –: Was sind denn das
für Freihandelsabkommen, die die
Frage des Umweltschutzes, die die
Frage der Produktionsbedingun-
gen in der Landwirtschaft, die die
Frage von Kinderarbeit, die solche
Fragen wie Ausbeutung der natür-
lichen Ressourcen überhaupt nicht
berücksichtigen? Und für jeman-
den, der soziale Marktwirtschaft
als gesellschaftliches Modell
denkt, konnte die Antwort nur un-
befriedigend sein. Das waren kei-
ne Handelsabkommen, die uns
wirklich gleiche Chancen, gleiche
Möglichkeiten gegeben haben
und die menschliche Gestaltung
der Globalisierung auch in ande-
ren Teilen der Welt möglich ge-
macht haben.

Und weil wir diese Kritik aufge-
nommen haben, gibt es heute
Handelsabkommen, die eine völ-
lig neue Qualität haben. CETA ist
das erste dieser Qualität, und ein
Freihandelsabkommen mit den
Vereinigten Staaten von Amerika
kann es auch nur auf der gleichen
Qualitätsstufe geben.

Dieses Abkommen entspricht
nun in vielen Teilen – ich meine:
was ist ideal? – und in einer völlig
neuen Qualität all den Anforde-
rungen, die wir an Globalisierung
stellen. Das setzt Standards, die
auch auf andere Auswirkungen
haben. Und just da sind diejeni-
gen, die damals gegen die einfa-
chen Zollabkommen waren – von
denen wir gelernt haben –, nun
mindestens so entschieden gegen
dieses Abkommen wie gegen die,
die vorher abgeschlossen wurden,
und das kann ich nicht verstehen.
Ich bitte darum, die ganze Sache

noch einmal zu überdenken.
Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich

bin nicht froh, dass das transpazi-
fische Abkommen jetzt wahr-
scheinlich nicht Realität wird. Ich
weiß nicht, wer davon profitieren
wird – ich will mich heute hier
mit meinen Prognosen zurückhal-
ten –, ich weiß nur
eines: Es wird weitere
Handelsabkommen
geben, und die wer-
den dann nicht die
Standards haben wie
dieses Abkommen
und auch das ange-
dachte TTIP-Abkom-
men. Meine Damen
und Herren, das hat
etwas zu tun mit Ar-
beitsplätzen in der Globalisie-
rung, mit fairen Wettbewerbsbe-
dingungen und mit menschlicher
Gestaltung der Globalisierung.

Wir sind in Deutschland im Au-
genblick in einer relativ guten La-
ge; das ist vielfach gesagt worden.
Allein in den letzten fünf Jahren
sind 2,7 Millionen Arbeitsplätze
entstanden. Interessant ist, sich
einmal anzuschauen: Wer hat
mehr Beschäftigung gefunden?
Das sind zu etwa einem Drittel
Frauen, die stärker ins Erwerbsle-
ben gehen, das sind zu einem wei-
teren Drittel Menschen, die länger
arbeiten können – die Lebensar-
beitszeit verlängert sich; das ist
richtig und von uns gewünscht –,
und zu einem dritten Drittel sind
es Menschen aus der Europäi-
schen Union, die in Deutschland
Arbeit suchen, weil sie zu Hause
keine finden. Auch das ist in ei-
nem Binnenmarkt eine positive
Wirkung und im Übrigen ein Bei-
trag Deutschlands zur Lösung
mancher Probleme in der Euro-
päischen Union.

Der Bund nimmt seit 2014 kei-
ne neuen Schulden mehr auf, die
Reallöhne und die Renten steigen.
Aber bei allem, was es noch zu
kritisieren gibt – und ich weiß,
dass viele Menschen Not haben,
und ich halte die Zahl der Men-
schen, die von Arbeitslosengeld II,
von Hartz IV abhängig sind, auch
für viel zu hoch; daran müssen
wir arbeiten –, dürfen wir sagen:
Den Menschen in Deutschland
ging es noch nie so gut wie im Au-
genblick. Auch das muss einmal
festgehalten werden.

Der Bundeshaushalt 2017 setzt
den Kurs fort, nicht auf Kosten der
jungen Generation zu leben, son-
dern in sie zu investieren. Eck-
hardt Rehberg hat es gestern ge-
sagt: Die Investitionsquote ist so
hoch wie seit langem nicht. Mit 11
Prozent ist sie immer noch über-
schaubar, würde ich sagen, wenn
wir an über 50 Prozent Sozialquo-
te des Haushalts denken. Aber die-
se Sozialquote zeigt doch, dass es
nun wirklich ein Haushalt der so-
zialen Marktwirtschaft ist und
kein Haushalt, der sich rein auf

Investitionen und die schwarze
Null konzentriert. Vielmehr ist es
ein Haushalt, der auch für soziale
Gerechtigkeit sorgt, meine Damen
und Herren.

Der Haushalt für Forschung und
Bildung hat sich in den letzten
zehn Jahren verdoppelt. Er steigt

auch in diesem
Jahr wieder um 7
Prozent. Der
Bund engagiert
sich inzwischen
bei Ländern und
Kommunen weit
über seine Kom-
petenzen hinaus:
sei es durch den
Hochschulpakt,
sei es durch Initia-

tiven zur Lehrerausbildung, sei es
durch Hilfe für kommunale Infra-
struktur. Wir haben alleine für fi-
nanzschwache Kommunen ein
Programm in Höhe von inzwi-
schen 7 Milliarden Euro aufgelegt.

Meine Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, ein
Punkt, der mich bei all den Ver-
handlungen mit den Ländern um-
treibt, ist: Wie können wir eigent-
lich punktgenau helfen? Wir ha-
ben als Hilfsmöglichkeiten die
Mehrwertsteueranteile, wir haben
den Königsteiner Schlüssel, und
da geht es nicht immer nach Be-
dürftigkeit, sondern es geht sehr
oft nach Stärke. Und das führt
dann, wenn wir nicht gerade den
KdU-Schlüssel nehmen, der aber
auch nur begrenzt sinnvoll ist in
diesem Zusammenhang, immer
dazu, dass wir sozusagen doch
mehr mit der Gießkanne helfen
als punktuell dort, wo es geboten
ist.

– Mit Herrn Oppermann habe
ich mich im kleinen Kreis schon
des Öfteren darüber auseinander-
gesetzt. Damit das jetzt auch öf-
fentlich wird: Herr Oppermann
findet die Verteilung der Mittel für
die Kommunen nicht ausreichend
zielführend.

Er hat deshalb gesagt, dass die 5
Milliarden Euro, um die im Zu-
sammenhang mit der Eingliede-
rungshilfe die Kommunen entlas-
tet werden, anders verteilt werden
müssen, als das jetzt festgelegt
wurde.

Nun habe ich – ich glaube, das
sagt die ganze Bundesregierung –
einfach gesagt, nachdem wir Stun-
den und Aberstunden und noch
mehr Stunden mit den Minister-
präsidenten der Länder und den
kommunalen Spitzenverbänden
gesprochen haben: Wenn Sie mir
einen anderen und aus Ihrer Sicht
– vielleicht bzw. wahrscheinlich
dann sogar auch aus meiner Sicht
– gerechteren Verteilungsschlüssel
vorlegen und die Ministerpräsi-
denten damit einverstanden sind:
Chapeau! Dann wird es anders ge-

Fortsetzung auf nächster Seite
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macht. Aber, die Wahrscheinlich-
keit, dass Herr Oppermann, den
ich schätze und der vieles bewir-
ken kann, dies schafft, erscheint
mir sehr gering.

– Ich meine das ganz freund-
schaftlich. – Den Kommunen nun
gar nichts zu geben, weil man das,
was einem vorschwebt, noch nicht
erreicht hat, halte ich für die
schlechtere Lösung. Deshalb müs-
sen wir weiter daran arbeiten und
vielleicht andere Verteilungsme-
chanismen ausprobieren.

Es gibt einen Punkt, bei dem ich
noch nicht überzeugt bin, dass wir
ausreichend über ihn sprechen,
und der für die Arbeit der Bundes-
regierung in dieser Legislaturperi-
ode aber ein wirklicher Schwer-
punkt war. Ich meine die Frage:
Wie gehen wir mit der Digitalisie-
rung um, und was bedeutet Digi-
talisierung? Ich habe dies schon
am Anfang meiner Rede als Aus-
wirkung auf unsere gesellschaftli-
chen Diskussionen angesprochen,
aber ich will es
auch jetzt noch
einmal als Auswir-
kung auf unsere
Arbeitsplätze, un-
sere öffentliche
Daseinsvorsorge
und vieles andere
mehr nennen: Wir
werden nicht klar-
kommen, wenn
wir bestimmte
Dinge einfach verbieten und uns
den neuen Möglichkeiten nicht
öffnen.

Ich kann gut verstehen, warum
man Uber nicht haben will und
warum die Taxifahrer sagen, das
wollen sie nicht. Aber bitte glau-
ben Sie nicht, dass wir den Mög-
lichkeiten der Digitalisierung ent-
gehen können. Auch hier müssen
wir es wieder schaffen, sie in das,
was wir öffentliche Daseinsvorsor-
ge nennen, vernünftig einzubezie-
hen. Es wird vielleicht Möglichkei-
ten geben, den öffentlichen Perso-
nennahverkehr im ländlichen
Raum viel besser zu gestalten als
mit den klassischen Bus- und
Zugstrukturen.

Es wird Möglichkeiten geben,
die viele Menschen wieder beruhi-
gen werden. Es wird Möglichkei-
ten geben, wie wir unsere Städte
umweltfreundlicher gestalten. Las-
sen Sie uns das offen angehen.
Die Veränderungen werden
schneller kommen, als wir den-
ken.

Wir haben uns neulich in klei-
nerem Kreise damit beschäftigt,
welche disruptiven Veränderungen
es allein in der Automobilindus-
trie gibt. Es werden nicht mehr al-
le Menschen ein Auto besitzen
wollen, das Auto wird autonom
fahren können, und die Antriebs-
technologien werden sich drama-
tisch verändern. Entweder reagie-
ren wir darauf – unsere Automo-
bilindustrie ist dazu in der Lage,

das Rahmenwerk dafür wird ge-
staltet, und der Bundesverkehrs-
minister hat hier wichtige Schritte
eingeleitet –, oder wir sind zu
langsam, und andere werden uns
übertrumpfen. Meiner Meinung
nach steht in einer von uns viel-
leicht noch nicht voll erfassten
Tragweite – ich beziehe mich da
mit ein – die Frage unserer indus-
triellen Wertschöpfung auf dem
Prüfstand, mit allen Möglichkei-
ten, die wir haben, als Gewinner
aus dem Wettbewerb herauszu-
kommen.

Dazu gehört eine ehrliche Ana-
lyse, wo wir stehen. Ich bin sehr
froh, dass wir den anderen bei der
Standardisierung, zum Beispiel im
Zusammenhang mit der Industrie
4.0, nach Maßgabe aller ein bis
zwei Jahre voraus sind; daran ha-
ben der Wirtschaftsminister, aber
auch die Forschungsministerin er-
heblichen Anteil. Da haben wir
vieles geschafft, da sind wir inter-
national spitze, und da geben wir

den Ton an – aber
eben nicht bei der
Batterieherstellung
und auch noch
nicht bei der künst-
lichen Intelligenz.
Da müssen wir
nachholen. Ich glau-
be, wir alle sollten
uns intensiv mit die-
sen Themen be-
schäftigen.

Weiter haben wir den großen
Bereich des Umbaus unserer Ener-
gieversorgung. Es ist ja nun viel
Kritisches über den Klimaschutz-
plan gesagt worden. Aber, liebe
Kolleginnen und Kollegen, wir als
Regierung müssen uns schon da-
mit beschäftigen – ich verstehe ei-
ne vorpreschende Umweltministe-
rin natürlich in vollem Maße –,
wie Klimaschutz, Arbeitsplätze

und die Sorgen der Menschen in
einen vernünftigen Einklang ge-
bracht werden können. Ich glau-
be, Frau Hendricks war fast die
Einzige, die auf der Marrakesch-
Konferenz einen detaillierten Kli-
maschutzplan vorlegen konnte.
Nun kann man national viel strei-
ten und sagen: Das alles ist nicht
genug. – Aber Fakt ist erst einmal,
dass wir das Land waren, das nach
der Pariser Klimaschutzkonferenz
schon etwas vorweisen konnte,
wie wir die nächsten Schritte an-
gehen wollen. Deshalb sollen wir
unser Licht da nicht unter den
Scheffel stellen, meine Damen
und Herren.

Wir haben ja hier im Eingangs-
statement von der linken Seite et-
was über den Zustand unserer so-
zialen Sicherungssysteme gehört.
Wissen Sie, ich glaube: Die Ren-
tenversicherung kann angesichts
des demografischen Wandels
nicht solide bleiben, wenn wir
nicht neben der gesetzlichen Ren-
tenversicherung auch andere For-
men der Absicherung weiterentwi-
ckeln und fortentwickeln.

Dass man nun auch noch die
staatlichen Zuschüsse zur betrieb-
lichen Rente infrage stellt, halte
ich für absolut falsch. Wir sollten
Betriebe bzw. Arbeitgeber ermuti-
gen, hier etwas zu machen.

Und der Bundesfinanzminister
sowie die Bundesarbeitsministerin
haben das getan. Nun können wir
ja über die Inhalte streiten. Ich
halte die Fortentwicklung der be-
trieblichen Versorgung für richtig,
ich halte die Verbesserung der Er-
werbsunfähigkeitsrente für richtig,
ich halte auch die private Vorsorge
für richtig. Man muss sie verbes-
sern und vereinheitlichen. Es
muss klarer werden, was dort statt-
zufinden hat. Aber erzählen Sie
den Menschen bitte nicht, dass bei

veränderter Demografie alles so
bleiben kann, wie es ist, ohne dass
die Lohnzusatzkosten so steigen,
dass es kein Mensch bezahlen
kann.

Wenn diese Große Koalition et-
was geschafft hat, dann ist es der
Riesenfortschritt im Bereich der
Pflegeversicherung. Wir haben in
dieser Legislaturperi-
ode allein drei Pfle-
gestärkungsgesetze
verabschiedet oder
werden sie verab-
schieden. Wir haben
den Pflegebegriff –
„endlich“, würde Ul-
la Schmidt sagen –
so umgestellt, dass
er auch Demenz-
krankheiten ver-
nünftig miteinbezieht. Wir haben
die ambulante Pflege gestärkt, wir
haben die stationäre Pflege ge-
stärkt. Wir haben die Stellung de-
rer, die Pflegearbeiten verrichten,
verbessert.

Ich weiß, dass das alles immer
noch ein Riesenproblem bleibt –
im Übrigen ein Problem, das fast
in jeder Familie auf der Tagesord-
nung steht. Darüber wird politisch
viel zu selten gesprochen, und
wenn, dann vielleicht nur von den
Fachministern. Aber auch hier ist
es doch so: Wir haben die finan-
ziellen Leistungen im Bereich der
Pflege um 20 Prozent erhöht. Ich
finde, das sollte man den Men-
schen auch sagen, damit sie nicht
den Eindruck haben, es wird
schlechter. Damit können wir
deutlich machen, was uns wichtig
ist, wofür wir einstehen und was
wir voranbringen wollen.

Angesichts der großen Heraus-
forderungen des letzten Jahres im
Zusammenhang mit den vielen
bei uns ankommenden Flüchtlin-
gen möchte ich – im Rückblick

auf das vergangene Jahr und auch
auf den vergangenen Teil dieses
Jahres – sagen: Bei allen kritischen
Diskussionen, die wir auch im fö-
deralen Betrieb zwischen Bund,
Ländern und Gemeinden haben,
hat sich im letzten Jahr ein groß-
artiges Maß an Zusammenarbeit
und Zusammenhalt der Haupt-

amtlichen und der
vielen, vielen Eh-
renamtlichen ge-
zeigt, auf das un-
ser Land wirklich
stolz sein kann,
Wir haben die
Dinge geordnet
und gesteuert. Wir
haben das EU-Tür-
kei-Abkommen
abgeschlossen.

Ich halte die Bekämpfung der il-
legalen Migration, die Tatsache,
den Schleusern das Handwerk zu
legen, wenn sie übelste Geschäfte
mit Menschen machen, sowie die
Tatsache, etwas dagegen zu tun,
dass wieder Menschen – in diesem
Jahr waren es bisher 4 500 oder
mehr – ertrinken, für eines der
notwendigsten Gebote politischen
Handelns. Wer auf Schlepper und
Schleuser setzen muss, weil er
nicht politisch gestalten kann, der
macht seine Arbeit nicht in dem
Sinne, wie ich mir das vorstelle.
Deshalb müssen wir schauen, wo
wir auch mit anderen Ländern –
insbesondere mit Blick auf den
Norden Afrikas, aber auch auf
Afrika insgesamt – Partnerschaften
eingehen können und wie wir die
Lebensbedingungen dort verbes-
sern und legale Möglichkeiten der
Migration schaffen können. –
Hier haben wir noch Arbeit – das
ist richtig – und auch noch eine
ganze Menge Streit vor uns. Wir
haben ein Integrationsgesetz ver-
abschiedet und damit ein jahr-
zehntelanges Versäumnis wieder-
gutgemacht und für die Zukunft
eine bessere Regelung – Fordern
und Fördern – gefunden. Wir ha-
ben klare Anforderungen formu-
liert und gesagt, was wir von de-
nen erwarten, die bei uns zu Hau-
se sein wollen oder eine bestimm-
te Zeit bei uns verleben. Dazu ge-
hört das Erlernen der Sprache, da-
zu gehört die Akzeptanz unserer
gesellschaftlichen Ordnung. Das
ist ganz selbstverständlich.

Angesichts der negativen Bei-
spiele, die es natürlich gibt und
die man auch nicht unter den
Tisch kehren sollte, will ich ganz
deutlich sagen: Es ist gut, dass sich
die überwiegende Mehrheit der
Flüchtlinge der Integration stellt
und mit viel Eifer, mit viel Fleiß
und viel Kraft versucht, gerade in
den Integrationskursen erfolgreich
zu sein. Aber die Menschen erwar-
ten, dass das, was von unserem
Rechtsstaat als gerichtliche Urteile
ausgesprochen wird, vom Staat
auch umgesetzt wird. Und das
heißt, dass diejenigen, die kein

Kabelbündel aus einem Glasfaserkabel vor einer sogenannten Speedpipe. Über Herausforderungen und Chancen
der Digitalisierung sprachen die Abgeordneten auch bei der Haushaltsdebatte. © dpa
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dauerhaftes Aufenthaltsrecht bei
uns bekommen, die nicht als Asyl-
bewerber anerkannt werden und
die keinen subsidiären oder
Flüchtlingsschutz nach der Genfer
Konvention bei uns erhalten, un-
ser Land auch wieder verlassen
müssen.

Ich finde, diese Erwartung der
Bürgerinnen und Bürger ist ge-
rechtfertigt. Dadurch wird auch
die Bereitschaft erhöht, denjeni-
gen zu helfen, die Hilfe brauchen.

Auch hier unternehmen wir viele
Anstrengungen, um das gemein-
sam mit den Ländern – das sage
ich ausdrücklich – zu verbessern.
Ich muss allerdings sagen: Ich ha-
be in einer Koalitionsvereinba-
rung, die nicht weit von hier ge-
troffen wurde, gelesen, dass das
Winterabschiebeverbot wieder
eingeführt werden soll. Sie müs-
sen einmal zur zuständigen Aus-
länderbehörde gehen und sich an-
hören, was die Menschen darüber

sagen. Das ist genau das gegentei-
lige Signal von dem, was wir brau-
chen, und das führt Menschen
zum Schluss in mehr Not, als
wenn sie wüssten, dass sie bei uns
keine Chance haben, und es hilft
ihnen nicht. Das ist meine tiefe
Überzeugung.

Wir leben in Zeiten rasanter glo-
baler Veränderungen. Wir haben
die Möglichkeiten, Veränderungen
schrittweise menschlich zu gestal-
ten. Das setzt Offenheit voraus.

Ich bin zutiefst davon überzeugt:
Offenheit wird uns mehr Sicher-
heit bringen als Abschottung –
mehr Sicherheit im Blick auf die
wirtschaftliche Situation, mehr Si-
cherheit im Blick auf Soziales und
mehr Sicherheit im Blick auf Frie-
den und Freiheit. Deshalb: Lassen
Sie uns an dieser Arbeit weiter
dranbleiben. Wir haben als Bun-
desregierung in den letzten ein-
einhalb Jahren einen Bürgerdialog
durchgeführt. In diesem Bürger-

dialog sind Frieden und Sicherheit
noch einmal als die zentralen Be-
dürfnisse der Menschen in
Deutschland genannt worden.
Deshalb ist es aller Mühe wert, im
Geiste dieses Haushaltes weiterzu-
arbeiten und da, wo es Probleme
gibt – und sie gibt es –, sie natür-
lich zu lösen

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU –

Beifall bei der SPD)

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sprache finden, die Menschen
von dieser Demokratie begeistert

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Die Wahl von Trump zum
nächsten US-Präsidenten
war ein Schub für mehr

Nationalismus und Ressenti-
ments. Aber es gibt überhaupt kei-
nen Grund, dass wir in Deutsch-
land oder in Europa abfällig auf
die USA blicken. Auch hier in
Europa feiern Rechtsextreme und
Rechtspopulisten Erfolge, auch
hier in Deutschland sitzen Rechts-
populisten in immer mehr Lan-
desparlamenten, auch hier glau-
ben sie, dass ihre
Stunde gekom-
men ist.

All denjenigen,
denen die liberale
Demokratie am
Herzen liegt, muss
das große Sorgen
machen. Vieles,
was wir sicher
glaubten, steht in-
frage.

Vieles, was
selbstverständlich erschien und
vielleicht viel zu vielen noch im-
mer selbstverständlich erscheint,
steht infrage: der demokratische
Umgang, eine rationale, koopera-
tive Außenpolitik, Verlässlichkeit
internationaler Verträge, der
Schutz von Minderheiten, die
Herrschaft des Rechtes, der Res-
pekt voreinander. Bei allen Mei-
nungsverschiedenheiten, bei allen
unterschiedlichen Positionen, die

wir hier im Deutschen Bundestag
haben: Wir müssen uns gemein-
sam den Demagogen, den Natio-
nalisten und den Autoritären ent-
gegenstellen. Freiheit, Solidarität
und Humanismus stehen auf dem
Spiel, für alle.

Für mich ist auch eines klar:
Keine soziale Not und keine ge-
fühlte Identitätsverunsicherung
rechtfertigen oder entschuldigen
gar im Geringsten rassistische,
frauenfeindliche oder homopho-
be Handlungen. Wer andere Men-
schen angreift oder herabsetzt, in
Wort oder Tat, nur weil er einer
echten oder gefühlten Gruppe an-
gehört, die einem selbst nicht so
zu passen scheint, der hat von uns
eine ganz glasklare Antwort ver-
dient: Kein Fußbreit der Gewalt,
kein Fußbreit dem Hass!

Aber der Kampf gegen rechts
kann nicht nur aus klaren Worten
bestehen. Denn was heißt denn
„kämpfen“ im Geschäft der demo-
kratischen Politik? Das heißt über-
zeugen, das heißt Menschen mit-
nehmen, das heißt dafür sorgen,

dass aggressive Stim-
mungen am Ende
nicht zu Paralleluni-
versen in rechtsradi-
kalen Echokammern
führen, es heißt,
Menschen zu über-
zeugen, die noch
nicht überzeugt sind.
Ich glaube, da kön-
nen wir alle besser
werden, da müssen
wir alle besser wer-

den, da müssen wir Grüne auch
besser werden.

Wenn wir vom ökologischen
Umbau reden, dann müssen wir
auch die Sorgen derjenigen be-
rücksichtigen, die Angst haben, ih-
ren Arbeitsplatz zu verlieren. Das
ist eine Aufgabe, die auch wir Grü-
ne haben, und ich glaube, wenn
ich mir den nächsten Wahlkampf
anschaue, dann haben alle demo-
kratischen Parteien die Aufgabe,

eine Sprache zu finden, die die
Menschen überzeugt, mitnimmt
und für diese Demokratie wieder
begeistert.

Klar erscheint auch, dass dieses
Wahlergebnis in den USA – insbe-
sondere wenn man sich die Wahl-
ergebnisse in den ehemaligen In-
dustriegebieten, im sogenannten
Rust Belt, anschaut – auch ein
Protest war – auf hässliche und
destruktive Art und Weise – gegen
eine ungeregelte Globalisierung
und ein Protest gegen den sozia-
len Abstieg.

Viele kämpfen seit Jahren gegen
die ungeregelte Globalisierung,
die nur wenigen kurzfristig Ge-
winne bringt. Politische Entschei-
dungen haben diese ökonomische
Globalisierung ermöglicht; politi-
sche Entscheidungen könnten
auch eine Globalisierung ermögli-
chen, die sozial und ökologisch
gerechter ist. Das ist nicht einfach,
aber es ist möglich, und es gilt,
diese optimistische Haltung gegen
die scheinbare Alternativlosigkeit
des Bestehenden zu setzen.

Umso schlimmer ist es, dass die
Kritik an der Globalisierung nur
von rechts außen kommt, und
dies nach den historischen Irrtü-
mern des 19. und 20. Jahrhun-
derts. Wir lehnen die nationalisti-
sche Kritik an der Globalisierung
aufs Schärfste ab. Nationalismus
kann keine Lösung sein; er ist ein
historisch gefährlicher Irrweg.

Aber wir müssen auch verste-
hen, was passiert, warum die Men-
schen für den Brexit gestimmt ha-
ben, warum die Menschen für
Trump gestimmt haben. Den Na-
tionalisten, den Rechtspopulisten
und den Rechtsradikalen gelingt
es zu gut, den Unmut der Men-
schen, ihre Angst und ihre Frustra-
tion auf ihre Mühlen zu leiten.

Der Unmut entsteht gar nicht
automatisch gegen Minderheiten.
Der Unmut entsteht häufig aus
Alltagserfahrungen: dass in ländli-
chen Regionen die Infrastruktur

nicht mehr funktioniert; aus Angst
vor sozialem Abstieg; aus Frust da-
rüber, dass der Lohn trotz Vollzeit-
arbeit nicht für eine bezahlbare
Wohnung reicht; aus dem Ärger
des kleinen Kaffeehausbesitzers
darüber, dass er voll Steuern zahlt,
während sein Konkurrent von
Starbucks nur einen minimalen
Steuersatz zahlt. Wir müssen da-
rauf achten und dürfen nicht zu-
lassen, dass dieser Ärger und die-
ser Frust am Ende an Minderhei-
ten ausgelassen werden, dass die
Schwächsten der Schwachen zu
Sündenböcken erklärt werden.

Wir müssen verhindern, dass es
den Rechtspopulisten und den
Rechtsradikalen in Europa weiter
gelingt, ein Bündnis zu schmie-
den, das zum Brexit geführt hat,
ein Bündnis zu schmieden, das
am Ende die Wahl von Trump er-
möglicht hat, ein Bündnis zu
schmieden aus Rassisten und Ho-
mophoben, mit sozial Verunsi-
cherten, mit Men-
schen, die Angst vor
dem sozialen Ab-
stieg haben.

Dafür brauchen
wir eine Politik, die
dafür sorgt, dass die
Infrastruktur auch
in den ländlichen
Regionen wieder
ankommt und
funktioniert, eine
Politik, die dafür
sorgt, dass die sozialen Siche-
rungssysteme wirklich für alle si-
cher sind und die Zweiklassenme-
dizin abgeschafft wird, eine Poli-
tik, die dafür sorgt, dass ausrei-
chend Geld für bezahlbaren
Wohnraum zur Verfügung gestellt
wird, eine Politik, die dafür sorgt,
dass der Arbeitsmarkt wieder für
alle Menschen funktioniert, eine
Politik, die eine Bildungsoffensive
ermöglicht, damit wieder jedes
Kind eine Chance auf sozialen
Aufstieg hat, und eine Politik, die
ermöglicht, dass jeder, der Arbeit
hat, ausreichend verdient, um am
gesellschaftlichen Leben teilhaben
zu können.

Sehr geehrte Frau Merkel, in
diesen schwierigen Zeiten haben
Sie angekündigt, für die CDU wie-
der als Kanzlerin kandidieren zu
wollen. Wieder einmal ist unklar
geblieben, wohin Sie mit dem

Land eigentlich wollen und was
Sie mit Ihrer Kanzlerschaft anstel-
len wollen. Im letzten Wahlkampf
war Ihr Motto: Sie kennen mich
ja! – In diesem Wahlkampf wird
das nicht reichen. Es wird auch
nicht reichen, zu erklären: Wir
machen einfach weiter so.

Was hat Ihre Regierung in den
letzten acht oder zehn Jahren
denn getan gegen das Auseinan-
derfallen der Europäischen Uni-
on? Was hat Ihre Regierung denn
getan gegen die weitere Spaltung
unserer Gesellschaft? Was hat Ihre
Regierung denn getan, um die
Fluchtursachen wirklich zu be-
kämpfen und sich für einen fairen
Welthandel einzusetzen? Was hat
Ihre Regierung getan in den letz-
ten Monaten und Jahren, um den
Klimaschutz durchzusetzen?

Schauen wir uns die einzelnen
Punkte einmal an. Die Europäi-
sche Union ist seit fast acht Jahren
in der Dauerkrise, seit der ver-

korksten Banken-
rettung nach der Fi-
nanzmarktkrise.
Dieser Zustand ist
in den letzten Mo-
naten und Jahren
nicht besser, son-
dern eher schlim-
mer geworden.

Wir haben gese-
hen: Großbritan-
nien hat sich für
den Austritt aus der

Europäischen Union entschieden.
Wir müssen befürchten, dass in
Frankreich Frau Le Pen Präsiden-
tin wird. In Italien sind die Zu-
stände nicht besser geworden, und
es besteht die Gefahr, dass dort
Rechtspopulisten an die Macht
kommen. In Griechenland
herrscht Hoffnungslosigkeit und
das Gefühl, Europa lässt sie mit
den vielen Geflüchteten, die kom-
men, im Stich.

In all diesen Jahren waren Sie
Kanzlerin des mächtigsten Landes
innerhalb der Europäischen Uni-
on. Jetzt rechtfertigen Sie sich im-
mer damit – und es wird damit
gerechtfertigt –, Ihnen hätten die
Partner gefehlt und Sie hätten al-
les richtig gemacht. Sie haben im-
mer stur und brav auf das Einhal-
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Jahren noch darüber streiten kön-
nen, ob diese Politik erfolgreich
ist. Aber nach acht Jahren nicht er-
folgreicher Politik könnte diese
Bundesregierung überlegen, ob
das wirklich die richtige Politik
war. Nach acht Jahren, in denen
innerhalb der Europäischen Uni-
on weiterhin 20 Millionen Men-
schen arbeitslos sind, könnte die
SPD überlegen, ob sie nicht ihr
ganzes Gewicht dafür einsetzen
könnte, innerhalb der Europäi-
schen Union zu einer Investitions-
offensive zu kommen.

Die SPD könnte sich dafür ein-
setzen, dass endlich ausreichend
Geld für eine soziale und ökologi-
sche Transformation innerhalb
der Europäischen Union ausgege-
ben wird, damit die Menschen
wieder den Glauben haben, dass
das wunderbare Projekt der Euro-
päischen Union nicht nur für Frie-
den, sondern auch für Wohlstand
für sie persönlich steht.
Wo bleibt da die SPD? Setzen Sie
sich endlich dafür ein, dass wir ei-
ne offensive Investitionspolitik auf
europäischer Ebene bekommen.
Denn sonst haben viel zu viele das
Gefühl, Europa lässt sie im Stich.

Schauen wir uns die Spaltung
unserer Gesellschaft an. Sie haben
davon gesprochen, Frau Merkel,
dass es den Menschen in Deutsch-
land so gut geht wie noch nie. Ja,
der Durchschnitt kann allerdings
vieles verdecken. Hinter „den
Menschen“ verbergen sich näm-
lich ganz unterschiedliche Schick-
sale. Es gibt die Reichsten der Rei-
chen, die in den letzten Jahren
deutlich reicher geworden sind,
und wir hatten noch nie so viele
Milliardäre und Millionäre in
Deutschland.

Aber es gibt auch die anderen
Gruppen, die sich hinter diesem
Durchschnitt verstecken. Inzwi-
schen ist jeder zehnte Arbeitneh-
mer bzw. jede zehnte Arbeitneh-
merin von Armut bedroht, ob-
wohl sie Arbeit haben. Das ist
doppelt so viel wie noch vor zehn
Jahren, doppelt so viel wie zu Be-
ginn Ihrer Kanzlerschaft.

Oder wenn man sich anschaut,
wie sich das Aufstiegsversprechen

entwickelt hat: Für viel zu viele ist
das Aufstiegsversprechen immer
noch ein Versprechen, das für sie
nicht gilt, weil sie aus bildungsfer-
nen Haushalten bzw. aus Arbeiter-
haushalten kommen und weil für
sie eben nicht gilt, dass sie die
gleichen Chancen haben, ein
Gymnasium oder eine Universität
zu besuchen. Das liegt nicht da-
ran, dass sie weniger können, son-
dern daran, dass sie eine andere
Herkunft haben. All das versteckt
sich hinter dem Durchschnitt, und
all das ist politisch änderbar.

Denn es ist politisch durchsetz-
bar, ein faireres Steuersystem zu
haben. Es ist politisch durchsetz-
bar, eine bessere Ausstattung der
Infrastruktur, zum Beispiel einen
besseren Breitbandausbau, zu ha-
ben, damit abgehängte ländliche
Regionen an die boomenden
Städte angeschlossen werden. Es
ist möglich, ausreichend Geld zur
Verfügung zu stellen, damit es
auch in München, Frankfurt, Ber-
lin, Stuttgart und anderen Metro-
polen wieder ausreichend bezahl-
baren Wohnraum auch für die
Menschen mit niedrigerem Ein-
kommen gibt. Es ist möglich, eine
andere Arbeitsmarktpolitik zu ma-
chen und wieder mehr Geld zur
Verfügung zu stellen, damit die
Langzeitarbeitslosen wieder eine
Chance haben, einen guten sozial-
versicherungspflichtigen Job zu
bekommen. All das ist möglich.
Sie hatten zehn Jahre Zeit. Fangen
Sie doch wenigstens jetzt damit
an!

Frau Merkel, Sie haben von der
gerechten Gestaltung der Globali-
sierung gesprochen. Sie haben da-
von gesprochen, dass die neuen
Freihandelsabkommen besser
sind, weil sie Standards festlegen.
Das klang alles gut. Das Problem
ist nur: Dem ist nicht so. Wenn Sie
sich nämlich die Verträge genau
ansehen, dann finden Sie zwar
zum Beispiel das Vorsorgeprinzip
im Vertrag zu CETA erwähnt, aber
nur im Vorwort. Im Vertrag selbst
finden Sie die von Ihnen selbst
hochgelobten Standards nicht.

Im Vertrag finden Sie stattdessen
eine Konzernjustiz außerhalb un-

serer öffentlichen Gerichtsbarkeit.
Sie finden im Vertrag stattdessen
eine Bedrohung der Verbraucher-
schutz- und Umweltschutzstan-
dards, und Sie finden im Vertrag
stattdessen die Möglichkeit und
dementsprechend den Druck auf
die Kommunen, ihre kommunale
Daseinsvorsorge zu privatisieren.

Das, was Sie zur Regelung der
Globalisierung vorgestellt haben,
wäre zwar schön. Bloß, die Verträ-
ge machen leider genau das Ge-
genteil. Deshalb lehnen wir diese
Verträge ab.

Wir reden sehr viel von CETA
und TTIP. Bei diesen Verträgen
sollte man aber nie die EPAs ver-
gessen, die mit den Ländern West-
afrikas und Zentralafrikas abge-
schlossen werden sollen. Wenn
man sich mit den EPAs befasst,
dann kommt man zu Ihren Aussa-
gen zur Bekämpfung der Fluchtur-
sachen.

Ich will Ihnen überhaupt nicht
vorwerfen, Frau Merkel, dass auch
Sie keine gute Lösung für die
Schrecken des Bürgerkriegs in Sy-
rien haben, dass Sie keine gute Lö-
sung dafür haben, wie wir den
Bürgerkrieg im Irak oder in Afgha-
nistan beenden können. Das wirft
Ihnen niemand vor. Wir würden
uns sehr wünschen, dass es dafür
eine Lösung gäbe. Es gibt aber nur
kleine, schwierige, tastende Schrit-
te in Richtung Lösung, und die
Rolle, die Russland dabei spielt, ist
mehr als kontraproduktiv. Denn
das, was in Aleppo passiert, sind
schlicht Kriegsverbrechen, und das
kann man auch genau so nennen:
Es sind Kriegsverbrechen. Dazu
würde ich mir auch von dem ei-
nen oder anderen hier im Haus ei-
ne klare Aussage wünschen.

Was man aber dieser Regierung
vorwerfen kann, ist die Aussetzung
des Familiennachzugs. Da hatten
wir eine Lösung. Glauben Sie
wirklich, dass die Mütter, die Väter
und die minderjährigen Kinder,
wenn sie hier bei uns sind, ruhig
schlafen und sich vernünftig in
unsere Gesellschaft integrieren
können, wenn der Familiennach-
zug ausgesetzt bleibt? Das könn-
ten Sie ändern; das könnten Sie

anpacken. Deshalb appelliere ich
an Sie: Lassen Sie den Familien-
nachzug wieder zu, sei es aus
christlichen oder sei es aus huma-
nitären Gründen!

Was man Ihnen vorwerfen
kann, ist, dass bei den Fluchtursa-
chen, die wir verändern könnten,
nichts passiert. Ich sehe keine Ini-
tiative der Bundesregierung, end-
lich dafür zu sorgen, dass die hoch
subventionierten europäischen Fi-
scherflotten aufhören, die Gewäs-
ser vor den Küsten Afrikas, insbe-
sondere vor denen Westafrikas
und Zentralafrikas, leerzufischen,
sodass die einheimischen Fischer
zu Schleppern werden und Men-
schen – weil sie selbst keine Nah-
rungsgrundlage mehr haben –
hierhertransportieren. Das wäre
zu ändern und wäre eine echte Be-
kämpfung der Fluchtursachen.

Ich sehe auch keine Initiative,
die endlich einen fairen Umgang
mit den Kleinbauern Afrikas zum
Ziel hat. Zehntausende Kleinbau-
ern sind in den Ruin getrieben
worden durch den zunehmenden
Export von gefrorenem Geflügel-
fleisch, Milchpulver und anderen
Landwirtschaftsprodukten aus der
Europäischen Union. Von 2001
bis 2014 hat der Export von gefro-
renem Geflügelfleisch um 300
Prozent zugenommen und hat
Tausende und Abertausende Bäue-
rinnen und Bauern in den Ruin
getrieben. Deren Söhne haben
nun teilweise als Geflüchtete
Schutz bei uns gefunden. Sie wur-
den von ihren Familien geschickt
in der verzweifelten Hoffnung, et-
was Geld für die Ernährung der
Familie zu beschaffen. Das könn-
ten Sie verändern. Deshalb: Verän-
dern Sie es endlich, und sprechen
Sie nicht immer nur abstrakt von
Fluchtursachenbekämpfung!

Schauen wir uns den Klima-
schutz an. Frau Merkel, Sie haben
gesagt, es sei Ihnen immerhin ge-
lungen, Frau Hendricks mit einem
Klimaschutzplan nach Marrakesch
zu schicken; nun wisse man, was
die nächsten Schritte seien, die in
Deutschland zu gehen seien. Sie
haben recht: Es ist Ihnen gelun-
gen, Frau Hendricks mit einem
Klimaschutzplan nach Marrakesch
zu schicken. Aber man weiß des-
halb nicht, welches die nächsten
Schritte sind, die in Deutschland
zu gehen sind. Von Maßnahmen
steht nämlich nichts im Klima-
schutzplan. Sie haben zugelassen,
dass dieser Klimaschutzplan von
allen Maßnahmen entkernt wor-
den ist.

Herr Gabriel hat damit begon-
nen und hat den Plan zum Kohle-
ausstieg aus dem Klimaschutzplan
herausgestrichen. Herr Dobrindt
hat dann weitergemacht und hat
alle Maßnahmen, die dazu ge-
dacht waren, die Autoindustrie zu
modernisieren, aus dem Klima-
schutzplan herausgestrichen. Ge-
endet hat es mit Herrn Schmidt,

der alle Maßnahmen im Bereich
der Landwirtschaft herausgestri-
chen hat. Deshalb: Es genügt
nicht, nur einen Plan zu haben, in
dem nichts steht. Klimaschutz
muss konkret sein und bedeuten,
dass wir beginnen, in Deutschland
aus der Kohle auszusteigen und
die erneuerbaren Energien wieder
flottzumachen, und das nicht nur
aus Klimaschutz- und Umwelt-
schutzgründen, sondern auch aus
industriepolitischen Gründen;
denn die Zukunft wird die moder-
ne Energieversorgung sein. Dort
werden die Arbeitsplätze der Zu-
kunft entstehen. Hier besteht die
Möglichkeit, Menschen Hoffnung
zu geben. Wenn Sie es schon nicht
aus Klimaschutzgründen machen,
dann sollten Sie wenigstens aus
industriepolitischen Gründen auf-
hören, auf die alten Technologien
des 18. und 19. Jahrhunderts zu
setzen. Setzen Sie stattdessen auf
die Technologien des 21. Jahrhun-
derts.

Das würde bedeuten, die Chan-
cen, die in der Digitalisierung und
Elektrifizierung der Mobilitäts-
sparte bestehen, zu nutzen. Die
Frage, ob Arbeitsplätze im Bereich
des Verbrennungsmotors erhalten
bleiben oder ob Arbeitsplätze im
Bereich der emissionsfreien Fahr-
zeuge geschaffen werden, stellt
sich nicht. Die Gefahr besteht
doch, dass Arbeitsplätze im Be-
reich des Verbrennungsmotors
verloren gehen und neue Arbeits-
plätze nicht in Deutschland, son-
dern in den USA bei Tesla, in Ja-
pan bei Toyota und in Südkorea
bei Hyundai entstehen. Deshalb
ist es an der Zeit, endlich die
Chancen der Moderne zu nutzen
und auf die Digitalisierung und
die Elektrifizierung zu setzen.

Das sagen nicht nur wir. 40 gro-
ße deutsche Unternehmen haben
Ihnen ins Stammbuch geschrie-
ben, dass sie von der Bundesregie-
rung sowohl aus Klimaschutz-
gründen als auch aus Gründen der
Arbeitsplatzsicherung mehr Kli-
maschutz erwarten. Selbst die IG
Metall fordert inzwischen einen
Umbau der Autoindustrie, auch
aus Arbeitsplatzgründen. Ich er-
warte von Ihnen, dass Sie endlich
für einen Klimaschutzplan sorgen,
der den Namen auch verdient.

Wir brauchen für die Herausfor-
derungen, vor denen wir stehen,
und vor dem Hintergrund der gro-
ßen Unsicherheiten eine Politik,
die die wirklichen Probleme an-
geht. Lassen Sie uns dafür sorgen,
dass wir eine Politik gestalten, die
sozial ist, die gerecht ist, die öko-
logisch ist und die die Menschen
in diesem Land mitnimmt. Dann
haben wir alle Chancen, dass es
auch in Zukunft den Menschen in
diesem Land gut geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)
Auch der Verteidigungsetat soll massiv aufgestockt werden. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) bekannte sich
in ihrer Rede zum Nato-Ziel, zwei Prozent für das Militär auszugeben. © picture-alliance/dpa
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Thomas Oppermann, SPD:

Für Solidarität, Verlässlichkeit
und Sicherheit sorgen

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Sehr geehrte Frau Wagen-
knecht, ich habe Ihrer Rede
auch diesmal aufmerksam

zugehört und bin erstaunt: Wäh-
rend überall in der Welt der Schre-
cken über den Ausgang der Wahl
in den Vereinigten Staaten immer
noch groß ist, bekommen wir mit
Donald Trump jetzt offenbar ei-
nen Präsidenten, dem Sie etwas
abgewinnen können.

Ich habe mich gewundert, wie
Sie die ökonomische Kompetenz
von Donald Trump bewundert ha-
ben und gleichzeitig über die poli-
tischen Eliten in Europa gewettert
haben, die angeblich nur den
Mächtigen dienen. Früher hieß es:
„Proletarier aller Länder, vereinigt
euch!“; heute heißt es: Populisten
aller Länder, vereinigt euch!

Ihre Antwort auf den Populis-
mus von rechts ist mehr Populis-
mus von links. Sie wollen Frauke
Petry im Deutschen Bundestag
überflüssig machen. Aber mit Ih-
ren Reden tragen Sie dazu bei, die
AfD zu stärken.

Es gibt gar keinen Zweifel: Der
Ausgang der Wahlen in den Verei-
nigten Staaten wird die Rahmen-
bedingungen für die
Politik auch in
Deutschland verän-
dern. In den ameri-
kanischen Städten
gehen die jungen
Leute auf die Straße
– wie nach dem Bre-
xit in London – und
sagen: Not my Presi-
dent. Die Trump-
Wahl hat in der Tat
die westliche Welt erschüttert.
Aber demokratische Wahlen sind
auch dann richtig, wenn sie nicht
das gewünschte Ergebnis bringen.

Wir müssen den Ausgang der
Wahl selbstverständlich respektie-
ren; aber was nicht akzeptiert wer-
den kann, das ist die schmutzige
Art, in der dieser Wahlkampf ge-
führt wurde.

Die Demokratie lebt von Vo-

raussetzungen, die sie selbst nicht
herstellen bzw. garantieren kann.
Dazu gehören Anstand und der
Respekt vor der Würde anderer
Menschen. Der Rassismus von
Donald Trump, seine respektlose
Abwertung von Menschen, war
schon im Wahlkampf unerträg-
lich, aber ist, wenn es an der Spit-
ze des Staates praktiziert wird, ei-
ne Gefahr für die Demokratie. Die
Zerstörung der Demokratie dürfen
wir nicht zulassen.

Ich finde es schlimm, dass in
Großbritannien nach dem Brexit
und jetzt auch in den USA in den
Schulklassen Kinder von Einwan-
derern beschimpft werden, dass
Leute gegeneinander aufgewiegelt
werden und am Ende der Hass re-
giert. Das führt dazu, dass unsere
Demokratie vergiftet wird, und
das dürfen wir nicht zulassen.

Was unter Barack Obama noch
selbstverständlich zu sein schien,
nämlich dass der Kern des westli-
chen Bündnisses darin besteht,
unsere liberale Demokratie, unse-
re freie und offene Gesellschaft zu
verteidigen, das erscheint unter ei-
nem Präsidenten Donald Trump
nicht mehr selbstverständlich. Bei
ihm stehen Abschottung und na-
tionalstaatliche Politik im Vorder-
grund. Deshalb ist es kein Zufall,
dass der erste europäische Politi-
ker, den Trump empfangen hat,
Nigel Farage war, der die Spaltung
Europas durch den Brexit vorange-
trieben hat. Die Botschaft, die von
solchen Treffen ausgeht, ist ein-
deutig: Trump ist offenbar nicht
an einem vereinten Europa inte-
ressiert. Dabei sind ein geeintes
Europa und eine funktionierende
transatlantische Partnerschaft das
Fundament des Westens; denn nur

gemeinsam kön-
nen wir unsere
Werte verteidigen.

Es bereitet mir
große Sorge, dass
jetzt auf beiden
Seiten des Atlan-
tiks die Populisten
ihre Lautsprecher
aufgestellt haben.
Der Brexit in Eng-
land, Le Pen in

Frankreich – auch in Europa se-
hen immer mehr Menschen ihr
Heil in der Abschottung. Donald
Trump hat sich nicht nur gegen
TTIP und TPP, sondern auch für
die Einführung von Schutzzöllen
ausgesprochen. Das wäre das Ende
des freien Handels, wie wir ihn
kennen. Deutschland exportiert
jedes Jahr Güter im Wert von 114
Milliarden Euro in die USA. Eine

Abschottung der Märkte betrifft al-
lein in diesem Bereich 1 Million
Arbeitsplätze. Deshalb bin ich,
welche Schwierigkeiten es im Ein-
zelnen auch immer geben mag,
ob in Sicherheitsfragen oder beim
Handel, zutiefst davon überzeugt:
Nationalismus und Protektionis-
mus sind die falsche Antwort.

Wir sollten uns jetzt aber auch
davor hüten, auf die Wähler von
populistischen Parteien herabzu-
schauen. Wählerbeschimpfung
steht einer Demokratie schlecht
zu Gesicht genauso wie die herab-
lassende Aussage: Wir müssen
euch das nur besser erklären. – To-
ni Hofreiter, ich fand es übrigens
gut, dass auf dem Parteitag der
Grünen dazu eine nachdenkliche
Diskussion geführt wurde; sie ist
ja hier weitergeführt worden. Ich
fand es gut, dass der Leiter des Bü-
ros der Heinrich-Böll-Stiftung in
Washington treffend gesagt hat:
Wir müssen den „Duktus der mo-
ralischen Überlegenheit“ in der
öffentlichen Debatte ablegen. –
Denn genau dieser moralische
Zeigefinger schweißt die Wähler
populistischer Parteien erst richtig
zusammen.

Statt die Wähler zu beschimp-
fen, sollte diese Wahl ein Weckruf
für alle Demokraten sein, um sich
auf die Frage zu konzentrieren,
was die Menschen in ihrem Alltag
wirklich beschäftigt und interes-
siert. Ich sehe hier zwei Erwartun-
gen: Erstens. Die Menschen wol-
len – das ist ganz klar – einen
handlungsfähigen Staat, einen
Staat, der Regeln setzt und auch
durchsetzt, einen Staat, der die
Menschen vor Kriminalität und
Gewalt beschützen kann. Zwei-
tens. Die Menschen wollen einen
Staat, der soziale Sicherheit bietet,
der Menschen auffängt, wenn sie
aufgrund von wirtschaftlichen
Entwicklungen ihren Arbeitsplatz
verloren haben, und verhindert,
dass sie sozial abrutschen.

Wenn Unsicherheit und Angst
in der Gesellschaft zunehmen,
dann müssen wir für Solidarität,
für Verlässlichkeit und für Sicher-
heit sorgen.

Aber wir brauchen auch klare
Spielregeln für die Demokratie.
Die Demokratie lebt vom Streit,
sie lebt von Rede und Gegenrede;
aber sie lebt nicht von Falschmel-
dungen und Hassbotschaften.
Deshalb haben wir in der Tat –
auch die Bundeskanzlerin hat da-
rüber gesprochen – ein riesiges
Problem beim Umgang mit der
Wahrheit in den sozialen Medien.
Immer mehr offene Hetze, Falsch-

meldungen und Meinungsroboter
sind dort unterwegs. Deshalb ist es
absolut richtig, jetzt auf Facebook
und andere Anbieter massiv Druck
zu machen, damit die Persönlich-
keitsrechte von betroffenen Bürge-
rinnen und Bürgern durchgesetzt
werden können.

Ich finde, wer eine solche Platt-
form betreibt, um Geld zu verdie-
nen, der muss auch verpflichtet
werden, das geltende Recht durch-
zusetzen. Diese Unternehmen ha-
ben hier ihre Niederlassungen,
um Werbung zu verkaufen; aber
sie haben keine
Kontaktstellen, an
die sich Ermittler
wenden können,
um Auskunft zu be-
kommen, wer sich
hinter einer strafba-
ren Äußerung ver-
birgt. Lieber Volker
Kauder, ich finde,
wir sollten mit ver-
einten Kräften, gemeinsam mit
dem Justizminister und allen in
diesem Haus etwas dagegen tun.
Das wäre ein guter Schritt.

Die Zukunft der Demokratie
steht in diesen Wochen aber auch
in der Türkei auf dem Spiel. Präsi-
dent Erdogan hat einen zerstöreri-
schen Prozess in Gang gesetzt. Fast
140 000 Staatsbedienstete sind
seit dem Putschversuch entlassen.
Eine Verhaftungswelle geht durch
das Land. Ich sage: Wer Richter,
Staatsanwälte, Journalisten und
Abgeordnete verhaftet, wer die
Opposition ins Gefängnis steckt,
der zerstört die Demokratie, und
dazu darf Europa nicht schweigen.

Ich finde es gut, dass Abgeord-
nete aus allen Fraktionen im
Deutschen Bundestag Patenschaf-
ten für verhaftete Parlamentsabge-
ordnete in der Türkei übernom-
men haben. Wir müssen ein
wachsames Auge auf das haben,
was dort passiert.

Was da passiert, ist für viele
Menschen eine große Enttäu-
schung, insbesondere für die Men-
schen, die sich jahrelang für die
Türkei eingesetzt haben. Erdogan
hat seit seinem Amtseintritt 2003
die Türkei aufgebaut. Er war es,
der sie von einem Entwicklungs-
land zu einem Schwellenland ge-
macht hat, der die Lebensumstän-
de von Millionen Türken verbes-
sert hat, der sein Land für die Welt
geöffnet hat, und wir haben ihn
dabei unterstützt. Jetzt reißt er al-
les wieder ein. Er zerstört nicht
nur sein Lebenswerk, sondern
auch die moderne Türkei. Wenn
er jetzt, wie geplant, die Todesstra-
fe einführt, dann wäre das das au-
tomatische Ende der EU-Beitritts-
verhandlungen. Da kann es kein
Vertun geben.

Vor dem Hintergrund kann ich
gut nachvollziehen, dass das Euro-
päische Parlament die Verhand-
lungen zunächst auf Eis legen will.
Auch wenn wir über die Entwick-

lung in der Türkei enttäuscht sind,
wenden wir uns nicht vom türki-
schen Volk ab. Es gibt dort Millio-
nen Bürger, die eine demokrati-
sche Türkei in einem freien
Europa wollen, und diese Bürger
haben unsere volle Solidarität.

Meine Damen und Herren,
auch wenn der Flüchtlingsstrom
nach Deutschland in den letzten
Monaten deutlich abgenommen
hat, träumen weiterhin viele junge
Menschen davon, nach Europa zu
kommen. Ich konnte mir kürzlich
in Marokko persönlich ein Bild

davon machen, wie
viele Menschen, vor
allem junge Män-
ner aus Nordafrika,
dort auf ihre Chan-
ce warten. Sie wol-
len Arbeit und ein
besseres Leben, und
sie wollen irgend-
wie über das Mittel-
meer kommen. Es

muss ihnen ganz klar gesagt wer-
den: Das ist nicht der richtige Weg
nach Europa. – Dieser Weg ist le-
bensgefährlich, und er wird für
viele zu einer bitteren Enttäu-
schung führen, weil ihr Asylgesuch
nicht anerkannt wird. Umso wich-
tiger finde ich es, dass wir diesen
Menschen eine Möglichkeit auf-
zeigen, unter welchen Vorausset-
zungen sie legal nach Deutsch-
land kommen können. Dazu
müssen wir zwischen Asyl und Ar-
beitseinwanderung besser unter-
scheiden. Unser Asylsystem ist
auch deshalb so überlaufen, weil
wir diese Unterscheidung nach au-
ßen hin faktisch nicht mehr ma-
chen. Deshalb haben wir ein Ein-
wanderungsgesetz vorgelegt. Die
meisten Menschen in Deutsch-
land haben verstanden, dass wir
spätestens dann, wenn die gebur-
tenstarken Jahrgänge in Rente ge-
hen, auf die Einwanderung von
gut qualifizierten Fachkräften an-
gewiesen sind, und sie wollen
auch, dass wir das in kontrollierter
Form erlauben und vernünftig re-
geln. Wir brauchen Regeln für die
Einwanderung, Regeln, die jeder
versteht und die am besten in die-
sem Hause erarbeitet werden soll-
ten.

Eine der wichtigsten Gerechtig-
keitsfragen unserer Zeit bezieht
sich auf die wachsende Kluft zwi-
schen den Regionen. Es gibt zu
viele Regionen in Deutschland, in
denen sich die Menschen von der
Zukunft keine Verbesserung ihrer
Versorgung erwarten. Arztpraxen
schließen, Buslinien werden ge-
strichen und Schulen nicht sa-
niert, die Jungen ziehen weg, die
Alten bleiben – diesen Prozess
können wir natürlich nicht von
heute auf morgen aufhalten; aber
wir können etwas tun: Wir wollen
gleichwertige Lebensverhältnisse,

©
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damit unser Land zusammenhält
und nicht weiter auseinanderdrif-
tet.

Deshalb ist es gut, dass sich
Bund und Länder auf die Neure-
gelung des Bund-Länder-Finanz-
ausgleichs geeinigt haben. Das
war am Ende nur möglich, weil
der Bund ab 2020 10 Milliarden
Euro zur Verfügung stellt und da-
mit faktisch eine Garantenstellung
für gleichwertige Lebensverhältnis-
se in Deutschland übernommen
hat.

Noch nie zuvor
hat der Bund fi-
nanzschwache Län-
der und Kommu-
nen so stark entlas-
tet wie in dieser
Wahlperiode. Der
Bund hat die Kos-
ten der Flüchtlings-
aufnahme getragen
und sich auch an
den Integrationskosten beteiligt.
Der Bund hat ein 3,5 Milliarden-
Programm für finanzschwache
Kommunen auf den Weg ge-
bracht. Wir haben die Mittel für
den sozialen Wohnungsbau von
500 Millionen Euro auf 2 Milliar-
den Euro vervierfacht. Zudem ha-
ben wir 5 Milliarden Euro für die
Kommunen bereitgestellt, um sie
finanziell zu stärken.

Die Bundeskanzlerin hat den
Streit über den Verteilungsschlüs-
sel angesprochen. In der Tat be-
günstigt der Verteilungsschlüssel
die finanzkräftigen Kommunen,
weil er dort zu einem höheren
Pro-Kopf-Aufkommen führt als
bei den finanzschwachen. Das
halte ich nicht für angemessen.

Frau Bundeskanzlerin, wir ha-
ben darüber gestritten. Ich habe
einen besseren Verteilungsschlüs-
sel. Dem stimmen die 16 Minis-
terpräsidenten aber nicht zu.

Der Unterschied ist: Ich hätte
das auch gegen die Ministerpräsi-
denten im Bundestag entschieden.

Mir hätte die Zustimmung von
Volker Kauder gereicht. Ich finde,
der Bundestag kann seine Ent-
scheidungen selber treffen.

Wenn wir uns einmal ansehen,
was wir zur Entlastung der Länder
alles gemacht haben – wir haben
das BAföG übernommen und vie-
le andere Dinge gemacht – und
was wir zur Entlastung der Kom-
munen alles auf den Weg gebracht
haben, dann können wir, wie ich
finde, damit zufrieden sein; denn
das sind gezielte Investitionen in
den sozialen Zusammenhalt unse-
res Landes.

Meine Damen und Herren, ei-
nes liegt meiner Fraktion ganz be-
sonders am Herzen, nämlich dass
der Bund endlich die Schulen in
besonders finanzschwachen Kom-
munen unterstützen kann. Ich fin-
de, es ist ein Unding, dass in unse-
rem Land Schulen teilweise in ei-
nem miserablen Zustand sind,
weil Städte und Gemeinden nicht

genug Geld haben, um eine an-
ständige Schule für unsere Kinder
bereitzustellen, während der Bund
Haushaltsüberschüsse hat, das
Grundgesetz aber verbietet, einen
Teil davon für die Modernisierung
der Schulen einzusetzen. Ich bin
froh, dass wir diesen absurden Zu-
stand endlich beenden.

Wir werden das Grundgesetz än-
dern und dem Bund in Zukunft
erlauben,

Bildungsinfrastruktur in den
Kommunen mitzufinanzieren.

Wir ändern aber
nicht nur das
Grundgesetz, son-
dern legen auch ein
3,5 Milliarden-Pro-
gramm für finanz-
schwache Kommu-
nen auf, damit
Schulen saniert und
modern ausgestat-
tet werden können.

Ich wundere mich dann doch,
was der Ministerpräsident aus Ba-
den-Württemberg dazu sagt.

Er sagt – ich möchte ihn mal zi-
tieren –: Bei der Bildung verläuft
die rote Linie für mich. Ein sol-
cher Zugriff des Bundes wäre ein
massives Einfallstor in den Kern-
bereich der föderalen Landesho-
heit.

Also, liebe Grüne, ich denke, ihr
seid eine progressive Partei. Was
lasst ihr euch von Kretschmann ei-
gentlich alles bieten? Der ist ja
konservativer, als die Polizei er-
laubt.

Man hat in Baden-Württemberg
den Eindruck: Das ist gar nicht
Schwarz-Grün, sondern eher
Schwarz-Schwarz – mit leichtem
Farbunterschied.

Ich glaube, ich spreche einigen
Grünen dabei aus der Seele.

In der Sache machen wir, glaube
ich, etwas Gutes. Ich bin über-
zeugt davon, dass der Bund hier-
mit – neben dem BAföG – ein
zweites Instrument für mehr
Chancengerechtigkeit in die Hand
bekommt. Wir wollen Bildungs-
chancen für alle, unabhängig da-
von, aus welchen Elternhäusern
die Kinder kommen, oder auch
unabhängig davon, welche Fi-
nanzkraft ihre Heimatgemeinde
hat.

Dass wir all das finanzieren
können, liegt an der guten wirt-
schaftlichen Situation. Wir haben
stabiles Wachstum, wir haben im-
mer mehr sozialversicherungs-
pflichtige Arbeitsplätze. Wir be-
schließen am Freitag den vierten
Haushalt in Folge, der ausgegli-
chen sein wird – die letzten bei-
den wiesen sogar Überschüsse auf
–, die Renten steigen – in diesem
Jahr um 4 Prozent, im nächsten
Jahr werden sie um 2 Prozent stei-
gen –, und nächstes Jahr steigt
auch zum ersten Mal der Mindest-
lohn. Diese wirtschaftliche Pros-
perität kam nicht von selbst, und
sie bleibt auch nicht automatisch

so. Sie ist das Ergebnis harter Ar-
beit. Deshalb müssen wir massiv
investieren in eine moderne Infra-
struktur, in den sozialen Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft, aber
auch in Forschung und Entwick-
lung.

Gleichzeitig bietet diese wirt-
schaftliche Stärke auch die Chan-
ce, soziale Defizite in dieser Ge-
sellschaft zu beseitigen; denn der
Wohlstand kommt nicht bei allen
Menschen gleichermaßen an. Ar-
mut, Abstiegsängste und Arbeits-
losigkeit gibt es weiterhin. Des-
halb ist es gut, dass wir ab dem
nächsten Jahr den Unterhaltsvor-
schuss für Alleinerziehende deut-
lich ausweiten, meine Damen und
Herren.

Ministerin Manuela Schwesig
hat sich darum intensiv geküm-
mert. Damit stärken wir die Al-
leinerziehenden, aber vor allen
Dingen ihre Kinder, die von der
Trennung ihrer Eltern betroffen
sind. Deren Schicksal darf nicht
davon abhängig sein, ob Unter-

halt gezahlt wird oder nicht.
Es gibt auch viele, die einen Job

haben, aber trotzdem ein großes
Gefühl der Unsicherheit haben,
zum Beispiel die 15 000 Angestell-
ten bei Kaiser’s Tengelmann, die
seit Monaten um ihre Arbeitsplät-
ze bangen. Ich danke Sigmar Ga-
briel dafür, dass er gegen massive
Widerstände für den Erhalt dieser
Arbeitsplätze am Ende mit Erfolg
gekämpft hat.

Es ist unsere Aufgabe, für Sicher-
heit zu sorgen. Wir investieren in
diesem Haushalt massiv in Perso-
nal und Ausstattung der Polizei.
Der Etat des Innenministers
wächst um mehr als 1 Milliarde
auf fast 9 Milliarden Euro. Bis
2020 schaffen wir 4 300 neue Stel-
len bei den Sicherheitsbehörden;
es gibt allein 1 000 Stellenanhe-
bungen bei der Polizei. Und wir
werden dafür sorgen, dass Ein-
bruchskriminalität in Deutschland
härter bestraft wird und dass Poli-
zeibeamte besser geschützt wer-
den. Wer Polizeibeamte, Rettungs-

kräfte oder Feuerwehrleute an-
greift, der greift uns alle an und
der wird künftig härter bestraft
werden.

Es ist unsere Aufgabe, das Ver-
trauen in die Rente wiederherzu-
stellen. Wir brauchen eine doppel-
te Haltelinie: Das Rentenniveau
darf nicht ins Bodenlose sinken –
das schulden wir den Älteren –,
und die Beiträge dürfen nicht as-
tronomisch steigen; das schulden
wir den Jüngeren. Wir brauchen
einen ausbalancierten Kompro-
miss. Ich hoffe, dass wir am Don-
nerstag im Koalitionsausschuss
diesbezüglich etwas zustande
bringen.

Es ist unsere Aufgabe, für Ge-
rechtigkeit in diesem Land zu sor-
gen; denn nur mit sozialer Ge-
rechtigkeit wird es auch eine stabi-
le Demokratie geben. Lassen Sie
uns gemeinsam daran arbeiten!

(Anhaltender Beifall bei der SPD –

Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Kauder, CDU/CSU:

Einen Schwerpunkt auf
die junge Generation legen

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Ja, was heute mehrfach ange-
sprochen wurde, stimmt:
Deutschland steht gut da. –

Und was Thomas Oppermann ge-
sagt hat, stimmt auch: Das ist
nicht vom Himmel gefallen, son-
dern Ergebnis einer großen Ge-
meinschaftsarbeit von fleißigen
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, von risikofreudigen Un-
ternehmern, vor allem unseren
mittelständischen Familienbetrie-
ben in diesem Land, und einer
richtigen Politik der letzten Jahre.
Für diese richtige Politik der letz-
ten Jahre steht natürlich Angela
Merkel als Bundeskanzlerin.
Deshalb haben wir mit der Erklä-
rung der Bundeskanzlerin, für
weitere vier Jahre zur Verfügung
zu stehen, alle Chancen, diese gu-
te Position für unser Land auszu-
bauen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-

gen, das wird nicht einfach wer-
den; denn wir stehen vor großen
Herausforderungen und müssen
das den Menschen in unserem
Land auch sagen – nicht um sie zu
belehren, sondern um ihnen mit-
zuteilen, welche Herausforderun-
gen wir sehen und was wir glau-
ben tun zu können, um diese He-
rausforderungen zu meistern.

Die erste große Herausforde-
rung ist die demografische Ent-
wicklung. Wir stehen nicht unmit-
telbar davor, sondern sind mitten-
drin in diesem Prozess. Die demo-
grafische Entwicklung hat drama-
tische Konsequenzen – nicht nur
für die Frage, wie viele Arbeitskräf-
te in Zukunft in unserem Land zur
Verfügung stehen, sondern auch
für die Frage, welche Infrastruktur
wir in den nächsten Jahren brau-
chen, und vor allem für die Frage,
welche Infrastruktur wir uns leis-
ten können und uns auch zu leis-
ten bereit sind. Sind wir beispiels-
weise bereit, den in unseren länd-
lichen Räumen lebenden Men-
schen, auch wenn ihre Zahl dort
zurückgeht, zu sagen: „Wir wer-
den in den ländlichen Räumen
auch dieselbe Qualität wie in den
Ballungsgebieten zur Verfügung
stellen“?

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wenn wir dies nicht
machen, hat dies Folgen. Das Er-
gebnis können wir in Frankreich
besichtigen. Dort gibt es kilome-
terweise ländliche Räume, in de-

nen sich nichts mehr bewegt, weil
dort genau dieser Weg nicht ge-
gangen wurde. Deswegen brau-
chen wir nicht nur Geld für Kom-
munen, denen es schlechter geht,
sondern Investitionen in unsere
ländlichen Regionen, dass sie
nicht den Eindruck haben, sie
würden abgehängt, wie es in Ame-
rika der Fall gewesen ist, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

Dafür bietet dieser Haushalt
auch alles.

Dass die Grünen an dieser Stelle
nicht klatschen, hängt damit zu-
sammen, dass sie nicht die Partei
der ländlichen Räume, sondern
der Universitäts- und Großstädte
sind. Das ist natürlich etwas ganz
anderes, um das einmal deutlich
zu machen

– Lieber Herr Hofreiter, das ist
wahrscheinlich auch der einzige
Punkt, an dem ich Sie jetzt atta-
ckiere. Ich könnte auch sagen: Sie
sind nicht einmal bereit, Ihren
einzigen Ministerpräsidenten zu
verteidigen. Das ist mir eine schö-
ne Truppe hier, die das nicht tut.

Das kann ich auch nur sagen.
Aber damit will es bleiben lassen.

Dafür bietet dieser Haushalt
auch eine ganze Menge. Da geht
es nicht nur – Sie haben es zu
Recht angesprochen – um die In-
frastruktur für ein schnelles Inter-
net, also die Leitungen. Im ländli-
chen Raum sind wir auch darauf
angewiesen, Güter, die dort pro-
duziert werden, schnell woanders-
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hin zu transportieren. Der ländli-
che Raum lebt natürlich vom
schnellen Internet. Er lebt aber
auch davon, dass in diesen Re-
gionen nach wie vor Produktion
stattfindet. Und von dort, wo
Produktion stattfindet, müssen
die Güter, wenn sie nicht am Ver-
wendungsort aus dem 3D-Dru-
cker fallen, irgendwohin gefah-
ren werden. Deswegen ist eine
gute Straßen- und Eisenbahnver-
bindung etwas Zentrales.

Dafür schafft dieser Haushalt
die geeigneten Voraussetzungen.
Ich bin jetzt über 20 Jahre Mit-
glied des Deutschen Bundestages
und kann mich nicht erinnern,
dass jemals so viel Geld für Ver-
kehrsinfrastruktur zur Verfügung
gestellt worden wäre wie in die-
ser Legislaturperiode, liebe Kolle-
gen. Das ist eine gute Botschaft
für das Land.

Die Demografie ist also eine
der ganz großen Herausforde-
rungen. Hier sind jetzt schnell
Antworten fällig. Zur Demogra-
fie gehört auch: Ein älter werden-
des Land birgt immer die Gefahr,
dass Innovationen nicht mehr so
ernst genommen werden. Aber
auch ein älter werdendes Land
kann dann ein modernes Land
sein und bleiben, wenn es sich
die Freude am Neuen erhält, am
Entdecken, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Damit dieses auch
in Zukunft möglich ist und vor
allem in einer immer schneller
werdenden Zeit möglich ist,
müssen wir uns einmal ernsthaft
darüber unterhalten – „ernst-
haft“ sage ich und nicht im
schnellen Vorbeireden –: Welche
Veränderungen müssen wir vor-
nehmen, dass das Entdecken
und dass die Freude am Neuen
möglich werden? Ich erkenne
manche bürokratische Hürde,
die es den Leu-
ten erschwert,
das Neue zu ent-
decken und
Freude am Neu-
en zu haben, lie-
be Kolleginnen
und Kollegen.
Darüber müssen
wir einmal re-
den.

Dann geht es
natürlich auch darum, Start-up-
Unternehmen zu unterstützen.
Es geht nicht nur darum, dass
Geld zur Verfügung gestellt wird,
sondern auch darum, dass Mög-
lichkeiten geschaffen werden,
ohne dass Bürokratie alles gleich
mit Mehltau belegt und die jun-
gen Leute die Freude daran ver-
lieren.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wenn wir sagen: „Die De-
mografie ist eine der großen He-
rausforderungen“, dann müssen
wir klar und deutlich sagen, dass
wir in unserer politischen Arbeit
einen Schwerpunkt auf die junge

Generation legen müssen. Ich
weiß natürlich, dass wir das, was
an Ansprüchen erworben wurde,
auch schützen und sichern wer-
den. Aber wenn wir in diesen Ta-
gen über die Zukunft unserer So-
zialversicherungssysteme und
über die Rente diskutieren, dann
ist der Hinweis von Thomas Op-
permann richtig, dass wir sowohl
auf das Rentenniveau achten
müssen als auch auf die Belast-
barkeit der jungen Generation.
Ich finde sogar, dass wir noch
deutlicher machen müssen: Eine
alternde Gesellschaft braucht fit-
te junge Menschen, und zwar
nicht nur körperlich fitte, son-
dern mental fitte junge Men-
schen, Menschen, die den Ein-
druck haben, dass man sie unter-
stützt und nicht belastet, wenn
sie in diesem Land bereit sind,
Verantwortung zu übernehmen.
Das gehört bei der Rentendiskus-
sion in den Vordergrund. Darauf
werden wir auch achten.

So richtig es ist, was wir ge-
macht haben, dass wir für die
Pflege einiges getan haben –
nicht nur einiges, sondern eine
ganze Menge –, so richtig war es
auch – darüber ist schon gar
nicht mehr gesprochen worden
–, dass wir auch für Kinder und
junge Familien mit unseren Be-
treuungsmöglichkeiten, die wir
geschaffen haben, eine Menge
getan haben. Das Traurige an der
ganzen Geschichte ist nur, dass
sowohl bei der Ganztagesbetreu-
ung wie auch in der Schule die
Länder in vielen Bereichen nicht
in der Lage waren, das anzusto-
ßen, sondern immer nur der
Bund eingreifen muss, obwohl er
dafür eigentlich gar nicht zustän-
dig ist. Ich muss sagen: Ich bin
leidenschaftlicher Verfechter des
Föderalismus. Aber dann muss

der Föderalismus
auch seine Aufgaben
erfüllen, liebe Kolle-
ginnen und Kolle-
gen, und darf nicht
immer nur im Deut-
schen Bundestag
nach Geld rufen.

Wir haben jetzt
noch einmal ein Pro-
gramm für finanziell
notleidende Kom-

munen aufgelegt, mit dem auch
in der Schulpolitik einiges getan
wird. Das machen wir. Aber ich
habe grundsätzlich Verständnis
für den baden-württembergi-
schen Ministerpräsidenten, der
sagt: Wir müssen aufpassen, dass
die Kompetenzen, die zwischen
Bund und Ländern föderal ge-
trennt worden sind, auch in Zu-
kunft so erhalten bleiben. – Hier
kommt der entscheidende
Punkt, Kollege Oppermann: Wir
haben keinen Umverteilungsfö-
deralismus, sondern wir haben
einen Wettbewerbsföderalismus,
und bei dem muss auch deutlich

werden, wer seine Aufgaben bes-
ser macht und wer sie weniger
gut macht. Ich erkenne relativ
wenig Freude an einer solchen
Diskussion.

Wenn wir sagen: „Wir müssen
gerade für die junge Generation
mehr tun“, dann betrifft das na-
türlich die Bildung. Da ist natür-
lich klar, dass wir entsprechende
Bildungseinrichtungen haben
müssen. Das können wir vom
Bund unterstützen. Aber ich sehe
mit großer Sorge,
wie in einigen
Bundesländern die
Qualität in der
Schulausbildung
dramatisch zu-
rückgeht. Da kann
ich nur sagen: Die
Bildungspolitik
darf von ihren Er-
gebnissen her
nicht Teil einer So-
zialpolitik sein. Wenn wir nicht
bereit sind, den Leistungsgedan-
ken in der Bildung zu fördern,
werden wir unser blaues Wunder
erleben, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Ich kann mich darüber nur
wundern: Wenn hier in Berlin
die Frage gestellt wird: „Frau
Schulsenatorin, sagen Sie uns
doch mal, wie es denn möglich
war, dass die Ergebnisse beim
Abitur wieder wesentlich besser
waren als im letzten Jahr“, dann
sagt die Dame mit einem Lä-
cheln auf den Lippen, das sei
ganz einfach, man habe die An-
forderungen nach unten genom-
men. – Da kann ich nur sagen:
So werden wir den immer schwe-
rer werdenden Wettbewerb in
unserer Welt nicht gewinnen.
Wenn wir die Besten sein wollen,
mit den besten Löhnen, mit den
besten Ergebnissen, dann brau-
chen wir in unserem Land auch
die beste Ausbildung, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, und die
sehe ich in manchem Bundes-
land nicht mehr.

Wenn wir unsere jungen Men-
schen qualifiziert ausbilden,
dann brauchen sie auch, damit
sie in unserem Land bleiben und
zu unserem Wohlstand beitra-
gen, qualifizierte Arbeitsplätze.
Es ist schon bemerkenswert, wie
da in den einzelnen Reden über
das Soziale gesprochen wurde,
aber so wenig darüber, dass zu-
nächst einmal in der Wirtschaft
das erwirtschaftet werden muss,
was wir nachher im sozialen Be-
reich einsetzen können.

Da würde ich mir schon ein
bisschen mehr Verständnis auch
für die Fragen und die Sorgen in
der Wirtschaft wünschen. Es ist
nicht nur richtig, dass wir auf das
hören, was die Menschen be-
wegt, sondern es ist auch richtig,
dass wir auf die hören, die in der
Wirtschaft Arbeitsplätze zur Ver-
fügung stellen.

Wir haben in dieser Legislatur-
periode ein Gesetz für weniger
Bürokratie gemacht, mit dem
schönen deutschen Grundsatz
„One in, one out“: Wenn durch
eine Maßnahme mehr Bürokra-
tie beschlossen wird, muss sie
woanders zurückgenommen
werden. – Wir haben jetzt noch
ein paar Gesetzgebungsvorhaben
vor uns, die für die Wirtschaft
nicht ganz einfach sind. Da er-
warte ich dann aber auch – da-

rauf werden wir
großen Wert legen
–, dass jede zusätz-
liche bürokratische
Belastung woan-
ders zurückgenom-
men wird. Wir
sind nicht glaub-
würdig, wenn wir
ein solches Gesetz
machen und dann
sagen: Das biss-

chen Bürokratie nehmen wir
auch noch mit. – Nein, da muss
nun konsequent gehandelt wer-
den. Ich bitte auch die Bundesre-
gierung, uns dabei zu helfen
und es nicht einfach zu vernied-
lichen.

Die Bundeskanzlerin hat da-
rauf hingewiesen, Kollege Hof-
reiter auch – mit unterschiedli-
chem Akzent, was bemerkens-
wert ist, aber nicht verwundert –,
dass es natürlich große Heraus-
forderungen in unserer Wirt-
schaft gibt. Da spielt die Auto-
mobilindustrie eine große Rolle.
Auch da dürfen wir die Dinge
nicht verniedlichen. Es ist völlig
unstreitig, dass die notwendige
Entwicklung hin zum Elektroau-
to dazu führen wird, dass die
Wertschöpfung in den großen
Automobilwerken auf 40 Pro-
zent dessen zurückgehen wird,
was wir bisher haben; das ist von
Daimler-Benz, von VW und auch
von anderen so gekommen.

Das heißt, dass wir uns, lieber
Kollege Oppermann, jetzt in ers-
ter Linie nicht darüber Gedan-
ken machen müssen, von wo
Fachkräfte hierherkommen
könnten, sondern darüber, wo
diejenigen, die ihren Arbeits-
platz in diesem Bereich in Zu-
kunft nicht mehr haben werden,
Arbeitsplätze finden. Das wird
das zentrale Thema sein.

Das erwarten die Menschen als
Antwort – nicht, dass wir pau-
schal auf Zuwanderung setzen.

Im Übrigen haben wir in
Europa als einzige große Wirt-
schaftsregion in der Welt ein un-
glaubliches Potenzial. Es wird
schon einiges getan. Aber ich
würde mir wünschen, dass wir
noch viel mehr Wert darauf le-
gen, dass junge Menschen aus
dem gesamten europäischen
Raum, wo sie keine Arbeit ha-
ben, zu uns kommen und hier
Arbeit finden können. Ich muss
nicht nach Asien oder sonst wo-

hin schauen, um Arbeitskräfte
für unsere Wirtschaft zu erhal-
ten.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich wünsche mir, dass sich
vor allem die großen Aktienge-
sellschaften ein bisschen sensib-
ler in der Öffentlichkeit bewe-
gen; denn sie sind es, die erheb-
lich zur Irritation in unserer Ge-
sellschaft beitragen, und es sind
nicht die Familienbetriebe. Das,
was wir in diesen Tagen bei VW
erlebt haben – 23 000 Stellen
streichen und den Bonus für
Leute zu erhöhen, die sich wirk-
lich nicht verdient gemacht ha-
ben, und das mit Zustimmung
des Aufsichtsrates, in dem die
Landesregierung von Nieder-
sachsen sitzt –, ist kein gutes Bei-
spiel für Kultur in unserem
Land, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Oder wenn ich an die Diskus-
sion über die Deutsche Bank
denke. Heute Morgen war zu le-
sen, was Wolfgang Schäuble da-
zu in einem Satz gesagt hat.
Wenn dort Leute sagen, sie kön-
nen den Bonus nicht zurückbe-
zahlen – obwohl sie wirklich
nicht erfolgreich waren –, weil
das schlecht für andere wäre,
dann kann ich nur den Satz von
Wolfgang Schäuble wiederholen:
Das hat etwas mit Fastnacht und
Karneval, aber nicht mit ernst-
hafter Wirtschaft in unserem
Land zu tun, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Lassen Sie mich zum Schluss
noch einen Hinweis geben. Wir
wollen nicht nur auf andere
schauen, sondern auch auf uns.
Auch wir, der Deutsche Bundes-
tag, hat noch eine Aufgabe vor
sich, die Norbert Lammert völlig
zu Recht angemahnt hat. Es geht
darum, ein Wahlrecht vielleicht
doch noch hinzubekommen,
das den 19. und 20. Deutschen
Bundestag arbeitsfähig hält. Wir
müssen diese Frage klären, und
zwar nicht nur, weil Populisten
dann fragen: Warum sitzen hier
750 Abgeordnete? – Das Pro-
blem ist doch vielmehr, dass in
Ausschüssen in der Größenord-
nung von 50 oder noch mehr
Kolleginnen und Kollegen eine
sinnvolle politische und parla-
mentarische Arbeit nicht mehr
möglich ist. Deswegen unterstüt-
ze ich, dass wir zu einem Ergeb-
nis kommen müssen. Wir sind
uns alle einig, dass da etwas ge-
schehen soll. Und wenn wir uns
alle einig sind, dann sollten wir
doch auch etwas hinbekommen.
Es ist immer schlecht, wenn
man selber ein Problem hat und
es nicht lösen kann, aber mit
dem Finger auf andere zeigt, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.
Deswegen ermuntere ich alle,
hier mitzumachen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Thomas Jurk, SPD:

Mehr für den Zusammenhalt
unserer Gesellschaft tun

Thomas Jurk (*1962)
Landesliste Sachsen

Vor drei Jahren wurde der
Koalitionsvertrag unter-
zeichnet. Ein zentrales Ver-

sprechen dieser Vereinbarung war,
die Neuverschuldung dauerhaft zu
stoppen, die Schuldenstandsquote
zu senken und dabei die Investiti-
onskraft von Bund, Ländern und
Kommunen sicherzustellen. Mit
Blick auf den letzten regulären
Haushalt dieser Wahlperiode stel-
le ich fest: Wir haben Wort gehal-
ten.
Der Bund macht in dieser Wahlpe-
riode nicht einen einzigen Euro
neue Schulden. Die Schulden-
standsquote sinkt in dieser Wahl-
periode um mehr als 10 Prozent
und wird voraussichtlich 2020 die
im Maastricht-Vertrag vereinbarte
Grenze von 60 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes unterschreiten.
Und – was für mich am wichtigs-
ten ist –: Wir stellen die Investiti-
onskraft von Bund, Ländern und
Kommunen nicht nur sicher, wie
es im Koalitionsvertrag heißt, son-
dern stärken sie in nie dagewese-
ner Weise.
So haben wir die Ausgaben für In-
vestitionen in den parlamentari-
schen Beratungen zum Bundes-

haushalt 2017 um 2,8 Milliarden
Euro auf mehr als 36 Milliarden
Euro erhöht. Im Vergleich zum
Jahre 2013 haben wir damit ohne
Berücksichtigung der Einzahlun-
gen in den ESM die Investitionen
des Bundes von 24,8 Milliarden
Euro auf 36 Milliarden Euro, das
heißt um rund 45 Prozent, gestei-
gert. Die Investitionsquote im
Bundeshaushalt erhöht sich da-
durch von 8,1 Prozent 2013 auf 11
Prozent im kommenden Jahr. Ich
finde, das kann sich mehr als nur
sehen lassen.
Die Entlastungen des Bundes für
die Länder und Gemeinden sind
inzwischen kaum noch zu über-
blicken, wie uns kürzlich auch der
Bundesrechnungshof wieder be-
stätigt hat. Einige Highlights
möchte ich dennoch erwähnen.
Der Bund erstattet den Kommu-
nen die Kosten der Grundsiche-
rung im Alter seit 2014 vollstän-
dig. Im Jahr 2017 werden dies vo-
raussichtlich rund 7 Milliarden
Euro sein. Von dieser Entlastung
profitieren insbesondere finanz-
schwache Kommunen, was uns
Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten besonders wichtig ist.
Der Bund investiert seit Jahren
auch massiv in den Kitaausbau
und beteiligt sich an den Betriebs-
kosten mit inzwischen rund 1 Mil-
liarde Euro jährlich. 2017 legen
wir beim Kitaausbau noch einmal
mehr als 200 Millionen Euro
drauf. Außerdem werden die Mit-
tel für das Bundesprogramm
„Sprach-Kitas“ auf 278 Millionen
Euro erhöht, das heißt mehr als
verdoppelt.
Der Bund beteiligt sich auch im-
mer stärker an den Kosten der Un-
terkunft bei der Grundsicherung
für Arbeitsuchende und lässt den

Gemeinden einen immer höheren
Anteil an der Umsatzsteuer zu-
kommen. Allein durch den erst
gestern im Haushaltsausschuss ab-
schließend beratenen Gesetzent-
wurf zur weiteren Entlastung von
Ländern und Kommunen werden
diese bis zum Jahre 2019 um wei-
tere 20 Milliarden Euro entlastet.
Das ist doch eine gute Botschaft
für unsere Kommunen.
Nicht zuletzt haben wir im Jahre
2015 einen Kommunalinvestiti-
onsförderungsfonds eingerichtet
und mit Mitteln in Höhe von 3,5
Milliarden Euro ausgestattet. Wir
wollen diesen Fonds mit einem
Nachtragshaushalt demnächst auf
7 Milliarden Euro aufstocken. Mit
den Fondsmitteln werden Investi-
tionen finanzschwacher Kommu-
nen mit einem Fördersatz von bis
zu 90 Prozent bezuschusst. Der
Kofinanzierungsanteil der Kom-
munen von mindestens 10 Pro-
zent kann auch von den Ländern
übernommen werden.
Damit gezielt die finanzschwa-
chen Kommunen profitieren,
muss dies aber auch ermöglicht
werden. Ich fordere daher die Län-
der auf, ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden.
Obwohl wir in dieser Woche den
letzten regulären Bundeshaushalt
dieser Wahlperiode beschließen
werden, sind wir Haushälter in
den kommenden Monaten ja
nicht ganz beschäftigungslos;
denn wir müssen noch die Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen unter Dach und Fach
bringen. Ich erwähne das, weil
diese Reform die Länder um wei-
tere rund 10 Milliarden Euro rei-
cher und den Bund entsprechend
ärmer macht.
– Ja, Johannes, da hast du völlig

recht. Denn in der Summe ist das
alles nicht unproblematisch, wer-
den damit doch die Gestaltungs-
möglichkeiten des Bundes zuneh-
mend eingeschränkt. – Ich will
auch nicht verhehlen, dass ich die
einmütige Entscheidung der Mi-
nisterpräsidenten, auf die dritte
Stufe des Finanzausgleichs, den ei-
gentlichen Länderfinanzausgleich,
zu verzichten, sehr kritisch sehe.
Trotzdem ist unser Kurs richtig.
Denn wir müssen ganz zweifellos
mehr für den Zusammenhalt un-
serer Gesellschaft tun. Gerade
hierbei sind nicht nur der Bund,
sondern auch die Länder in der
Pflicht, die insbesondere ihre Ver-
antwortung für eine den Aufgaben
angemessene finanzielle Ausstat-
tung der Kommunen wahrneh-
men müssen.
Gerade in den strukturschwachen
Regionen unseres Landes fühlen
sich viele Menschen abgehängt.
Sie merken, dass sich der Staat in
den letzten Jahren zurückgezogen
hat, sei es bei der Gesundheitsver-
sorgung, dem öffentlichen Nah-
verkehr oder der inneren Sicher-
heit. Ebenso ist vom Ausbau der
digitalen Infrastruktur in vielen
Regionen noch nichts zu sehen.
Das sind einige jener Gründe für
Verunsicherung und Enttäuschung
im Land, die sicherlich auch wir
Abgeordneten alle spüren. Des-
halb brauchen wir einen starken
und handlungsfähigen Staat, und
zwar auf allen staatlichen Ebenen.
Wir wollen nicht, dass Bürgerweh-
ren für die öffentliche Ordnung
und Sicherheit sorgen müssen.
Deshalb stärken wir mit diesem
Haushalt die deutschen Sicher-
heitsbehörden massiv; meine Vor-
redner sind darauf eingegangen.
Der Etat des Bundesinnenminis-
ters wächst um rund 1 Milliarde
Euro – ein wichtiger Beitrag zur
Verbesserung der inneren Sicher-
heit bei uns im Land. Damit neh-
men wir auch die Sorgen der Men-
schen in Deutschland auf.
Wir tun auch etwas für den öffent-
lichen Personennahverkehr, in-
dem wir den Ländern zusätzlich
noch einmal mehr als 200 Millio-
nen Euro Regionalisierungsmittel
zuschieben. Damit soll das Leis-
tungsangebot im Schienenperso-
nennahverkehr gesichert und auch
weiter ausgebaut werden. Außer-
dem erhöhen wir das Eigenkapital
der Deutschen Bahn um 1 Milliar-
de Euro und verzichten in den
kommenden vier Jahren auf Divi-
denden in Höhe von insgesamt
1,4 Milliarden Euro. Damit wird
die Finanzierung der Wachstums-
und Qualitätsoffensive der Bahn
sichergestellt, welche die Bahnan-
bindung vieler Regionen in
Deutschland verbessern soll. Wir
werden sehr darauf achten, dass
das auch tatsächlich geschieht.
Wir verstärken erneut die Mittel
für den sozialen Wohnungsbau.
Denn intakte Stadtquartiere sind

gelebter Zusammenhalt. Wir tun
auch mehr für die digitale Infra-
struktur, insbesondere für den
Breitbandausbau im ländlichen
Raum, indem wir die Mittel dafür
jetzt erneut um mehr als 1,3 Milli-
arden Euro erhöhen. Das sind
dann seit 2014 insgesamt 4 Milli-
arden Euro für Breitbandausbau.
Wenn ich davon sprach, dass sich
viele Menschen abgehängt fühlen,
so trifft das teilweise auch auf die
Straßeninfrastruktur zu. Die Stra-
ßen auf dem Lande nicht mehr zu
asphaltieren, sondern nur noch zu
schottern, wie kürzlich in einer
Studie für Sachsen vorgeschlagen,
verstärkt allerdings die Spaltung in
unserem Land.
Deshalb bin ich froh, dass wir auf
Bundesebene in dieser Wahlperi-
ode deutlich mehr Geld für den
Straßenbau einsetzen. Deshalb ist
es so wichtig, die Länder und Ge-
meinden finanziell so auszustat-
ten, dass sie auch in die Straßener-
haltung investieren können.
Wir müssen uns auch noch stärker
darüber Gedanken machen, wie
wir die Infrastruktur unter ande-
rem bei Schiene und Straße in
strukturschwachen Räumen erhal-
ten und ausbauen können – Herr
Kauder ist darauf ja eingegangen
–; denn ohne eine adäquate Ver-
kehrsanbindung wird ein entspre-
chender Strukturwandel wohl
kaum gelingen. Das heißt, die Be-
darfsplanung muss schwerpunkt-
gerecht angepasst werden.
Meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir hatten im Koalitions-
vertrag die Umsetzung prioritärer
Maßnahmen in Höhe von rund
23 Milliarden Euro vereinbart.
Dieses Ziel haben wir nicht nur er-
reicht, sondern wir sind weit darü-
ber hinausgegangen. Wir haben
mehr in Bildung, Forschung und
Infrastruktur investiert. So stärken
wir den Zusammenhalt bei uns im
Land. Die Menschen müssen im
Alltag erfahren, dass wir nieman-
den vergessen. Dabei bleibt auch
weiterhin viel zu tun – bei Investi-
tionen in Bildung und sozial ab-
gehängte Stadtteile sowie struktur-
schwache Regionen ebenso wie
bei der wirtschaftlichen Moderni-
sierung unseres Landes. Daran
wollen und werden wir weiter ar-
beiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU )
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Dies ist eine gekürzte Form der De-
batte. Es sprachen zudem Gerda Has-
selfeldt (CDU/CSU), Bettina Hagedorn
(SPD), Antje Tillmann (CDU/CSU),
Dennis Rohde (SPD), Rüdiger Kruse
(CDU/CSU), Sigrid Hupach (Die Lin-
ke), Marco Wanderwitz (CDU/CSU),
Tabea Rößner (Bündnis 90/Die Grü-
nen), Martin Dörmann (SPD), Ulle
Schauws (Bündnis 90/Die Grünen)
und Hiltrud Lotze (SPD).

Eigentlich ging es vergangene Woche im Bundestag um den Haushalt. Doch viele der Redner äußerten sich mit
Sorge über den Wahlsieg des neuen republikanischen US-Präsidenten Donald Trump (r.). © abaca
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Volks-Entscheid in Italien
Gibt es eine neue Verfassung?

Wichtiges Ereignis in Italien

In Italien gibt es nächstes Wochenende 
so eine Art Wahl.

Sie ist für das Land sehr wichtig.

Denn: Dabei geht es 
um die Politik von Italien.

Es geht aber auch 
um die Politik von ganz Europa.

Im folgenden Text 
steht mehr darüber.

Italien

Italien ist ein Land in Europa.

Es liegt südlich von Deutschland.

Das heißt: Auf einer Karte liegt es 
unterhalb von Deutschland.

Man erkennt es gut. 
Denn seine Form ist so ein bisschen 
wie die von einem Stiefel.

Die Hauptstadt von Italien ist Rom.

Volks-Entscheid in Italien

Wie gesagt: 
In Italien gibt es am Wochenende 
so eine Art Wahl.

Man nennt diese Wahl auch: 
Volks-Entscheid.

Mit „Volk“ meint man 
die Bürger von einem Land.

Und „Entscheid“ bedeutet, 
dass diese Bürger 
eine Entscheidung treffen dürfen.

„Volks-Entscheid“ bedeutet also: 
Die Bürger in einem Land 
dürfen mit-entscheiden. 
Und zwar 
bei einem ganz bestimmten Thema.

Das funktioniert zum Beispiel so:

Politiker machen einen Vorschlag. 
Zum Beispiel für ein neues Gesetz.

Die Wähler entscheiden dann: 
- Das Gesetz soll es geben. 
- Oder: Das Gesetz soll es nicht geben.

leicht  

erklärt!



Volks-Entscheid in Italien  •  Gibt es eine neue Verfassung?

Worum geht es beim 
Volks-Entscheid in Italien?

Bei dem Volks-Entscheid 
am nächsten Wochenende 
geht es darum: 
Man will die Verfassung von Italien 
ändern.

Was ist eine Verfassung?

Eine Verfassung ist 
so eine Art Gesetz.

Und zwar das wichtigste Gesetz 
von einem Land.

In einer Verfassung stehen 
die wichtigsten Regeln für das Land.

Zum Beispiel:

- Welche Rechte die Bürger haben.

-  Wer in einem Land 
welche Aufgaben erledigt. 
 Das heißt: 
 - Wer das Land leitet. 
 - Wer die Gesetze macht. 
 - Wer Verbrecher bestraft.

Man kann also sagen: 
Durch den Volks-Entscheid 
ändern sich vielleicht 
die wichtigsten Regeln von Italien.

Was genau 
will man ändern?

Italien ist eine Demokratie.

Bei einer Demokratie 
bestimmen die Bürger, 
was in einem Land passiert.

Das machen sie aber meistens 
nicht selbst. 
Sie wählen Politiker, 
die für sie sprechen.

Diese Politiker kommen dann 
in einer großen Gruppe zusammen.

Die Gruppe nennt man: Parlament.

Und die Politiker vom Parlament 
machen in einem Land wichtige Dinge.

Zum Beispiel:

- Sie machen Gesetze.

-  Sie entscheiden, für was Geld 
in ihrem Land ausgegeben wird.

-  Sie passen auf, dass die Regierung 
ihre Arbeit richtig macht. 
Die Regierung sind die Politiker, 
die ein Land leiten.

Natürlich hat auch Italien 
ein Parlament.

Die Politiker in diesem Parlament 
sind in 2 große Gruppen aufgeteilt.

Die eine Gruppe hat den Namen: 
Abgeordneten-Kammer.

Die andere Gruppe hat den Namen: 
Senat.

Beide Gruppen sind gleich wichtig.

Das heißt: 
Sie haben die gleichen Rechte.

Beide dürfen zum Beispiel 
bei neuen Gesetzen mit-entscheiden.

Das gibt aber manchmal Probleme.

Denn: 
Die beiden Gruppen 
sind sich nicht immer einig.

Zum Beispiel: 
Wie ein neues Gesetz sein soll.

Dann streiten sie sehr lange darüber.

Und es dauert sehr lange, 
bis ein Gesetz fertig ist.

Das ist manchmal schlecht 
für die Politik von einem Land.

Denn manchmal muss ein Land 
schnell auf bestimmte Probleme 
reagieren.

Und schnell ein neues Gesetz machen.



Darum will man 
die Verfassung von Italien ändern.

Die wichtigste Änderungen sollen sein:

1)  Der Senat 
soll weniger Rechte bekommen.

Er soll nicht mehr 
so viel zu sagen haben 
wie die Abgeordneten-Kammer.

Dann könnte 
die Abgeordneten-Kammer 
viele Gesetze alleine machen.

Und zwar oft viel schneller.

2)  Außerdem sollen im Senat 
weniger Mitglieder sein.

3)  Und der Senat soll anders gewählt 
werden als heutzutage.

Bisher wählen die Bürger von Italien 
die Mitglieder vom Senat.

Ab sofort soll das nicht mehr so sein.

Die neue Regel soll so sein: Italien ist 
in mehrere Regionen aufgeteilt.

In jeder Region gibt es 
ein eigenes Parlament.

Und diese Parlamente 
sollen in Zukunft entscheiden, wer 
für ihre Region in den Senat kommt.

Folgen für Italien

In Italien gibt es 
verschiedene Meinungen 
zur Verfassungs-Änderung.

Darum ist auch nicht sicher, 
wie der Volks-Entscheid ausgeht.

Viele Menschen 
finden die Neuerungen gut.

Sie sagen zum Beispiel:

-  Das Parlament 
kostet dann nicht mehr so viel.

-  Man kann Gesetze schneller machen. 
Und viel schneller 
auf Probleme reagieren.

Viele Menschen 
finden die Neuerungen 
aber auch nicht gut.

Sie sagen zum Beispiel:

Die Bürger bestimmen nicht mehr 
die Mitglieder vom Senat.

Dann haben die Wähler nicht mehr 
so viel zu sagen.

Folgen für 
den Chef von der Regierung

Der Volks-Entscheid 
ist auch wichtig 
für einen bestimmten Politiker 
von Italien.

Sein Name ist: 
Matteo Renzi.

Er ist der Chef 
von der italienischen Regierung.

Von der Regierung kommt auch 
die Idee zur Verfassungs-Änderung.

Das heißt: 
Matteo Renzi möchte, 
dass man die Verfassung erneuert.

Deswegen hat er gesagt: 
Die Abstimmung entscheidet auch 
über seine Zukunft.

Denn: 
Wenn die Wähler Ja 
zu der Verfassungs-Änderung sagen, 
dann bleibt Renzi Chef 
von der Regierung.

Aber: 
Wenn die Wähler Nein sagen, 
dann hört Renzi 
als Chef von der Regierung auf.
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Volks-Entscheid in Italien  •  Gibt es eine neue Verfassung?

Für Italien wäre das
eine wichtige Sache.

Denn:

Der Regierungs-Chef ist der
wichtigste Politiker in der Regierung.

Und die Regierung leitet ja das Land.

Der Regierungs-Chef
kann also die Politik von einem Land 
in eine bestimmte Richtung lenken.

Wenn es also
einen neuen Regierungs-Chef gibt, 
dann kann sich auch viel
in der Politik ändern.

Folgen für Europa

Vielleicht hat der Volks-Entscheid 
sogar für ganz Europa Folgen.

Denn:

Italien ist Mitglied
in der Europäischen Union.

Das ist eine Gruppe
von mehreren europäischen Ländern.
Genauer: Von 28.

Sie haben sich zusammen-getan.
Denn sie wollen in Europa
eine bessere Politik machen.

Sie wollen nicht nur
die einzelnen Länder beachten.
Sondern ganz Europa.

Italien ist ein wichtiges Land
in der Europäischen Union.

Die Politik von Italien
kann Auswirkungen
auf ganz Europa haben.

Matteo Renzi
fi ndet die Europäische Union gut.
Darum unterstützt er sie
mit seiner Politik.

Vielleicht gibt es
nach dem Volks-Entscheid
einen neuen Regierungs-Chef
in Italien.

Und vielleicht fi ndet der
die Europäische Union nicht so gut.

Er unterstützt sie dann
vielleicht weniger.

Das wäre schlecht
für die Europäische Union.

Darum sind viele Menschen
in ganz Europa gespannt,
wie der Volks-Entscheid ausgeht.

Der Volks-Entscheid ist für Italien also 
eine ganz besonders wichtige Sache.

Aber auch für den Regierungs-Chef 
Matteo Renzi.

Und für die Europäische Union.

Am 4. Dezember fi ndet er statt.

Dann entscheiden die Menschen in 
Italien über die neue Verfassung.

Danach wird sich für Italien
einiges ändern.

leicht 
erklärt!


